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Liebe Leserinnen und Leser 

Um die Finanzen der öffentlichen 
Haushalte des Bundes sowie zahlrei­
cher Kantone und Gemeinden steht 
es zurzeit nicht gut. Gerade in einer 
Zeit der wirtschaftlichen Krise mit 
hoher Arbeitslosigkeit ist aber der 
Staat an zwei Fronten herausgefor­
dert: einerseits sollte er die Rah­
menbedingungen für die Wirtschaft 
verbessern (oder zumindest nicht 
verschlechtern), anderseits aber die 
wachsenden sozialen Nöte lindern. 
Eine schwierige Aufgabe. Leider 
wird die aktuelle sozialpolitische 
Diskussion allzusehr vom Zwang 
zum Sparen beherrscht. Auch die 
laufenden oder geplanten Revisio­
nen der Sozialversicherungen unter­
liegen diesem Druck. Der Bundesrat 
hat in Aussicht gestellt, noch im Sep­
tember in einer Botschaft seine Vor­
schläge für unumgängliche Einspa­
rungen darzulegen. Oberstes Ziel 
wird sein, die knappen Mittel mög­
lichst wirksam einzusetzen. 
Bei der beruHichen Vorsorge stehen 
bekanntlich keine Gelder der öffent­
lichen Hand im Spiel. Der Bund hat 
mit dem BVG nur Mindestanforde­
rungen für die von der Wirtschaft 
auf freiwilliger Basis geschaffene 
Zweite Säule aufgestellt, um so die 
Lücken im Drei-Säulen-Gebäude 
auszubessern. Der Weiterbau war 
für spätere (bessere?) Zeiten aufge­
schoben worden. Das BVG von 
1982 war ein wichtiger Schritt zu ei­
nem System, welches uns bei Invali­
dität und im Alter die «Fortsetzung 
der gewohnten Lebenshaltung in 
angemessener Weise» ermöglichen 
soll. Wir stehen nun - vorgegeben 
durch die Übergangsbestimmungen 
der Bundesverfassung - vor dem 
zweiten Schritt. Er soll der BVG-
Eintrittsgeneration im unteren Ein­
kommensbereich den gesetzlichen 
Mindestschutz in der beruHichen 
Vorsorge gewährleisten sowie weite­
re Mängel beheben. Der Schritt will 
gut überlegt sein. Daher befasst sich 
das vorliegende Heft mit den mögli­
chen Inhalten der ersten BVG-Revi­
sion. Die divergierenden Meinungen 
der Arbeitgeber-, Arbeitnehmer­
und Pensionskassenvertreter lassen 
eine schwierige Suche nach dem 
gangbaren Weg erwarten. Der Bun­
desrat wird 1994 seine Lösungsvor­
schläge vorlegen, 

Walter Seiler, Direktor BSV 



K u r z c h r o n i k 

Wohneigentumsförderung 

Der Ständerat hat am 10. Juni 1993 
als Zweitrat der Vorlage des Bun­
desrates für die Regelung der 
Wohneigentumsförderung mit Mit­
teln der berufUchen Vorsorge zuge­
stimmt. Zwischen dem Beschluss 
des Ständerates und demjenigen des 
Nationalrates bestehen nur noch ge­
ringfügige Differenzen, die im Lau­
fe der Herbstsession 93 ausgeräumt 
werden dürften, so dass die Vorlage 
in absehbarer Zeit in Kraft treten 
kann. Der Ständerat hat - entgegen 
seiner vorberatenden Kommission -
Wert darauf gelegt, dass die durch 
den Einsatz von Vorsorgegeldern in 
das Wohneigentum entstehenden 
Lücken im Vorsorgeschutz der Ver­
sicherten geschlossen werden kön­
nen, sei dies durch entsprechende 
Angebote oder durch Informatio­
nen der Vorsorgeeinrichtung über 
Zusatzversicherungen. Die Mitfi­
nanzierung solcher Zusatzversiche-
rangen kann aUerdings vom Arbeit­
geber nicht verlangt werden. 

Freizügigkeit 
Am 17. Juni hat der Ständerat auch 
dem Entwurf des Bundesrates für 
ein Freizügigkeitsgesetz zugestimmt. 
Die noch bestehenden Differenzen 
zwischen Nationalrat und Ständerat 
sind nicht von grösster Tragweite: 
• Der Ständerat möchte die nicht 
beanspruchten Freizügigkeitsgutha­
ben erst nach zwei Jahren der Auf­
fangeinrichtung überweisen, wenn 
innerhalb dieser Frist der Vorsorge­
nehmer der Vorsorgeeinrichtung 
keine anderweitige Verfügung bean­
tragt hat. 
• Die Voraussetzung des Barbezugs 
für die Aufnahme einer selbständi­
gen Erwerbstätigkeit wUl der Stän­
derat an den Nachweis der Aufnah­
me einer solchen Tätigkeit knüpfen, 
um Missbräuche zu verhindern. 
• Der neuen Vorsorgeeinrichtung 
des Vorsorgenehmers soU ein ver­
stärktes Einsichts- und Einforde-
rungsrecht bzw. eine entsprechende 
Pflicht gegenüber der bisherigen 
Einrichtung eingeräumt werden. 
• Dem Vorsorgenehmer ist als Min­
destbetrag bei Austritt aus der Vor­
sorgeeinrichtung bereits ab dem 20. 
Altersjahr ein Zuschlag von 4 Pro­
zent pro Altersjahr mitzugeben, dies 
Un Gegensatz zum Nationalrat, der 
sich für 5 Prozent ab Alter 25 aus­
sprach. 

• Bei einer TeU- oder Gesamtliqui­
dation besteht nach der Auffassung 
des Ständerates neben dem An­
spruch auf Austrittsleistungen ein 
individueller bzw. ein kollektiver 
Anspmch auf freie Mittel der Ein­
richtung. Diese Mittel sind, wie das 
übrige Vermögen der Einrichtung, 
aufgrund der Veräusserungswerte zu 
berechnen. Vorsorgeeinrichtungen, 
die den Grundsatz der Bilanzierang 
in geschlossener Kasse beachten 
müssen, dürfen bei einer TeU- oder 
Gesamtliquidation versicherungs­
technische Fehlbeträge anteilsmäs-
sig abziehen, sofern dadurch nicht 
das BVG-Altersguthaben ge­
schmälert wird. 

• Die Vorsorgeeinrichtung hat dem 
Vorsorgenehmer jährlich die regle­
mentarischen Austrittsleistungen 
und das Altersguthaben rttitzutei-
len. 

Diese Differenzen dürften in der 
Herbstsession 93 bereinigt werden, 
so dass das Gesetz auf den I.Januar 
1995 in Kraft treten könnte. 

ALV-Referendum 
Das Referendum gegen den dringU­
chen Bundesbeschluss über Mass­
nahmen in der Arbeitslosenversiche­
rung vom 19, März 1993 ist zustande­
gekommen. Der Schweizerische Ge­
werkschaftsbund und die Sozialde­
mokratische Partei der Schweiz ha­
ben der Bundeskanzlei 65647 be­
glaubigte Unterschriften einge­
reicht; davon sind nach MitteUung 
der Bundeskanzlei 64 137 gültig. Das 
Schweizervolk vvird dazu (und 
gleichzeitig auch zu den dringUchen 
Beschlüssen in der Krankenversiche-
rang) am 26. September 1993 Stel­
lung nehmen können. Weitere Infor­
mationen dazu auf Seite 25. 

Mehrwertsteuer 
Im Zusammenhang mit der Be­
handlung der neuen Finanzordnung 
haben die eidgenössischen Räte am 
18. Juni 1993 den Bundesbeschluss 
über Massnahmen zur Erhaltung 
der Sozialversicherung verabschie­
det. Dantit wird in der Bundesver­
fassung (Art. 41"=' Abs.3'"0 die 
Grandlage geschaffen, den Satz der 
Umsatzsteuer um höchstens ein 
Prozent anzuheben, wenn dies aus 
demografischen Gründen zur Fi­
nanzierung der AHI-Vorsorge er­
fordertich ist. Die Bestimmung 
kann aber nur wirksam werden. 

< 

( / ) 
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wenn sie in der - auf den 28. No­
vember 1993 festgelegten - Volks­
abstimmung zusammen ntit der 
neuen Finanzordnung (Übergang 
zur Mehrwertsteuer) angenommen 
wird. 
Aufgrund einer Übergangsbestim­
mung zur neuen Finanzordnung 
(Art. 8 Abs. 4) sollen in den ersten 
fünf Jahren nach Einführung der 
Mehrwertsteuer pro Jahr fünf Pro­
zent des Ertrages dieser Steuer für 
die Prämienverbilligung in der 
Krankenversicherung zugunsten un­
terer Einkommensschichten ver­
wendet werden. 

Militärpflichtersatz für 
Behinderte 
Die Kommission für soziale Sicher­
heit und Gesundheit des Ständerates 
befasste sich am 28.129. Juni unter 
dem Vorsitz von Ständerat Hans 
Jörg Huber mit der Vorlage des 
Bundesrates für die Revision des 
Bundesgesetzes über den MiUtär­
pflichtersatz (s. CHSS 3/93 S.14). 
Beim umstrittensten Punkt der Re­
vision - der LeistungspfUcht für Be­
hinderte - will die Kommission wei­
tergehen als der Bundesrat. Mit 7 zu 
4 Stimmen beantragt sie dem Ple­
num, Personen, die eine IV-Rente 
oder eine Hilflosenentschädigung 
beziehen, ungeachtet ihrer wirt­
schaftUchen Situation gänzüch von 
der Ersatzpflicht zu befreien. Pflich-
tig blieben danach nur noch wenige 
gutsituierte Behinderte, die keine 
Rente beziehen. In der Gesamtab­
stimmung passierte die Vorlage mit 
9 zu 0 bei einer Enthaltung. 

BV-Kommission 
Die Eidgenössische Kommission für 
die berufliche Vorsorge hat am 30. 
Juni an ihrer zweiten Sitzung in ihrer 
dritten Amtsperiode zu gewichtigen 
Problemen im Rahmen der ersten 
BVG-Revision Stellung genommen. 
So empfiehlt sie dem Bundesrat, den 
eidgenössischen Räten zugunsten 
der Eintrittsgeneration eine Ände­
rung vorzuschlagen, nach welcher 
der heute geltende BVG-Koordina­
tionsabzug eingefroren wird, bis die­
ser zwei Drittel der einfachen voUen 
maximalen AHV-Rente ausmacht. 
Dies dürfte nach neuesten Schätzun­
gen erst im Jahre 2005 der Fall sein. 
Damit würde dem Verfassungsauf­
trag hinsichtlich der Bezüger von 
kleinen Einkommen, der Teilzeitbe-
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schäftigten und der älteren Arbeit­
nehmer/innen weim auch nicht voU­
ständig, so doch zum TeU Rechnung 
getragen. BezügUch der Ergän­
zungsgutschriften empfiehlt die 
Kommission die unverzügUche Aus­
arbeitung einer entsprechenden 
Botschaft, dantit die aufgrand von 
Artikel 33 BVG ab Ende 1993 vor­
handene Lücke für die Erbringung 
von Ergänzungsgutschriften bald-
mögUchst geschlossen werden kann. 
Feraer empfiehlt die Kommission 
dem Bundesrat, die heute zahlrei­
chen tmd praktisch bedeutsamen 
Sammeleinrichtungen im Gesetz zu 
regeln, dantit die für die Praxis wich­
tige Rechtssicherheit bei der Lei­
stungsbegrenzung auf das einzelne 
Vorsorgewerk dieser Sammelein­
richtungen hergestellt werden kann. 
Diese Kodifikation soll im ZGB und 
Un OR, nicht aber im BVG und im 
öffentlichen Recht erfolgen. Die 
Diskussionen über die Probleme der 
Teuerungsanpassung der obUgatori­
schen Altersrenten und über ttie Si­
chersteUung der ausserobUgatori­
schen Leistungen wurden ausge­
setzt, um zunächst weitere Ab­
klärungen vorzunehmen. Diese Be­
ratungen dürften jedoch ebenfalls 
bis Ende November 1993 abge­
schlossen sein. 

Unfallverhütung 
Der Bundesrat hat am 30. Juni eine 
Änderung der Verordnung über die 
Festsetzung der Prätitienzuschläge 
für die UnfaUverhütung beschlossen. 
Damit steigt der Prämienzuschlag 
am 1. Januar 1994 von zurzeit 0,5 atti 
0,75 Prozent der Nettopräntie in der 
Nichtberafsunfallversicherung, was 
bei einem durchschnittUchen Lohn 
einer Erhöhimg von etwa 2 auf 3 
Franken jährUch entspricht. Der Prä­
mienzuschlag für BerufsunfäUe und 
-krankheiten bleibt dagegen unver­
ändert bei 6,5 Prozent der Nettoprä­
ntie, da die Prävention hier in den 
letzten Jahren zu einem Rückgang 
der Versicherungsfälle geführt hat. 
Im Gegensatz dazu haben bei den 
NichtberufsunfäUen besonders die 
Sport-, Freizeit- und HaushaltunfäUe 
weiter zugenommen. Die Mittel aus 
dem Prämienzuschlag für Nichtbe-
rufsunfäUe fliessen zum grössten TeU 
(82%) der Beratungsstelle für Un­
faUverhütung zu, der Rest den Un-
fallversicherem, die dantit eigene 
Unfallverhütungsaktionen finanzie­
ren. 

AHV-/IV-Kommission 

Unter dem Vorsitz von BSV-Direk­
tor Walter SeUer kam die Eid­
genössische ' AHV/IV-Kommission 
am 2. JuU zu ihrer 90. Plenarsitzung 
zusammen. Im Vordergrand der 
Verhandlungen standen folgende 
Punkte: 
• Erhöhung des IV-Beitragssatzes 
auf den I.Januar 1995 und entspre­
chende Senkung des EO-Beitrags­
satzes; 
• Anpassung des oberen Grenzbe­
trages der sinkenden Beitragsskala 
für die Bemessung der Beiträge der 
Selbständigerwerbenden und der 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh­
mer ohne beitragspflichtige Arbeit­
geber in der AHV auf den I.Januar 
1994 und die entsprechenden Ände­
rungen der AHW, I W und EOV; 
• Anpassung der Gesamtentschädi­
gung und anderer Beträge in der EO 
an die Teuerung; 
• Anpassung des Zinsabzuges vom 
rohen Einkommen auf dem im Be­
trieb investierten Eigenkapital auf 
den I.Januar 1994; 
• neue Verordnungsbestimmungen 
für die Anrechnung von Erziehungs­
gutschriften für geschiedene Frauen 
auf den I.Januar 1994 aufgrund des 
Bundesbeschlusses über Leistungs­
verbesserungen in der AHV und IV 
und ihre Finanzierung; 
• Vereinfachung der Bemessung 
der Vergütungen der IV bei Unter­
bringung ausserhalb einer Kranken­
oder Kuranstalt während der Ein-
gUederang; 
• Neuregelung zur Bemessung des 
kleinen Taggeldes während der erst­
maligen Ausbildung; 
• diverse admirtistrative Änderun­
gen in der A H W (Art. I I I und 165 
Abs. 2 Bst. a); 
• diverse Änderungen der Verord­
nung über Geburtsgebrechen auf 
den I.Januar 1994. 
Die Kommission hat aUen Verord­
nungsänderungen zugestimmt und 
sich ntit der Erhöhung des IV-Bei­
tragssatzes unter der Voraussetzung 
der Kompensation beim EO-Bei­
tragssatz einverstanden erklärt. 

10. AHV-Revision 
Die Komntission des Ständerates 
zur Vorberatung der 10. AHV-Revi­
sion tagte am 7. JuU unter dem Vor­
sitz von Ständerat Kündig. Nach­
dem sie sich im Mai von der Ver­
waltung über das vom Nationalrat 

vorgesehene SpUttingmodeU hatte 
infomtieren lassen, hörte sie nun 
Vertreter/innen der Sozialpartner 
und der Frauenorgartisationen so­
wie Experten des VoUzugs der Er­
sten und Zweiten Säule an. Im Mit­
telpunkt der Anhömngen standen 
die Auswirkungen des SpUttings auf 
die verschiedenen Versicherten-
gmppen sowie die PraktikabiUtät 
und die Koordination ntit der Zwei­
ten Säule. 

Die Komntission hat von der 
Verwaltung zusätzUche Unterlagen 
und Auskünfte verlangt; insbeson­
dere ist ein Grundlagenpapier über 
die mögUche Ausgestaltimg einer 
Einheitsrente zu ersteUen. Die 
Kommission führt ihre Beratungen 
am 16./17. August weiter 

ALV-Revision 
Am 8. JuU hat der Bundesrat das BI­
GA beauftragt, den Entwurf für 
eine Revision des Bundesgesetzes 
über die Arbeitslosenversicherung 
und die Insolvenzentschädigung 
(AVIG) den interessierten Kreisen 
zur Vernehmlassung zuzuçteUen. 
Hauptziel dieser Revision ist es, den 
gesamten Leistungsbereich der ALV 
sowie die Finanzierang und die 
Prävention an die veränderte wirt­
schaftUche Lage anzupassen. Als 
wichtigste Punkte sind vorgesehen: 
• Kompetenz des Bundesrates, den 
Beitragssatz bis auf 3 % zu erhöhen. 
• Erhöhimg des beitragspfUchtigen 
Einkommens von 97200 auf 243000 
Franken. 
• Je 5prozentige Beteiligung von 
Bund und Kantonen an den ALV-
Ausgaben. 
• Verlängerung der Bezugsdauer 
auf 400 Taggelder (wie im geltenden 
Bundesbeschluss, dBB). 
• Für den Taggeldansatz legt der 
Bundesrat drei Varianten vor: ent­
weder 80% für aUe oder differen­
ziert 70/80% ntit zwei verschiede­
nen Ausnahmekatalogen. 
• Verschärfte Umschreibung des 
Begriffs der zumutbaren Arbeit, je­
doch ntit Kompensationszahlung 
(ähnUch wie irii dBB). 
• Verschärfte Sanktionen bei Miss­
brauch der ALV. 
• Verbesserte Koordination mit der 
beruflichen Vorsorge (weitere Dek-
kung der Risiken Invalidität und Tod 
bei Arbeitslosigkeit). 
• Weitgehender Verzicht auf die 
StempelkontroUe, dafür intensivere 
Beratung und Vermittlung. 
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• Verbesserung der Präventivmass­
nahmen, z.B. durch höhere Subven­
tion von Beschäftigungsprogram­
men (wie im dBB), Erleichterungen 
bei Aufnahme einer selbständigen 
Erwerbstätigkeit, Ausbildungszu­
schüsse usw. 

Die Veraehmlassungsfrist endet 
am 15. September Der Bundesrat 
beabsichtigt, den eidgenössischen 
Räten bereits im Herbst 1993 seine 
Botschaft zuzuleiten, und er hofft 
die Revision auf den l.JuU 1994 in 
Kraft setzen zu können. 

KV-Revision 
Die Kommission für soziale Sicher­
heit und Gesundheit des Nationalra­
tes hat am 8./9.JuU unter dem Vor­
sitz von Eva SegmüUer die Vorbera­
tungen der Revision des Kranken­
versicherungsgesetzes weiterge­
führt. Dabei folgte sie in den 
Schwerpunkten SoUdarität und Ko­
stendämmung der von Bundesrat 
und Ständerat vorgezeichneten L i ­
nie (s. CHSS 1/93). Abweichend da­
von wiU sie jedoch die Gesundheits­
prävention durch Erhebung eines 
Präntienzuschlages (ähnlich der 
UV) stärker fördern. Bei den Psy­
chotherapeuten soU der Bundesrat 
die KassenziUässigkeit regeln. Ent­
sprechend den Empfehlungen der 
KarteUkommission soll bei den Ta­
rifverträgen zwischen Ärzten und 
Krankenkassenverbänden ein Kar­
tellverbot eingeführt werden. Davon 
wird eine kostendämpfende Wir­
kung erwartet. Den Kantonen wiU 
die Nationalratskomntission mehr 
EingriffsmögUchkeiten geben: sie 
soUen Tarif- und Preisstopps verfü­
gen und Globalbudgets für aUe oder 
einzelne Kategorien festlegen kön­
nen. Bei der Kostenbeteiligung der 
Kinder und JugendUchen zeigte sich 
die Komntission grosszügiger als der 
Ständerat: für sie soU bis zum 18. A l ­
tersjahr keine Franchise und nur die 
Hälfte des Selbstbehaltes von 10 
Prozent bezahlt werden. 

Die Kommission führt am 23.124. 
August noch eine zweite Lesung des 
Gesetzesentwurfs durch. Das Ple­
num wird sich bereits in der Herbst­
session in Genf ntit der Vorlage be­
fassen, w 

O 

Die AHV/IV/EO 
im ersten Halbjahr 1993 

Die AHV, die IV und die EO haben 
zusammen im ersten Halbjahr bei 
14,8 MilUarden Franken Einnah­
men (-1-4,3%) und 15,1 MUUarden 
Franken Ausgaben (+9,6%) einen 
Ausgabenüberschuss von 257 MU­
Uonen ausgewiesen; im Vorjahr war 
es noch ein Überschuss von 456 
MUUonen. 

Die Beiträge der Versicherten 
und der Arbeitgeber sind als Folge 
der Rezession nur noch um 1,9% 
(4,7%) angestiegen. Auf der Aus­
gabenseite wirkten sich bei der 
AHV vorab die Rentenerhöhung 
1993 von 4,4 % sowie die Leistungs­
verbesserungen des ersten TeUs der 
10. AHV-Revision aus, bei der IV 
zusätzbch (wie schon 1992) der Ein­
fluss der schlechten Konjunktur 

AHV IV EO 
Einnahmen 11377 2865 589 
Ausgaben 11507 3216 365 
Saldo -130 -351 224 

Obligatorische Unfallversiche­
rung 1992: Rezession und 
Kostensteigerung verschlech­
tern das Ergebnis 
Sowohl die Schweizerische UnfaU-
versicherungsanstalt (SUVA) als 
auch die anderen UVG-Versicherer 
spürten 1992 die Rezession und er­
zielten vor allem in der obUgato­
rischen Nichtberafsunfallversiche­
rung unbefriedigende Ergebnisse. 
Die SUVA weist im vergangenen 
Jahr ein Defizit von 206,5 MiUionen 
Franken aus. Bei den anderen 
UVG-Versicherern dürfte sich das 
Defizit insgesamt ebenfalls auf ge­
gen 100 MUUonen Franken belau­
fen. 

Aufgrund dieser Ergebnisse und 
der weiterhin schlechten Prognosen 
beschlossen die SUVA wie auch die 
anderen UVG-Versicherer, die Prä­
mien per I.Januar 1994 zu erhöhen. 
Bei der SUVA wird in der Berufsun-
faUversicherung eine Erhöhung um 
bis zu 15 Prozent diskutiert; in der 
Nichtberafsunfallversicherung soll 
der Prämiensatz von gegenwärtig 
13,6 LohnpromUlen bis auf rund 15 
Prontille erhöht werden. Die ande­
ren Versicherer sehen in der Nicht-
berufsunfallversicherung eine Prä­
mienerhöhung von bisher 11,02 auf 
neu etwa 13,6 Prozent vor Definitiv 

entschieden wird nach Anhömng 
der interessierten Verbände und des 
Preisüberwachers im Herbst. 

Ist Vollbeschäftigung machbar? 
Die Arbeitslosigkeit steigt und 
steigt..., doch die meisten Wirt­
schaftsfachleute - Praktiker und 
Wissenschafter - scheinen sich fata­
listisch damit abzufinden. Einzelne 
Ökonomen prophezeien sogar der 
Schweiz eine bleibende Sockel-Ar­
beitslosigkeit zwischen 5 und 7 Pro­
zent. Müssen wir das so hinnehmen? 

Professor Günther Schmid, Di­
rektor der AbteUung Arbeitsmarkt­
politik und Beschäftigung am Wis­
senschaftszentrum Berlin, meint da­
zu: «Jede Gesellschaft hat die Ar­
beitslosigkeit, die sie toleriert.» Dass 
es eine «natürUche Arbeitslosen­
quote» gebe, veraeint er Wenn nur 
der politische Wille da sei, liessen 
sich mit einer aktiven Beschäfti­
gungspolitik Arbeitsplätze schaffen. 
Dadurch erhöhe sich die Wertschöp­
fung, die vorhandenen Kapazitäten 
würden besser genützt und die sozia­
len Kosten vermindert. Er verweist 
auf Erfahrungen aus den USA, nach 
denen mit einem Rückgang der Ar­
beitslosigkeit um 1 % ein Wachs­
tumsgewinn von 3 bis 4% einher­
ging-

Professor Schmid hält es für ver­
fehlt, aus scheinbaren Wettbewerbs-
zwängen mit aller Gewalt die Steu­
er- und Abgabenquote senken zu 
wollen und damit die Handlungs­
fähigkeit des Staates noch mehr ein­
zuschränken. Solange die Abgaben 
und Steuern in die Bildung, in pro­
duktive Arbeitsplätze, Dienstlei­
stungen und angemessene soziale Si­
cherung investiert würden, hätten 
sie neben dem sozialen auch einen 
ökonomischen Wert. Bei derart ein­
gesetzten Mitteln dürfe auch eine 
Erhöhung des Staatsdefizits beden­
kenlos in Kauf genommen werden. 

Die derzeit (in Deutschland) 
geübte Streichung von Geldern für 
die Arbeitsmarktpolitik bezeichnet 
Schntid als katastrophal. Dadurch 
würden nur die Kosten zur SozialhU­
fe verschoben und zudem neue Fol­
geschäden (Gesundheit, Krimina­
lität usw.) verursacht. (Verfasst auf­
grund eines Berichts der Basler Zei­
tung vom 5.8.1993.) _ 
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Die berufliche Vorsorge 
im Vorfeld der BVG-Revision 
Kaum ist die obl igator ische Minimalvorsorge in Kraf t get re ten, 
steht schon die erste Revision vor der Tür. ist das BVG, so 
heisst das betref fende Gesetz, e twa ein schlechtes Gesetz? 
Nein. Es geht darum, Versprechen einzulösen, die vor mehr als 
zwanzig Jahren in der Dreisäulenkonzept ion unserer Al ters-, 
Hinteriassenen- und Inval idenvorsorge in der Bundesverfas­
sung verankert wurden : Zum einen ausreichend hohe Leistun­
gen, um c<die Fortsetzung der gewohnten Lebenshaltung in an­
gemessener Weise» zu ermögl ichen. Zum anderen sol l dieses 
Leistungsziel für jene Versicherten, die es sonst n icht errei­
chen könnten, we i l das Gesetz fü r sie zu spät e ingeführ t wur­
de, etappenweise rasch verw i rk l i ch t werden. Die erste Etappe 
ist bald beendet. Nun g i l t es, die zwei te Etappe an die Hand zu 
nehmen. 

VON D A N I E L STUFETTI, FÜRSPRECHER, 
CHEF DER SEKTION RECHTSFRAGEN I N DER A B T E I L U N G 
BERUFLICHE VORSORGE DES BSV 

1. Die berufliche Vorsorge hat 
eine lange Geschichte 

Die berufliche Vorsorge wurde 1972 
in der Verfassung als die zweite Säu­
le unseres Dreisäulenkonzepts der 
Alters-, Hinteriassenen- und Invali­
denvorsorge verankert. Im Jahr 
1985 wurde erstmals eine obUgatori­
sche Minimalvorsorge durch das 
Bundesgesetz über die berufliche 
Alters-, Hinteriassenen- und InvaU-
denvorsorge (BVG) eingeführt. Das 
sind Unbestrittenermassen die zwei 
wichtigsten MeUensteine. Die beruf­
liche Vorsorge ist aber viel älter Sie 
wandelte sich innerhalb von gut ei­
nem Jahrhundert ihres Bestehens 
von der Vorsorge, die dem Arbeitge­
ber je nach seinem sozialen Empfin­
den gegenüber seiner Belegschaft 
anheimgesteUt war, zur modernen 
Sozialversicherung mit einer garan­
tierten Minimalvorsorge für fast aUe 
Arbeitnehmer Sie wurde sowohl so­
zial wie auch wirtschaftlich immer 
bedeutender (vgl, Übersicht 1 und 
TabeUe 2). Wohl hat sich ihr Gesicht 
verändert, ihren Charakter hat sie 
aber unverändert beibehalten: Sie 
ist durch diese Entwicklung keine 
staatliche Vorsorge geworden, son­
dern eine, innerhalb eines gesetzU­
chen Rahmens, weitgehend freie 

Vorsorge des Arbeitgebers für die 
Arbeitnehmer in seinem Betrieb ge­
blieben. 

2. Warum bereits nach zehn 
Jahren eine BVG-Revision? 
Es ging also ntit der Gesetzgebung 
über die berufliche Vorsorge nicht 
darum, das Rad neu zu erfinden, 
denn es war bereits seit langem er­
funden. In der Tat konnten sich zu je­
ner Zeit bei der Ausarbeitung des 
Gesetzes bereits viele Arbeitnehmer 
über eine, wenn auch sehr unter­
schiedlich bemessene Vorsorge der 

Zweiten Säule erfreuen. Dieser Ent­
wicklung galt es Rechnung zu tragen. 
Der Gesetzgeber hat dies getan und 
das Ziel des Obligatoriums darin ge­
sehen, die damals vorhandenen und 
als bedeutend empfundenen Vorsor­
gelücken zu schliessen. Im Vorder­
grund standen also zunächst jene ALT-
beitnehmer, die entweder überhaupt 
keine berufliche Vorsorge besassen 
oder deren Vorsorgeschutz gemes­
sen an den Anforderungen des ge­
setzlichen Mindestschutzes noch un­
genügend war Ihr AnteU machte 
nach Schätzungen des Bundesamtes 
für Sozialversicherung und des Bun­
desamtes für Statistik (BFS) immer­
hin je rund 20 Prozent, zusammen al­
so 40 Prozent aller versicherbaren 
Arbeitnehmer aus (vgl. «Technische 
Grundlagen-Elemente der 2. Säule», 
Bundesamt für Sozialversicherung, 
Bern 1983, S. 16/17). 

Ein vollstäncüger Mindestschutz 
kann nun nicht von einem Tag auf 
den anderen garantiert werden. Da­
für braucht es eine voUständige Ver­
sicherungszeit von 40 Jahren für 
Männer bzw. von 37 Jahren für 
Frauen. Voll wirksam wird dieser al­
so frühestens erst in den Jahren 2025 
bzw. 2022. Somit werden all jene Ar­
beitnehmer, die beim Inkrafttreten 
des BVG-ObUgatoriums bereits äl­
ter als 25 Jahre waren, zwangsläufig 
nicht von einem vollen Mindest­
schutz profitieren können. Sie gehö­
ren der sogenannten Eintrittsgene­
ration an. Am härtesten betroffen 
sind vor allem die älteren unter ih­
nen mit kleinen Einkommen. Sie 
sollen durch Sondermassnahmen 
etappenweise gefördert werden (vgl. 
Übersichten 4 und 5). 

Dieses etappenweise Vorgehen 
kommt denn auch Un BVG gleich am 
Anfang, nämUch im Zweckartikel, 

Beispiel Nr. 1: Leistungsziel 
Höhe der Leistungen AKTV und B V bei voller Versichemngszeit, B V gemäss Minimalvorsorge 
Versicherter Brutto­

einkommen 
In Fr. 

AHV 
Altersrente 
In Fr. 

BV 
Altersrente 
in Fr. 

Rente 
AHV + BV 
in Fr. 

Rente 
AHV + BV in% 
des Brutto­
einkommens 

Alleinstehender 57000 20 940 12398 33338 58% 

Ehepaar, beide Ehegatten 
erwerbstätig 

67000 338402 78091 41649 62% 

Ehepaar, nur ein Ehegatte 
erwerbstätig 

57000 314042 12398 43802 76% 

Bei einem Einkortunen Mann Fr 40000 und Frau Fr. 27 000 ergibt dies eine Rente Mann Fn6278 
und Frau Fr 1531 
Ehepaarrente 

4 Soziale Sicherhei t 4/1993 



H 
zum Ausdrack (Übersicht 4). Das 
BVG ist also, überspitzt formuUert, 
unter dem Stem geboren, schon bald 
revidiert zu werden, und zwar nach 
10 Jahren das erste und nach weite­
ren 10 Jahren das zweite Mal. 

3. Wie soll der Revisionsauftrag 
erfüllt werden? 
Eine Gesetzesrevision braucht Zeit, 
besonders wenn sie eine bedeutende 
ist. Mit den Revisionsarbeiten jedoch 
sogleich nach der Einführung des 
BVG-ObUgatoriums beginnen zu 
woUen, war auch wiedemm rticht 
opportun. Im Jahre 1989 haben 
SchUesslich die verwahungsintemen 
Vorarbeiten begonnen. Das BSV hat 
zusammen ntit der Eidgenössischen 
Komntission für die berufUche Vor­
sorge einen Problemkatalog erstellt. 
Die Probleme wurden nach ihrer 
Priorität sortiert. Eine mittel- und 
langfristige Revisionsplanung wurde 
erstellt. Man war sich eittig, dass in 
der ersten BVG-Revision nur die al-
lerwichtigsten Punkte behandelt 
werden sollten, um das Schiff nicht 
zu überladen. Daraus wurden Revi­
sionsgrandsätze formuUert. Der 
Bundesrat hat die Revision in seine 
Legislaturplanung 1993-1996 aufge­
nommen. Die weiteren Arbeiten 
wurden darauf verzögert. Zum einen 
müssten poUtisch als dringender ein­
gestufte Revisionsvorhaben der be­
ruflichen Vorsorge, wie die volle 
Freizügigkeit, die Wohneigentums­
förderung sowie das Eurolex-Paket 
vorgezogen werden. Zum anderen 
soU aber auch das Dreisäulenkon­
zept neu überdacht werden. SchUess­
lich gilt es die laufende 10. AHV-Re­
vision zu berücksichtigen. 

4. Wo liegen die Probleme? 
Einen Mindestschutz zu garantieren, 
der seinen Namen im HinbUck auf 
den Verfassungsaüftrag vercUent, ist 
das Ziel und zugleich das Hauptpro­
blem der BVG-Revision. Die damit 
verbimdenen Probleme sind jedoch 
vielschichtig und komplex. Eirtige 
von ihnen erweisen sich als wahre 
Knacknüsse. Nachfolgend werden 
die wichtigsten Probleme und ihre 
möglichen Lösungsansätze darge­
steUt. Zum besseren Verständnis der 
Zusammenhänge werden diese aus­
gewählten Probleme in folgende vier 
Pakete eingepackt: 
• Paket 1: 
Definition des Leistungsziels 

D 
0. 

UJ 

tn 

• Paket 2: 
Erhaltung des Leistungsziels 
• Paket 3: 
SichersteUung des Leistungsziels 
• Paket 4: 
Durchführung des Leistungs/iels 

4.1. Zum ersten Paket: 
Definition des Leistungsziels 
a. Höhe der Leistungen bei Alter, Tod 
und Invalidität 
Was heisst ganz konkret in Franken 
und Rappen, die gewohnte Lebens­
haltung in angemessener Weise fort­
zusetzen? Der Bundesrat ist in sei­
ner Botschaft zum BVG vom 19. De­
zember 1975 davon ausgegangen, 
«...dass die Fortführung der gewohn­
ten Lebenshaltung, welche durch die 
ersten beiden Säulen ermöglicht 
werden soll, mit der Gewährung 
einer Gesamtrente im Ausmass von 
60 Lohnprozenten erreicht werden 
kann, dies für die Alleinstehenden 
und un Rahmen einer vertretbaren 
Lohngrenze. Dabei handelt es sich 
um durchschitittUch 60 Prozent des 
Brattolohnes einer normalen beruf­
Uchen Laufbahn, d.h. um rund 70 
Prozent des entgangenen Nettoloh­
nes...» (BBI 1976 1 157). Die Auftei­
lung dieses Leistungsziels auf die Er­
ste und die Zweite Säule hängt vom 
jeweUigen Brattoeinkotnmen ab. 
Unterhalb eines Grenzlohnes von 
22560 Franken, welcher dem dop­
pelten Betrag der ntiitimalen einfa­
chen jährUchen AHV-Altersrente 
entspricht, wird dieses Leistungsziel 
durch die Erste Säule aUein abge­
deckt. Von diesem Grenzlohn an bis 
zu einem oberen Grenzlohn von 
67 680 Franken, welcher dem dreifa­
chen Betrag des unteren Grenzbe­
trages entspricht, wtid das erwähnte 
Leistungsziel von 60 Prozent durch 
die beiden Säulen durchgehend ga­
rantiert (s. Beispiel Nr 1). Der AnteU 

der Zweiten Säule macht dabei mnd 
36 Prozent des Brattoeinkommens 
aus. Das Zusammenspiel der beiden 
Säulen im Hinblick auf das Lei­
stungsziel wird in Grafik 6 illustriert. 

Reicht dieses Leistungsziel heute 
wirkUch noch aus? Für Versicherte 
ntit ntittleren bis hohen Einkommen 
wtid dieser Vorsorgeschutz noch im­
mer als durchaus genügend angese­
hen, weil sie die MögUchkeit haben, 
ihre Vorsorge in der gebundenen 
Selbstvorsorge der Dritten Säule 
ganz nach ihren individuellen Be­
dürfnissen aufzustocken. Versicher-

Es darf nicht vergessen 
werden, dass viele 
Versicherte über eine 
derart hohe 
ausserobUgatorische 
Vorsorge verfügen, dass für 
sie der Verfassungsauftrag 
heute bereits erfüUt ist. 

te mit kleinen Einkommen haben es 
indessen weit schwerer Das geht aus 
den Expertenberichten zum Drei­
säulenkonzept hervor, die im Juni 
1991 im Auftrag des Eidg. Departe­
ments des Innern erstellt wurden. 
Das Augenmerk gilt also den 
Versicherten mit kleinen Einkorn-
men. Darunter versteht das BVG 
Bruttoeinkommen bis 39960 Fran­
ken (Stand 1993). 

Die neue Rentenformel der AHV 
bringt bereits eine gewisse Lei-

Beispiel Nr. 2: Koordinationsabzug 
/Uleinstehender Versicherter mit Bmttoeinkommen von Fr 39000, maximale 
Versichenmgszeit, B V gemäss Minimalvorsorge 
Koordinations­
abzug 

AHV-Rente 
in Fr. 

BV-Rente 
in Fr. 

AHV- + BV-
Rente in Fr. 

AHV- + BV-
Rente in % 
des Brutto­
einkommens 

Heutiger Koordinationsabzug 
Fr. 22560 

18048 5918 23966 61 

Halbierung des Koordinations­
abzuges Fr. 11280 18048 9979 28027 72 
ohne Koordinationsabzug 18048 14040 32088 82 
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stungsverbesserung. Eine weitere 
Leistungsverbesserung könnte in der 
beruflichen Vorsorge erzielt werden, 
wenn der untere Grenzlohn, welcher 
auch «Koordinationsabzug» genannt 
wtid, reduziert oder ganz fallengelas­
sen würde (s. Beispiel Nr 2). FreUich 
würde sich diese Leistungsverbesse­
rung wiedemm erst nach einer voU­
ständigen Versicherungszeit von 40 
Jahren für Männer bzw. von 37 Jah­
ren für Frauen voU auswirken. Dantit 
hätten wir also wieder eine neue Ein­
trittsgeneration zu beachten, die 
durch Sondermassnahmen gefördert 
werden müsste. 

b, Förderung der Eintrittsgeneration 
Doch beschränken wir uns einmal 
auf das heutige Leistungsziel des 
BVG. Nimmt man den Verfas­
sungsauftrag beim Wort, so müss­
ten die Versicherten der Eintritts­
generation mit kleinen Einkommen 
vom Jahr 1995 an in den Genuss 
des voUen Mindestschutzes kom­
men. Vom Jahr 2005 hinweg müss­
ten dann die übrigen Versicherten 
der Eintrittsgeneration begünstigt 
werden. 

Was heisst das nun auf den ein­
zelnen Versicherten bezogen? In der 
berufUchen Vorsorge werden die 

Beispiel Nr. 3: Eintrittsgeneration gemäss Verfassungsauftrag 
A, geboren am 30.6.1930, alleinstehend, Brattolohn Fr 35 000, maximale 
Versichemngszeit in der AHV, effektive Versichemngszeit in der BV von 11 
Jahren; B V gemäss Minimalvorsorge 
leistungen AHV-Rente BV-Rente AHV- + BV- AHV- + BV-

in Fr. in Fr Rente in Fr. Rente in % 
des Brutto­
einkommens 

Effektive Leistungen 17508 1 60.3 19111 54 

Leistungen mit Sondermassnahmen 17 508 
für die Eintrittgeneration BV 

447S' 21809 

Gemäss Sondermassnahmen für die Eintrittgeneration müsste er von der BV eine 
Altersrente wie bei voller Versicherungszeit von 40 Jahren erhalten, welche 
Fr 4478 betragen würde. 
Die Zusatzrente BV beträgt somit Fr 2875 (Fr 4478 abzüglich Fr. 1603). 
Das dafür benötigte zusätzliche Altersguthaben beträgt Fr. 39 932 (Fr. 62 200 
abzüglich Fr. 22 268) 

versprochenen Leistungen während 
der Versicherungszeit planmässig im 
voraus finanziert. Hierfür wird nach 
dem System der BVG-Minimalvor­
sorge ein entsprechendes Vorsorge-
kapital, das als «Altersguthaben» 
bezeichnet wird, geäufnet. Die Dif­
ferenz zwischen der Rente, die der 
Versicherte aufgrund seiner effekti­
ven Versicherungszeit erhält (effek­
tive Rente) und jener, die er auf­
grund einer voUen Versicherangszeit 
von 40 bzw. 37 Jahren erhalten wür­
de, kann als Zusatzrente bezeichnet 
werden, die ihm aufgrund der Son­
dermassnahmen für die Eintrittsge­
neration gewährt werden muss 
(s. Beispiel Nr 3). 

Die Zusatzrenten für Versicherte 
der Eintrittsgeneration mit kleinem 
Einkommen werden in Grafik 7 an­
hand von zwei Beispielen, nämüch 
für Versicherte, die 1995 pensioniert 
werden (vgl. Beispiel 1) und solche, 
die 2004 pensioniert werden (vgl. 
Beispiel 2) in Abhängigkeit des Ein­
kommens iUustriert. 

Wie wird die Eintrittsgeneration 
im heutigen BVG gefördert? Für 
Versicherte der Eintrittsgeneration 
ntit kleinen Einkommen, die bis En­
de 1994 pensioniert werden, muss das 
effektiv vorhandene /Utersguthaben 
ntit besonderen, nach Einkommen 
abgestuften Ergänzungsgutschriften 
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aufgestockt werden (vgl. Übersicht 4 
und Beispiel Nr 4). Diese Ergän­
zungsgutschriften werden durch ei­
nen kassenintemen besonderen 
Fonds für Sondermassnahmen ge­
währt, den jede Vorsorgeeinrichtung 
äufnen muss. 

Im weitern darf auch nicht ver­
gessen werden, dass viele Versicher­
te über eine derart hohe ausserobU­
gatorische Vorsorge verfügen, dass 
für sie der Verfassungsauftrag heute 
bereits erfüUt ist (s. Beispiel Nr 5). 
Davon war in Ziffer 2 bereits die Re­
de. Es sind also rticht sämtUche Ver­
sicherten der Eintrittsgeneration mit 
kleinen Einkommen zu fördera, 
sondern nur jene, die, gemessen an 
ihrer gesamten Vorsorge, den ge­
setzUchen Mindestschutz nicht errei­
chen. Ihr AnteU betrag im Jahre 
1987 nach der Pensionskassenstati­
stik und nach Schätzungen des BSV 
nur gerade rund fünf Prozent aUer 
Versicherten. 

Wie soU die Eintrittsgeneration 
in der BVG-Revision weiter geför­
dert werden? Die heutigen Sonder­
massnahmen reichen nicht aus, sie 
müssen verstärkt werden. Einmal 
mehr steUt sich die Frage nach der 
Finanziemng. Sie hängt stark von 
der gesamtwirtschaftUchen Situation 
ab. Diese Erfahrung wurde bereits 
bei der Vorbereitung und den Bera­
tungen zum BVG gemacht. 

Nach dem bundesrätUchen B VG-
ModeU hätten die Sondermassnah­
men durch einen gesamtschweizeri­
schen Lastenausgleich (den sog. 
grossen Pool), dem aUe Vorsorgeein­
richtungen angeschlossen wären, ge­
währleistet werden soUen (vgl. Bot­
schaft zum BVG S. 177 ff.). Während 
der Bundesratsentwurf noch von ei­
ner wirtschaftUchen Euphoriestim­
mung geprägt war, hatte sich die 
Wirtschaftslage im Verlauf der par­
lamentarischen Beratungen dra­
stisch verschlechtert. Dementspre­
chend fielen schUessUch auch die 
Sondermassnahmen für die Eintritts­
generation wesentlich bescheidener 
aus. Man sah ein, dass der Verfas­
sungsauftrag nicht im ersten Anlauf 
erreicht werden koimte, und vertrö­
stete auf die erste Gesetzesrevision 
(Amt. BuU. SR 1980 S. 241 ff.). Hier 
stehen wir nun heute. Die Wirt­
schaftslage ist nicht besser geworden 
als damals. Die Idee eines grossen 
Pools wird auch heute nicht befür­
wortet. Das setzt nämUch eine grosse 
Solidarität unter den Vorsorgeein­
richtungen voraus, welche als sehr 
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Übersicht 1: 
Meilensteine in der Entwicklung der beruflichen Vorsorge 
Mitte des 19. Die ersten Personalvorsorgeeinrichtungen von grossen 
Jahrhunderts Unternehmungen werden gegründet. 
1889 Erste gesetzliche Bestimmungen über Personalvorsorge­

einrichtungen im Bundesgesetz betreffend die HUfskas-
sen der Eisenbahn- und Dampfschiffgesellschaften 

1914 Fabrikgesetz: zwingende Vorschriften über Fabrikkassen 

1916 Erste steuerUche Vergünstigungen für Zwecke der 
Personalvorsorge 

1936 Erste Bestimmungen im Obligationenrecht betreffend 
Wohlfahrtsfonds von Kapitalgesellschaften und Genos­
senschaften 

1958 Bestimmungen über die Personalvorsorgestiftung im 
ZGB (Art.Sg^'O 

1969 Freizügigkeitsvereinbarungen unter den öffentlichen 
Pensionskassen 

1972 Die Barauszahlung im Freizügigkeitsfall wird durch ent­
sprechende OR-Bestimmungen stark eingeschränkt. 

1972 Das Dreisäulenkonzept der Alters-, Hinteriassenen- und 
Invalidenvorsorge wird in der Bundesverfassung veran­
kert. 

1982 Das BVG wird von den eidgenössischen Räten verab­
schiedet. 

1985 Das BVG und damit die obUgatorische Mindestvorsorge 
für Arbeitnehmer tritt in Kraft. 

1995 ? VoUe FreizügigkeU und Verbesserung der Wohneigen­
tumsförderung mit den Mitteln der beruflichen Vorsorge 

?? Das revidierte BVG tritt in Kraft. 

Beispiel Nr.4: Eintrittsgeneration gemäss BVG-Sondermassnahmen 
Gleiche Situation wie im Beispiel 3. 
Leistungen AHV-Rente BV-Rente 

in Fr. in Fr. 
AHV- + BV- AHV-+ BV-
Rente in Fr. Rente in % 

des Brutto­
einkommens 

Leistungen 17 508 3206' 20714 59 

Einschliesslich maximale Ergänzungsgutschriften 

Beispiel Nr. 5: Eintrittsgeneration und weitergehende Vorsorge 
Gleiche Situation wie Beispiel 3. A verfügt stattdessen nun über eine Vorsorge 
nach der Eidg. Versichenmgskasse (EVK), welche die BVG-Minimalvorsorge 
weit übersteigt. 
Leistungen AHV-Rente BV-Rente 

in Fr. in Fr. 
AHV- + BV- AHV-+ BV-
Rente in Fr Rente in % 

des Brutto­
einkommens 

Leistungen 17508 7464' 24795 71 
' Altersrente B V aus der EVK. Diese Rente ist somit weit höher als jene nach der 

gesetzlichen Minimalvorsorge einschliesslich Sondermassnahmen für die 
Eintrittsgeneration (vgl. unter Beispiel Nr 3). 

Soziale S icherhe i t 4/1993 7 



Ubersicht 3: 
Das verfassungsmässige Leistungsziel für die beruf I iche Vorsorge 
Bundesverfassung 
Artikel 34'«""" Absatz 3 
Der Bund trifft im Rahmen der beruflichen Vorsorge auf dem Wege der 
Gesetzgebung folgende Massnahmen, um den Betagten, Hinteriassenen 
und InvaUden zusammen mit den Leistungen der eidgenössischen Versi­
cherung die Fortsetzung der gewohnten Lebenshaltung in angemessener 
Weise zu ermöglichen: 
a. Er verpflichtet die Arbeitgeber, ihre Arbeitnehmer bei einer Vorsor­
geeinrichtung der Betriebe, Verwaltungen und Verbände oder einer ähn­
lichen Einrichtung zu versichern und mindestens die Hälfte der Beiträge 
der Arbeitnehmer zu übemehmen. 

b. Er umschreibt die Mindestanforderungen, denen diese Vorsorgeein­
richtungen genügen müssen; für die Lösung besonderer Aufgaben kön­
nen gesamtschweizerische Massnahmen vorgesehen werden, 

c. Er sorgt dafür, dass jeder Arbeitgeber die Möglichkeit erhält, seine 
Arbeitnehmer bei einer Vorsorgeeinrichtung zu versichem; er kann eine 
eidgenössische Kasse errichten. 

d. Er sorgt dafür, dass Selbständigerwerbende freiwillig und zu gleich­
wertigen Bedingungen wie die Arbeitnehmer sich bei einer Vorsorgeein­
richtung versichern können. Die Versicherung kann für bestimmte Grup­
pen von Selbständigerwerbenden allgemein oder für einzelne Risiken ob­
ligatorisch erklärt werden. 

heikel gilt. So wird befürchtet, dass 
die Autonomie jeder Kasse allzusehr 
eingeschränkt und ihr Anreiz zu bes­
seren Leistungen daher gemindert 
würde. Deshalb bleibt wohl weiter­
hin die kasseninterne Lösung nach 
dem heutigen BVG über die Ergän­
zungsgutschriften realistisch, wobei 
diese gegenüber den heutigen erhöht 
werden müssten. Dabei spielen sich 
die SoUdaritäten nur innerhalb der 
einzelnen Kasse ab. Diese Lösung 
wäre jedoch nur für Vorsorgeeinrich­
tungen ntit einer normalen Alters­
struktur wirtschaftlich tragbar Die 
kleinen unter ihnen mit vielen älte­
ren Versicherten könnten die extrem 
hohen Kosten nicht mehr tragen, und 
es wäre zu befürchten, dass die älte­
ren Arbeitnehmer auf dem Arbeits­
markt benachteiUgt würden. Auf die­
se Vorsorgeeinrichtungen müsste 
Rücksicht genommen werden. A l ­
lenfalls könnte durch eine generelle 
Verbesserung des Leistungsziels der 
beiden SäiUen, so wie sie unter Ziffer 
4.1a hievor dargelegt wurde, auch 
der Eintrittsgeneration entgegenge­
kommen werden. 

Man wtid also auch im zweiten 
Aitiauf das Verfassungsziel voraus­
sichtiich rticht erreichen können. Es 
wäre deshalb ehrUcher, die verfas­
sungsmässigen Versprechen an die 

Eintrittsgeneration, die sich im 
nachhinein als allzu grosszügig her-
ausgesteUt haben, zu revidieren und 
auf die heutige Realität hin masszu-
schneidern. 

c. Gleichbehandlung von Mann und 
Frau 
Das Postulat der Geschlechter-
gleichbehandlung muss auch in der 
berufUchen Vorsorge verwirklicht 
werden. Das hat der Bundesrat in 
seinem Bericht vom 26. Febraar 1986 
in Aussicht gestellt (Bericht über das 
Rechtsetzungsprogramm «Gleiche 
Rechte für Mann und Frau»). Im Be­
reich der BVG-Minimalvorsorge ist 
dieses Postulat heute bereits weitge­
hend erfüUt. Dort, wo es noch nicht 
erreicht ist, können die Vorsor­
geeinrichtungen immer noch bessere 
Bedingungen vorsehen. Von dieser 
Möglichkeit machen sie denn auch 
immer mehr Gebrauch, dies nicht zu­
letzt bedingt durch den Drack der 
Rechtsprechung. 

Den wichtigsten Punkt dürfte 
wohl das gleiche Rentenalter dar­
steUen. WeU die berafUche Vorsorge 
die AHV/IV ergänzen soll, rechtfer­
tigt es sich, das Rentenalter gleich 
wie in der AHV festzulegen. Dem­
entsprechend muss die 10. AHV-Re­
vision berücksichtigt werden. 

Ein weiteres wichtiges Postulat 
ist die Einfühmng einer Witwerren­
te. Weiter soll die verheiratete Frau 
keine Barauszahlung der Freizügig­
keitsleistung mehr erhalten, wenn 
sie die Erwerbstätigkeit aufgibt; die­
ser Punkt wird bereits im Freizügig­
keitsgesetz, das gegenwärtig im Par­
lament beraten wird, aufgenommen. 

4.2. Zum zweiten Paket: 
Erhaltung des Leistungsziels 
Das Leistungsziel ist gefährdet, 
wenn die Renten nicht der Teuerung 
angepasst werden. Während die Er­
ste Säule regelmässig die Teuerung 
ausgleicht, gewährt die Zweite Säule 
nur beschränkt einen Teuerungsaus­
gleich. Warum? Das. Uegt im unter-
schiedUchen System dieser beiden 
Sozialversicherungen. Die AHV/IV 
beruht auf dem sogenannten Ausga­
ben-Umlageverfahren. Die Versi­
cherten finanzieren mit den eigenen 
Beiträgen, jenen der Arbeitgeber 
sowie weiteren Mitteln die Leistun­
gen für die gegenwärtigen Rentner 
Dadurch kann die Teuerung sofort 
ausgeglichen werden. In der berufli­
chen Vorsorge dagegen baut der 
Versicherte, wie in Ziffer 4.1b er­
wähnt, seine Vorsorge im Laufe der 
Versicherungszeit auf. Während die 
Vorsorgeleistungen bei Alter, Tod 
und Invalidität im voraus festgelegt 
und planmässig finanziert werden, 
stellt die Teuerung ein unvorausseh-
bares Risiko dar Je nach Teuerungs­
rate kann die Teuerungszulage einen 
bedeutenden AnteU der Grundrente 
ausmachen (vgl. Grafik 9). Für klei­
nere Vorsorgeeinrichtungen mit 
ungünstiger Altersstruktur und vie-

Das vom Parlament auf später 
hinausgeschobene Problem 
des vollen Teuerungsausgleichs 
auf allen Leistungen muss nun 
angepackt werden. 

• len Rentnem können die Teue­
rungszulagen gegenüber den Ren­
ten schliesslich extrem hoch und da­
mit finanziell untragbar werden. 

Nach dem bundesrätUchen B VG-
ModeU hätte der Teuerungsaus­
gleich, ebenfaUs wie die Sondermass-
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nahmen an die Eintrittsgeneration, 
über den gesamtschweizerischen La­
stenausgleich (sog. grosser Pool) ge­
währleistet werden soUen (Botschaft 
zum BVG S. 180 und 205). Auch hier 
wurde diese Idee verworfen. In An­
betracht der damals itiedrigen Teue­
rungsrate und der noch relativ gerin­
gen Bedeutung der Minimalvorsorge 
in den ersten zehn Jahren wurde eine 
bescheidenere Lösung gewählt und 
das Problem auf spätere Zeiten ver­
tagt (Amtl. BuU. SR 1980 S. 246,282, 
283). 

Nach dem geltenden BVG muss 
die Vorsorgeeinrichtung den voUen 
Teuerungsausgleich in der Minimal­
vorsorge ledigUch auf den InvaUden-
und Hinterlassenenrenten, den so­
genannten Risikorenten, gewähren, 
und zwar so lange, bis der Versicher­
te das Rücktrittsalter erreicht hat 
oder erreicht hätte. Über diesen 
Zeitpunkt hinaus und vor allem bei 
den Altersrenten muss sie die Teue­
rungsanpassung der Leistungen nur 
vornehmen, wenn ihre fianzielle La­
ge es erlaubt. In der ausserobUgato­
rischen Vorsorge sind die Vorsorge-
einrichtimgen dagegen vöUig frei. 
Viele unter ihnen gleichen die Teue-
rang heute bereits teUweise oder 
voll aus (vgl. Grafik 8). Für die Fi­
nanzierung ist jede einzelne Vorsor­
geeinrichtung selbst verantwortUch. 
Sie muss dabei die gesetzlich vorge­
schriebene Reserve für Sondermass­
nahmen, aus der auch die Leistungs­
verbesserung an die Eintrittsgenera­
tion finanziert wird, verwenden (vgl. 
Ziff. 4.1b). Weiter kann sie auch an­
dere Reserven sowie die Erträge aus 
der Vermögensatüage heranziehen. 
Einige /Arbeitgeber finanzieren ei­
nen TeU der Teuemngszulage auch 
aus eigenen Mitteln. Im weiteren 
bieten die VersicherangsgeseUschaf-
ten ein spezieUes System an für Vor­
sorgeeinrichtungen, die bei ihnen 
versichert sind. 

Das Bedürfttis nach einem voUen 
Teuerangsausgleich auf aUen Lei­
stungen macht sich besonders in 
Zeiten mit hoher Teuerung, wie vrir 
sie vor kurzem erlebt haben, 
bemerkbar Das vom Parlament auf 
später hinausgeschobene Problem 
muss nun angepackt werden. Es 
muss nun wieder die alte Frage an­
gegangen werden, ob die Finanzie­
rung grundsätzlich über einen gros­
sen Pool oder durch jede einzelne 
Vorsorgeeinrichtung zu erfolgen 
hat. Auch heute wird für einen ge­
samtschweizerischen Pool keine 
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Übersicht 4: 
So soll die Eintrittsgeneration gefördert werden 
Bundesverfassung 
Artikel 11 Absatz 2 Übergangsbestimmungen 
Die Versicherten, die zur Eintrittsgeneration der obUgatorischen berufli­
chen Vorsorge gemäss Artikel 341"'""' Absatz 3 gehören, sollen je nach der 
Höhe ihres Einkommens nach 10 bis 20 Jahren seit Inkrafttreten des ent­
sprechenden Gesetzes in den Genuss des gesetzlich vorgeschriebenen 
Mindestschutzes gelangen. Das Gesetz bestimmt den Kreis der Personen, 
die zur Eintrittsgeneration gehören, und legt die während der Über­
gangszeit zu gewährenden Mindestleistungen fest; es trägt durch Sonder­
vorschriften den Verhältnissen derjenigen Versicherten Rechnung, für 
die ein /Axbeitgeber vor Inkrafttreten des Gesetzes Vorsorgemassnahmen 
getroffen hatte. Die Beiträge zur Deckung der Leistungen haben späte­
stens nach 5 Jahren die volle Höhe zu erreichen. 

Bundesgesetz über die berufliche Alters-, Hinteriassenen- und 
Invalidenvorsorge (BVG) 
Artikel 1 Absatz 2 
Der Bundesrat beantragt rechtzeitig eine Gesetzesrevision, so dass die 
berufliche Vorsorge zusammen mit der eidgenössischen Versicherung 
(AHV/IV) den Betagten, Hinteriassenen und Invaliden die Fortsetzung 
der gewohnten Lebenshaltung in angemessener Weise ermöglicht. 
Artikel 32 Absatz 1 
Jede Vorsorgeeinrichtung hat im Rahmen ihrer finanzieUen MögUchkei­
ten Sonderbestimmungen zugunsten der Eintrittsgeneration zu erlassen 
und dabei namentlich ältere Versicherte, vor aUem solche mit kleinen 
Einkommen, bevorzugt zu behandeln. 

Verordnung über die berufliche Alters-, Hinteriassenen- und 
Invalidenvorsorge (BW 2) 
Artikel 21 Absatz 1 
Der Versicherte hat Anspruch auf eine einmalige ergänzende Altersgut­
schrift (Ergänzungsgutschrift), wenn: 
a. er das Rentenalter vor dem I.Januar 1994 erreicht und 
b. sein koordinierter Lohn weniger als 17 400 Franken beträgt. 

Sympathie aufgebracht. Reaüstisch 
bleibt sontit weiterhin die kassenin­
terne Lösung. Je nach Teuerungsra­
te sind die Kosten, wie erwähnt, für 
eine iticht normal strukturierte Kas­
se' sehr bald einmal untragbar Des­
halb muss ein Mittelweg gesucht 
werden, der die Teuerang nur bis zu 
einem bestimmten Plafond aus­
gleicht. Darüber hinaus muss es den 
Vorsorgeeinrichtungen auch weiter­
hin freigesteUt bleiben, mehr Teue­
rung auszugleichen. 

4.3. Zum dritten Paket: Sicher­
stellung des Leistungsziels 
Die Vorsorgeeinrichtungen sind die 
Träger der beruflichen Vorsorge. Sie 
sind dafür verantwortUch, dass das 
Leistungsziel erreicht werden kann. 
Geraten einzelne oder gar mehrere 

von ihnen in finanzieUe Schwierig­
keiten oder werden sie zahlungsun­
fähig, so wtid das verfassungsmäs­
sige Leistungsziel letztUch in Fra­
ge gesteUt. Neben den verschie­
denen Sicherangsinstrumenten wie 
der KontroUstelle, dem Pensionsver­
sicherungsexperten sowie der be­
hördlichen Aufsicht, hat sich der 
Gesetzgeber ausführUch den Anla­
gegrundsätzen und der Insolvenz-
deckung durch den Sicherheitsfonds 
gewidmet. Diese beiden letzteren Si-
chemngsmittel stehen heute im 
RampenUcht. 

a. Anlagegrundsätze 
Das Kapital, das sich bei den Vorsor-
geeinrichtungen ansammelt, ist be-
trächtUch (vgl. TabeUe 2 unter Ver­
mögen). Im Interesse der Versicher­
ten muss es daher mögUchst sicher, 

Soziale S icherhei t 4/1993 9 



H 
Ubersicht 5: 
Wie der gesetzliche Mindestschutz etappenweise realisiert 
werden soll 

1985 

1995 

2005 

2025 

\ 

Eintrittsgeneration 

Normalgeneration 
1 Kleine Einkommen: Sondermassnahmen gemäss geltendem BVG für 

Versicherte, die bis 1994 pensioniert werden 
2 Kleine Einkommen: Sondermassnahmen gemäss L BVG-Revision für 

Versicherte, die bis 2004 pensioniert werden 
3 Übrige Einkommen: Sondermassnahmen gemäss 2. BVG-Revision für 

Versicherte, die bis 2024 pensioitiert werden 

QueUen: BV Art. 11 Abs. 2 Üh Bst; BVG Art. 31-33; Botschaft zum BVG 1975 BBI 19761 S. 241 

ertragreich, nach Risiken verteilt 
und so angelegt werden, dass noch 
genügend flüssige Mittel vorhanden 
sind. Die Erträge dienen der Finan­
zierung der versprochenen Leistun­
gen. Diese Grundsätze werden in 
einem detailUerten Katalog kon­
kretisiert, der die zulässigen Anla­
gen und ihre Limiten enthält. Anla­
gevorschriften aufzusteUen, die in 
der äusserst vielfältigen Landschaft 
der bemfUchen Vorsorge, wie sie in 
Ziffer 4.4 näher dargelegt wird, hin­
einpassen, ist jedoch nicht einfach. 
Das zeigen die nachfolgenden drei 
Beispiele: 

Beispiel 1: Anlagen beim Arbeitgeber 
Eine Anlagekategorie hat ganz be­
sonders in wirtschaftlich schlechteren 
Zeiten immer wieder Anlass zu Be­
sorgnis gegeben. Die Rede ist von der 
Anlage des Vermögens in die eigene 
Unternehmung des Arbeitgebers. Für 
den Arbeitgeber ist es besonders at­
traktiv, günstige Darlehen von der 
eigenen Pensionskasse zu erhalten. 

Daher ist diese Anlageform seh jeher 
beliebt. Nach der Pensionskassensta­
tistik betrugen diese Anlagen im Jahr 
1987 rund 27,8 Milliarden Franken 
oder 16,5 Prozent der Aktiven. Sie 
bergen anderseits gerade in einer 
ungünstigen Wirtschaftslage be­
trächtliche Risiken in sich. Die gel­
tenden Vorschriften in bezug auf un­
gesicherte Anlagen bei der Arbeitge-
berftrma haben sich deshalb ange­
sichts einer steigenden Anzahl von 
Konkursfällen als zu liberal erwie­
sen. Daher wurden sie seit dem 1. Ju­
li 1993 verschärft. Vielfach ist jedoch 
der Wunsch zu hören, solche Anla­
gen generell zu verbieten. 

Beispiel 2: Neue Anlageformen, 
Anlagen im Ausland 
In anderen Bereichen haben sich die 
geltenden Anlagegrundsätze dagegen 
als allzu restriktiv erwiesen. So kön­
nen neue Anlageformen, wie sie im­
mer häufiger auf dem Anlagemarkt 
anzutreffen sind, nicht oder nur sehr 
schwer getätigt werden. Auch ist die 

z 

fi. 

Ul 

z 

tn 

Limite für Vermögensanlagen aus­
serhalb der Schweiz in einer Zeit, in 
der andere Länder ihre Anlagemärk­
te öffnen, zu tief angesetzt. Der Kata­
log der zulässigen Anlagen kann mit 
anderen Worten mit der Entwicklung 
auf den Finanzmärkten nicht mehr 
Schritt halten. 

Beispiel 3: Geltungsbereich der 
Anlagevorschriften 
Die genannten Anlagevorschriften 
gelten nicht für alle Vorsorgeeinrich­
tungen. Sie sind nämlich nur für jene 
unter ihnen anwendbar, welche die ob­
ligatorische Minimalvorsorge durch­
führen, auch wenn sie eine höhere 
Vorsorge anbieten. Für Vorsorgeein­
richtungen, welche keine gesetzliche 
Minimalvorsorge gewähren, finden 
gegebenenfalls kantonale Regelungen 
über die Aufsicht Anwendung. 

Das heutige System hat sich in der 
Praxis als zuwenig flexibel erwiesen. 
So kann es für die eine Vorsorgeein­
richtung notwendig sein, dass sie eine 
bestimmte Quote einhält, während 
für die andere dies als wenig sinnvoU 
erscheint. Zudem macht sich auch 
die unterschiedUche Geltung der 
Anlagevorschriften nachteiUg be­
merkbar Es ist sehr schwierig, allge-
meingiUtige AnlagerichtUitien auf­
zusteUen, die in jedem FaU eine 
genügende Sicherheitsgrenze ge­
währleisten soUen. Deshalb wird ge­
genwärtig diskutiert, wie die Aitiage-
vorschriften flexibler und für aUe 
Vorsorgeeinrichtungen einheitUch 
gestaltet werden könnten. 

b. Insolvenzdeckung 
Eine gesetzUch garantierte Minimal­
vorsorge beinhaltet, dass die Lei­
stungen sichergesteUt werden, wenn 
die Vorsorgeeinrichtung zahlungs­
unfähig geworden ist. Bei grossen 
Vorsorgeeinrichtungen, die sich mit 
der Vorsorge von mehreren Betrie­
ben befassen, den sogenannten Sam­
meleinrichtungen, genügt es, dass 
ein einzelner Arbeitgeber zah­
lungsunfähig ist. Die Insolvenz­
deckung wird gesamtschweizerisch 
durch den Sicherheitsfonds über­
nommen (vgl. Grafik 10). Der Si­
cherheitsfonds ist das, was vom 
gesamtschweizerischen Lastenaus­
gleich des BundesratsmodeUs noch 
übriggeblieben ist, nämUch ein «Mi­
ni-Pool». Es ist dies eine Einrich­
tung, die erst im Zusammenhang mit 
der obligatorischen Minimalvorsor­
ge ins Leben gerufen wurde, Sie ist 
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gesamtschweizerisch tätig; ihr sind 
aUe Vorsorgeeinrichtungen ange­
schlossen, die das BVG-ObUgato-
rium durchführen. Den Vorsorge­
einrichtungen wird das durch die In­
solvenz verlorengegangene /Vlters-
guthaben ersetzt. Die Insolvenz­
deckung hat sich bewährt, der Si­
cherheitsfonds ist auch trotz rapider 
Zunahme der InsolvenzfäUe nach 
wie vor noch sicher Heute besteht 
deshalb das Bedürfnis, diese Insol­
venzdeckung auch auf die ausserob­
Ugatorische Vorsorge auszudehnen. 
Nach Ansicht des Sicherheitsfonds 
wäre dies technisch machbar und 
auch finanzieU tragbar Es fragt sich 
aUerdings, bis zu welchem Bmtto­
lohn die Vorsorge sicherzusteUen ist, 

4.4. Zum vierten Paket: Durch­
führung des Leistungsziels 
Die berufliche Vorsorge wtid von 
rand 15000 Vorsorgeeinrichtungen 
durchgeführt (vgl. TabeUe 2). Jede 
von ihnen ist sehr weitgehend frei, 
wie sie sich organisieren, welche 
Leistungen sie gewähren und wie sie 
diese finanzieren wiU. Diese Auto­
nontie ist im Verlauf der Geschichte 
entstanden in einer Zeit, in der die 
berufliche Vorsorge noch freiwiUig 
war Mit dem BVG wurde sie nicht 
aufgehoben, sondern im Gegenteil 
gesetzUch ausdrückUch garantiert 
und ledigUch ein gewisser Rahmen 
darum herum gespannt. Diese Auto­
nomie jeder einzelnen Vorsorgeein­
richtung hat der beraflichen Vorsor­
ge zu einer ausserordentUchen Viel­
falt verholten, wie sie in den anderen 
Sozialversicherungszweigen wohl 
iticht zu finden ist. Dadurch kann 
den ebenso vielfältigen Bedürfnis­
sen der einzelnen Wirtschaftszweige 
und Unternehmungen optimal 
Rechnung getragen und letztUch das 
Leistungsziel besser erreicht wer­
den. 

a. Administrative Vereinfachungen und 
Transparenz 
Das Nebeneinander von gesetzU­
chen Vorschriften sowie Regelungen 
jeder einzelnen Vorsorgeeinrichtung 
erschwert die Durchführung der be­
ruflichen Vorsorge ganz erhebUch. 
Sie wird bald einmal intransparent 
und ihre Verwaltung teuer Umso­
mehr sind die AnUegen nach adnti-
nistrativen Vereinfachungen und 
nach Verbesserung, der Transparenz 
deshalb zentral. Wie kann man die­
sen gerecht werden? Gehen sie auf 

Tabelle 2: Wichtige Kennzahlen der beruflichen Vorsorge 
1977 1982 1984 1987 1989 

Versicherte 1591000 1834000 1 959000 ,̂ 266 000 3439000 
Rentner 295 000 350000 376000 420000 482000 
Vorsorgeeinrichtungen 18064 17786 18020 15179 * 
Beiträge in Mio Fr 6311 11 116 11494 15411 20205 
Leistungen in Mio Fr. 2763 4112 4893 6450 7 858 
Vermögen in Mio Fr. 65 626 97016 113931 167 700 198246 
*) Nächste Erhebung im Jahre 1992 

Anzahl in Mio 
3,5-r 

Versicherte 
Rentner 

Mia Fr. 
200 T 

1977 1982 1984 1987 1989 
mimm Vermögen 

Beiträge 
• 4 3 M Leistungen 

Quelle: Sozialversicherung der Schweiz 

Grafik 6: Der gesetzliche Mindestschutz nach BVG stand 1993 
Annahmen: Renten für Alleinstehende, volle Versicherungszeit, 2. Säule 

ÜberObligatorium am Beispiel der Eidg. Versicherungskasse 
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Grafik 7: Die Eintrittsgeneration 1995-2004 
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BV effektive Rente: Rente, die aufgrund der tatsächlichen Versicherungszeit finanziert 
wurde. 
BV Zusatzrente: Rente, die zusätzüch benötigt würde, damit der Versicherte zusam­
men mit der selbstfinanzierten Rente auf eine Rente wie bei vollständiger Versiche­
rungszeit käme (= Erfordernis für die Eintrittsgeneration). 

Grafik 8: So werden die Renten der Teuerung angepasst 
(gesamte berufliche Vorsorge) 

Versicherte, die mit einem Teuerungsausgleich (TA) 
ihrer künftigen Renten rechnen können 
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Quelle: Pensionskassenstatistik 1987 

Die Teuerungsanpassung bezieht sich auf die gesamte berufliche Vorsorge (d.h. obli­
gatorische Minimalvorsorge sowie unter- und überobligatorische Vorsorge). In der ob­
ligatorischen Mininialvorsorge müssen die Invaliden- und Hinterlassenenrenten so 
lange angepasst werden, bis der Versicherte das Rücktrittsalter erreicht bzw. erreicht 
hätte. Darüber hinaus sowie bei den Altersrenten muss die Teuerung nur noch im Rah­
men der finanziellen Möglichkeiten der Vorsorgeeinrichtung angepasst werden. Die 
Tatsache, dass gemäss Pensionskassenstatistik 1987 bei rund 21 % der Versicherten die . 
Invaliden- und Hinterlassenenrenten nicht angepasst werden, kann darauf zurückge­
führt werden, dass sie nicht obligatorisch versichert sind oder Leistungen erhalten, wel­
che auch ohne Teuerungsanpassung jene aus der Minimalvorsorge übersteigen. 

Kosten der Autonontie? Zum einen 
haben es die Vorsorgeeinrichtungen 
selber in der Hand, etwas zu tun. So 
können sie jederzeit, also auch ohne 
die BVG-Revision abzuwarten, ihre 
Autonomie ausschöpfen und einen 
Schritt in die richtige Richtung tun, 
wie beispielsweise ihre verschiede­
nen Vorsorgepläne zweckmässiger 
und einfacher gestalten, das Bei­
tragsinkasso beschleunigen, die pa­
ritätische Verwaltung verbessern so-
vrie das Mutationswesen rationeUer 
gestalten. Andererseits ist aber auch 
der Gesetzgeber angesprochen. 
Nicht die Quant i tä t an Vorschriften 
löst jedoch das Problem, sondern ih­
re QuaUtät. Es geht konkret daram, 
Vorschriften aufzusteUen, die in der 
vielfältigen Praxis auch in admini­
strativer Hinsicht praktikabel sind. 
So betrachtet ist das Problem nicht 
ein isoUertes, sondern ein TeUaspekt 
aUer anderen Probleme. 

b. Sammel- und Gemeinschafts­
einrichtungen 
Ein besonderes Augenmerk gilt den 
sogenannten Sammel- und Gemein­
schaftseinrichtungen. Sie sind grosse 
und komplexe Vorsorgeeinrichtun­
gen, denen mehrere himdert bis 
mehrere tausend Arbeitgeberbetrie­
be angeschlossen sind. Nach der 
Pensionskassenstatistik machten sie 
i m Jahre 1987 nur gerade 0,02 Pro­
zent aller Vorsorgeeinrichtungen 
aus. Sie erfassten hingegen 233332 
Arbeitgeberfinnen ntit rund 1,5 MU­
Uonen bzw. rand der Hälf te aller 
Versicherten. RechtUch sind diese 
Typen von Vorsorgeeinrichtungen 
indessen nur ungenügend erfasst. 
Sie fügen sich schlecht in den 
aUgemeinen Typus von Vorsorgeein­
richtung ein, der dem Gesetzgeber 
i m B V G vorschwebte, das heisst ei­
ne finneneigene Vorsorgeeinrich­
tung durchschnittlicher Grösse. So 
funktioitiert zum Beispiel die pa­
ritätische Verwaltung durch den A r ­
beitgeber und die Arbeitnehmer, ein 
wesentUches Element der berufli­
chen Vorsorge, i n einer Vorsorge­
einrichtung mit 20000 Versicherten 
einigermassen befriedigend, wäh­
rend in einem Vorsorgewerk einer 
Sammelstiftung ntit nur 3 Versicher­
ten eine echte paritätische Verwal­
tung nicht mehr mögUch ist. Die Be­
deutung der Sammel- und Gemein­
schaftsstiftungen hat insbesondere 
seit der Einführung des B V G stark 
zugenommen. Deshalb besteht das 
Bedürfnis , diesen besonderen Typ 
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von Vorsorgeeinrichtung besser in 
den Grift zu bekommen. 

5. Fazit 
Die erste Revision des BVG steht 
also vor der Tür Viele Erwartungen 
sind mit ihr verknüpft. Die Proble­
me, von denen die wichtigsten in 
diesem Beitrag kurz vorgestellt 
wurden, sind nicht neu. Es sind im 
wesentUchen dieselben, wie sie be­
reits bei der Ausarbeitung des BVG 
bestanden. Der Gesetzgeber hat sie 
im geltenden BVG nur teUweise lö­
sen können, weU er der /Ansicht 
war, dass sie erst in mehreren Etap­
pen lösbar sind. So hat das Paria­
ment immer wieder aiti die erste 
Gesetzesrevision hin vertröstet. 
Jetzt sind wir soweit, und die alten 
Probleme müssen emeut angepackt 
werden, einige neue geseUen sich 
hinzu. Sie sind jedoch nach wie vor 
nicht einfach zu lösen. Viele Fakto­
ren müssen berücksichtigt werden. 
Hinzu kommt, dass die berufUche 
Vorsorge im Vergleich zu anderen 
Sozialversicherungen eine ausseror­
dentlich heterogene und vielschich­
tige Landschaft aufweist, in der man 
sich bald einmal nur schwer zu­
rechtfinden kann. Ebenso hetero­
gen sind die Bedürfnisse und Wün­
sche aller Beteiügten. Nicht verges­
sen werden darf sodann die Wirt­
schaftslage, die sich bis zur VoUen­
dung der BVG-Revision mehrmals 
verändern kann. Sie ist für die be­
rufliche Vorsorge, die an das Ar­
beitsverhältnis gebunden ist und 
keinerlei finanzieUe Unterstützung 
der ÖffentUchen Hand erhält, von 
besonderer Bedeutung. In diesem 
breiten Umfeld gUt es in der kom­
menden Gesetzesrevision zu versu­
chen, den Verfassungsauftrag so gut 
wie mögUch zu erfüUen. 
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Grafik 9: 
Anpassung einer Jahresrente von Fr. 10000.- an die Teuerung 
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Grafik 10: Die Insolvenzdeckung durch den Sicherheitsfonds 
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Obwohl die Insolvenz­
zahlungen stark zuge­
nommen haben, ist 
ihr Anteil am gesamten 
Ahersguthaben BVG 
immer noch ver­
schwindend klein 

Quelle: Sicherheitsfonds BVG 
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BVG-Revision im Spannungsfeld 
von Wirtschaftslage 
und Gesetzesrevisionen 
Dringl ichkei t und Inhalt der Revision des BVG aus der Sicht 
des Zentralverbandes schweizerischer Arbeitgeber-Organisa­
t ionen (ZSAO) 

VON DR. H.R.SCHUPPISSER, SEKRETÄR ZSAO 

Es hat schon Referenten gegeben, die 
davon ausgingen, die 1. BVG-Revi­
sion trete per I.Januar 1995 in Kraft 
und stehe in den mhaltlichen Grund­
zügen fest: So einfach präsentiert sich 
die Lage zum heutigen Zeitpunkt 
nicht mehr Bei näherer Betrachtung 
des Spannungsfeldes, in dem diese 
Revision stattfinden soll, wird rasch 
deutlich, wamm nicht von den ein­
gangs erwähnten Annahmen ausge­
gangen werden kann. 

Bewegtes Umfeld der BVG-
Revision 
Die Konturen der 1. BVG-Revision 
sind weder vom Zeitpunkt noch vom 
Inhalt her so klar auszumachen. Er­
stens, weil einige wichtige Revisions-
postulate mittlerweile über Gesetze 
und Verordnungsändemngen einer 
Lösung zugeführt werden oder wor­
den sind. Dies ist bei der Freizügig­
keitsregelung, bei der Wohneigen­
tumsförderung mit Mitteln der Zwei­
ten Säule und bei der Sicherstellung 
der Anlagen beim Arbeitgeber sowie 
zufolge der emeuten Revision der 
Anlagerichtlinien der Fall. Zweitens, 
weil sich die 10. AHV-Revision ver­
zögert hat und viele Fragen neu auf­
geworfen werden, die aber noch 
nicht abschUessend behandelt sind. 
Je nachdem, wie die 10. /VHV-Revi­
sion die Frage nach dem Drei-Säu­
len-Konzept beantwortet, die Pro­
bleme der Gleichstellung von Mann 
und Frau sowie der Demografie löst 
und die Systemfrage entscheidet, 
werden sich bei der Revision der 
Zweiten Säule die entsprechenden 
Fragen stellen. Drittens hat sich die 
BeurteUung der wirtschaftlichen 
Aussichten im Vergleich zum Zeit­
punkt des Beschlusses über den Ver­
fassungsartikel und die Übergangs­
bestimmungen oder zum Zeitpunkt 
des Beschlusses bzw. des Inkrafttre­
tens des BVG wesentlich geändert. 

Auch gegenüber der Ausgangslage, 
in der die vormalige BVG-Kommis­
sion Uire Beschlüsse fasste, hat sich 
seit 1989 sehr Grundlegendes geän­
dert. Die Zweifel der mittleren Ge­
neration an der Sicherstellung der 
bisherigen gesetzlichen Leistungen 
über das erste Jahrzehnt des näch­
sten Jahrhunderts hinaus sitzen tief, 
Viertens stellt man fest, dass die Le­
gislation wichtiger Sozialversiche­
rungszweige gegenüber den Annah­
men in Verzug ist, von denen der 
Bundesrat bei der Festlegung der Le­
gislaturziele ausgegangen ist. Unter 
diesen Zielen war übrigens die Revi­
sion der Arbeitslosenversicherung 
nicht vorgesehen. Rein aus arbeits­
technischen Gründen ist deshalb die 
Frage nach einer Verschiebung der 
BVG-Revision berechtigt, wUl man 
nicht zuviele Anpassungen an der 
Vorlage in Kauf nehmen. 

Verfrühte Vorlage? 
Der Zentralverband schweizerischer 
Arbeitgeber-Organisationen hat un­
ter Hinweis auf die noch nicht abge­
schlossene Legislation über die zwei 
Sondergesetze - Freizügigkeit und 
Wohneigentumsförderung - sovrie 
auf die nicht abgeschlossene Diskus­
sion über den Bericht ziun Drei-Säu­
len-Konzept und über die 10. AHV-
Revision eine Verschiebung des Le­
gislaturzieles «Vorlage zur BVG-Re­
vision» um ein Jahr (auf Ende 1994) 
beantragt. Bezüglich der oft genann­
ten verfassungsmässig bedingten ter­
minlichen Notwendigkeit der Revi­
sion ist die Ausgangslage viel offener, 
als sie oft dargesteUt wird. Absolut 
zwingend ist in zeitlicher Hinsicht nur 
BVG ArtUcel 33 Absatz 1: «Der Bun­
desrat regelt die Mindestleistungen 
für Versichemngsfälle, die innert 
neun Jahren nach Inkrafttreten des 
Gesetzes eintreten; er berücksichtigt 
insbesondere Versicherte mit kleinen 
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Einkommen.» Das muss sehr rasch 
geschehen, denn Ende 1993 läuft die­
se Frist ab; es ist kaum artzunehmen, 
dass sie im Rahmen einer politisch 
kontroversen BVG-Revision einge­
halten werden kann. 

Ab 1995 beginnt dann die Phase 
der 10 bis 20 Jahre, in der laut Artikel 
11 Absatz 2 der Übergangsbestim­
mungen zur Bundesverfassung die 
Angehörigen der Eintrittsgeneration 
in den Genuss der vollen Leistungen 
nach BVG kommen sollen. Neben 
diesem Terminrahmen ergeben sich 
aufgmnd von Verfassung und Gesetz 
noch inhaltliche Vorgaben für eine 
BVG-Revision, zu denen nicht zu­
letzt die Gleichstellung von Mann 
und Frau zu zählen sind. 

Revisionskatalog mit hohen 
Kostenfolgen 
Diese verfassungs- und gesetzesmäs-
sigen Vorgaben bilden einen Haupt­
grand für die BVG-Revision. Sie las­
sen grosse Interpretationsspielräume 
zu, was zu politischen Diskussionen 
führen wird. Als weitere wichtige 
Gründe für eine Revision werden gel­
tend gemacht: Rechtsentwicklung 
und Rechtsprechung, parlamentari­
sche Vorstösse, Richtlinien des Bun­
desrates im Hinblick auf die Integra­
tion in den Europäischen Rechts- und 
Wirtschaftsraum, Empfehlungen und 
Vorarbeiten des BSV und der BVG-
Kommission, Erfahmngen im Voll­
zug. Daraus ergibt sich die lange Liste 
von Revisionsanliegen, die zurzeit 
Gegenstand der Beratungen in der 
BVG-Kommission ist. Sie beinhaltet 
je nachdem ein zusätzliches Kosten­
volumen, das langfristig sechs oder 
mehr Lohnprozenten entspricht. Da­
bei ist die Frage der Überalterung bei 
dieser Aufzählung noch nicht einmal 
erwähnt. 

Beurteilung der Prioritäten 
Eine BVG-Revision wird wohl nicht 
darum hemm kommen, die gesetzli­
chen und verfassungsmässigen Vor­
gaben zu berücksichtigen. Das sind 
weniger die Leistungshöhe und die 
kleinen Einkommen, als Fragen der 
Eintrittsgeneration und der Gleich­
stellung von Mann und Frau (Renten­
alter und Witwerrente usw.). Betref­
fend die kleinen Einkommen wird 
man die AHV-Revision und den Um­
stand, ob das Einkommen bei Voll­
oder Teilzeitbeschäftigung erzielt 
worden ist, differenzierter betrachten 
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müssen, als das vermutUch 1972 ge­
schehen ist. 

Die Teuerungsanpassung der Lei­
stungen wird als ein politisch schwer-
gewichtiges Postulat dargesteUt. Die­
se Anpassung ist im Kapitaldeckungs­
verfahren bisher nur dann finanziert, 
wenn dafür Mittel bereitgestellt wor­
den sind oder wenn bei der Kapitalan­
lage über die benötigte Minimalren­
dite hinaus Mehrgewinne erzielt wer­
den. Es geht also in der Regel um eine 
zusätzliche Leistung - die finanziert 
werden muss - , Un Prinzip um Lohn­
prozente zum Vorsparen der Infla­
tion. Die Kostenfolgen bzw. die ent­
sprechenden Lohnabzüge werden 
nach den bekannten Studien der Ex­
perten allein im Obligatorium vier bis 
sechs Lohnprozente erfordera. 

Zur Sicherstellung der Leistungen 
bei Zahlungsunfähigkeit der Vorsor­
geeinrichtung bzw. des Arbeitgebers 
sind in diesem Sommer im Rahmen 
der B W 2 ursachenbezogene Mass-
nafimen eingeführt worden. Die Mel­
depflicht für Stiftungsorgane, Exper­
ten und Revisionsstellen erlaubt den 
Aufsichtsorganen ein zeitgerechteres 
Handeln bei Beitragsausständen und 
bei Verstössen gegen die Anlagericht­
linien. Dazu müssten die Arbeitgeber 
noch starke zusätzliche Einschrän­
kungen der Anlagen beim Arbeitge­
ber und eine Verschärfung der Sicher-
stellungsvorschriften hinnehmen. 
Wie einschneidend und wirkungsvoll 
diese Massnahmen sind, wird nun be­
obachtet werden müssen. Jedenfalls 
wäre eine weitergehende Insolvenz­
deckung durch den Sicherheitsfonds -
abgesehen von der damit verbunde­
nen gmndsätzlichen Problematik -
jetzt verfrüht. 

Die administrative Durchfühmng 
und Transparenz des BVG wird mit 
den jüngsten Sondergesetzen über die 
Freizügigkeit und die Wohneigen­
tumsfördemng mit den Mitteln der 
Zweiten Säule nicht gefördert. Zur­
zeit belasten Schatten- und Ver­
gleichsrechnungen sowie gewisse Fol­
gen der Rechtsprechung, z.B. im 
Scheidungsfall, den Vollzug. Dane­
ben besteht - ohne hier vollständig zu 
sein - ein Klämngsbedarf bezügUch 
Kodifikation der Sammelstiftungen. 
Vereinfachtmgen der administrativen 
Durchfühmng sollten in jedem FaUe 
gesucht und bei der Revision verwirk­
licht werden, sofera sie der Autono­
mie und der Vielfalt der Vorsorgeein­
richtungen Rechnung tragen. Das 
gleiche kann von der Verbesserung 
der Transparenz gesagt werden. 

BVG-Revision 
aus Arbeitgebersicht 

Für die Arbeitgeberschaft steht neben 
der Dringlichkeit der Revisionspostu-
late auch deren finanzieUe Tragbar­
keit im Vordergrund. Sie strebt eine 
beitragsneutrale Revision an: In die­
sem Sinne ein beschränktes Paket im 
Rahmen der erwähnten Verfassungs­
und Gesetzesbestimmungen mit den 
zwingenden Anpassungen zum Bei­
spiel an die 10. AHV-Revision sowie 
an andere beschlossene Gesetzesrevi­
sionen und an die Entwicklung der re­
levanten Rechtsprechung. Dabei soll­

ten auch Vereinfachungen und Ratio­
nalisierungsmöglichkeiten berück­
sichtigt werden. Dringlich ist - wie ge­
sagt - nur die Sicherstellung der Wei-
terfühmng der Mindestleistungen 
gemäss Artikel 33 BVG; dazu braucht 
es eventueU eine Diskussion um die 
Sondermassnahmen. Erst nach Ab­
schluss der 10. AHV-Revision scheint 
es sinnvoll, Diskussionen über ein wei­
teres BVG-Revisionspaket zu führen. 
Bis dahin hätte sich das Spannungsfeld 
etwas gelöst. Es wären auch erste Er­
fahrungen mit den neuen Sonderge­
setzen und den Verordnungsänderun­
gen erkennbar 

Eine Revision der Zweiten Säule 
ist überfällig 
Die BVG-Revision aus der Sicht der Gewerkschaf ten 

VON FRITZ LEUTHY, ALT SEKRETÄR DES 
SCHWEIZERISCHEN GEWERKSCHAFTSBUNDES (SGB) 

Die Kritik an der beruflichen Vorsor­
ge nimmt zu. Die vielen Meldungen 
über Konkurse von Pensionskassen 
beunruhigen cüe Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer Bei SteUenwech-
seln haben sie gelerat, nachzurech­
nen, und oft fühlen sie sich bei den 
Freizügigkeitsleistungen betrogen. 
Die Rentnerinnen und Rentner ver­
stehen nicht, warum die Pensionskas­
sen zumeist keinen Teuerangsaus­
gleich gewähren. Kritisiert werden 
aber auch die zahlreichen Durch­
führungsvorschriften, welche zu Ab-
wicklungsverzögerungen führen und 
scheinbar keine flexiblen Lösungen 
beim Leistungsrahmen zulassen. Die 
Arbeitnehmervertreterinnen und 
-Vertreter in den Stiftungsräten 
fühlen sich dadurch überfordert und 
erkennen auch rasch, dass ihre Ab­
hängigkeit vom Betrieb ihre Aufgabe 
als Stiftungsräte beschneidet. 

Längerfristig muss das System 
neu überdacht werden 
Diese berechtigten Vorbehalte kön­
nen nicht mit einer Teilrevision be­
reinigt werden. Die Mängel sind sy­
steminhärent; es braucht eine Revi­
sion an Haupt und Gliedem. 

Da ist einmal das Zusammenspiel 
zwischen Erster und Zweiter Säule. 
Obwohl die Verfassung beiden Ver­
sicherungswerken klare Zielsetzun­
gen vorgibt (die AHV/IV hat als 
Grundversicherung für alle den Exi­
stenzbedarf zu garantieren, und die 
berufliche Vorsorge hat als Zusatz­
versicherung für Lohnabhängige 
diese zu ergänzen), wurde die 
AHV/IV nicht entsprechend ausge­
baut, und der Zweiten Säule wurden 
Zusatzversicherungs-Aufgaben zu­
gewiesen. Es braucht somit für die 
berufliche Vorsorge viele Detailvor­
schriften, die sonst unnötig wären. 
Die Gewichte zwischen Erster und 
Zweiter Säule sind deshalb zugun­
sten der AHV/IV zu verlagern. Die 
Bestimmungen über die berufliche 
Vorsorge können dann UberaUsiert 
und auf die Bereiche «Unterstel­
lungskriterien», «Mindestschutz», 
«Durchlässigkeit beim SteUenwech-
sel» und «RückVersicherungsschutz» 
beschränkt werden. 

Sodann ist es die arge Kassenzer­
splitterung mit ihren Klemstgebilden 
und das Nebeneinander von Leislungs-
und Beitragsprimatkassen, welche die 
Leistungssicherheit schmälern und 
z.B. die Ausrichtung derTeuerungszu-
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o 
lagen einschränken oder die Durchläs­
sigkeit vom einen in den andem Kas­
sentyp mittels gleichwertiger und voU-
er Freizügigkeit verunmöglichen (dar­
an ändert auch das geplante neue Frei­
zügigkeitsgesetz nur wenig). Es gUt 
deshalb dringlich die Weichen in die 
eine oder andere Richtung zu stellen, 
wobei der Trend offensichtUch heute -
im Gegensatz zu früher - Richtung 
Beitragsprimat geht. Auch die Versi­
cherten zweifeln im Rahmen einzelbe­
trieblicher Einrichtungen am Wert 
koUektiver Finanzierungsmethoden 
mit starken SoUdaritäten, da sie sol­
chen zu oft infolge der heutigen Mobi­
litätsanforderungen des Arbeitsmark­
tes verlustig gehen. Und selbst der Ge­
setzgeber fördert die Idee des indivi­
dueUen Kassenguthabens durch Mass­
nahmen wie Wohneigentumsförde­
mng mit Mitteln der Zweiten Säule 
oder durch die unterschiedlichen Be-
günstigtenformeln für die Zweite und 
die Dritte Säule. 

Kurzfristig muss die Zweite 
Säule früher gemachten Verspre­
chungen gerecht werden und 
sicherer ausgestaltet werden 
Ein Überdenken des Systems benötigt 
sicher Zeit, obwohl eine Gewichtsver-
lagemng zugunsten der Ersten Säule -
wie die eingereichte Volksinitiative 
von SGB und SPS zeigt - einfach zu 
handhaben wäre. Es ist deshalb uner-
lässUch, dass einige störende Mängel 
im geltenden System kurzfristig aus­
gemerzt werden. Dazu gehört, dass 
endlich die Verfassungsaufträge zu­
gunsten der Eintrittsgeneration und 
des Teuerungsausgleichs auf Alters­
renten erfüllt werden. In beiden Fäl­
len sind aber Lösungen zu treffen, wel­
che gewährleisten, dass die so zuer­
kannten Leistungen in jedem Fall, also 
auch bei der Liquidation einer Kasse 
oder nach mehrfachem Kassenwech­
sel, garantiert werden können. Die 
Teuerang ist zudem voUumfängUch 
und nicht nur mit fixen Ansätzen aus­
zugleichen und darf im Rahmen des 
B VG-Minimiuns keinesfalls mit über­
obUgatorischen Ansprüchen verrech­
net werden. 

Da die Teuerang ungleich anfäUt, 
kann sie nicht vorfinanziert werden 
(was im übrigen auch unsinnig und 
teuer wäre), sondem muss umla-
gemässig und überbetrieblich abgesi­
chert werden. Ähnliches gilt für die 
Mehrkosten der Eintrittsgeneration, 
da nur so eine langfristige Garantie 

für alle Fälle abgegeben werden kann. 
Im Sicherheitsfonds besteht das not­
wendige Instrument zum kassenüber­
greifenden, umlagemässig finanzier­
ten Ausgleich. Wenn einzelne Kassen 
oder Kassenverwalter daraus einen 
Eingriff in ihre Souveränität befürch­
ten, soUten sie bedenken, dass das 
Nichtfunktionieren solcher Verpflich­
tungen letztlich den Bestand der Kas­
sen gefährden kann. 

Ebenfalls aus der Verfassung ab­
zuleiten, ist der Auftrag zur Besser­
stellung der Personen mit kleinen 
Einkommen, zu denen meist auch die 
Teilzeitbeschäftigten zu zählen sind. 
Bei der Ausarbeitung der ersten Ge­
setzesvorlage für die berafliche Vor­
sorge war unbestritten, dass das Ziel 
eines 60prozentigen Ersatzeinkom­
mens (Erste und Zweite Säule zusam­
men) für die Bezügerinnen und Bezü­
ger von kleinen Einkommen ungenü­
gend ist. Die Menschen leben eben von 
Franken und nicht von Prozenten. Es 
war deshalb vorgesehen, dass der Ko­
ordinationsabzug nach einer Ein­
führungszeit gesenkt werden sollte. 
Diese Planung ist nunmehr nachzu­
holen, wobei es nicht nur daram geht, 
über den Koordinationsabzug die 
Leistungshöhe bei kleinen Einkom­
men zu verbessern, sondern auch dar­
um, die Einkommensgrenzen für die 
Unterstellung unter das Obligatorium 
zu senken. 

VordringUch in einer Teilrevision 
ist sodann die Verbesserung der Si­
cherheit. Dabei geht es nicht zuvor­
derst darum, die Anlagebestimmun­
gen zu verschärfen (die Erfahrungen 
zeigen, dass nicht diese, sondera eher 
Missbräuche zu Verlusten geführt ha­
ben), sondera daram, über den Si­
cherheitsfonds eine vollumfängliche 
Garantie aller versprochenen Lei­
stungen zu erwirken. Gegen ent­
sprechende (Rückversicherungs)-
Prämien sind alle Leistungen, welche 
die Vorsorgeetnrichtungen ihren Ver­
sicherten zuerkennen, abzusichern. 
Dabei sind auch die nichtregistrierten 
Kassen in die Pflicht zu nehmen. Die 
Versicherten können und wollen 
nicht zwischen «registrierten» und 
«nichtregistrierten» Einrichtungen 
unterscheiden (für sie sind alles Pen­
sionskassen) und es würde sonst die 
Gefahr einer vermehrten Kassenauf-
teUung entstehen. 

Eine weitere dringliche Massnah­
me drängt sich infolge der heutigen 
Arbeitsmarktlage sodann zugunsten 
der Arbeitslosen auf. Es geht nicht an 
und ist auch nicht im Sinne des Verfas-
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sungsauftrags, dass Arbeitslose ihre 
Rechte innerhalb der beruflichen Vor­
sorge weitgehend verlieren. Wie in der 
AHV/IV oder der UnfaUversicherang 
ist auch in der Zweiten Säule anzuer­
kennen, tiass arbeitslos sein nicht 
gleichbedeutend ist mit nicht mehr Ar­
beitnehmer sein. Das heisst also: Ar­
beitslose müssen in der Zweiten Säule 
versichert bleiben. Dazu können ver­
schiedene Massnahmen getroffen 
werden: Entweder sind die Kassen zu 
verpflichten, die Arbeitslosen solange 
als externe Versicherte in ihren Reihen 
zu behalten, als diese Taggelder der 
Arbeitslosenversicherung beziehen, 
oder aber es erfolgt ein obligatorischer 
Übertritt in die Auffangeinrichtung, 
In beiden Fällen ist die Arbeitslosen­
versicherung zur Prämienleistung im 
BVG-Rahmen zu verpfUchten, wie das 
bei der AHV der FaU ist. 

Ohne abschliessend zu sein, sei 
zum Schluss noch auf das Problem der 
paritätischen Verwaltung hingewie­
sen. Es wurde bereits eingangs er­
wähnt, dass die Arbeitnehmervertre­
terinnen und -Vertreter in den Stif­
tungsräten sich oft beengt fühlen, da 
sie sich in doppelter Abhängigkeit 
(als Stiftungsräte und als Lohnabhän­
gige) befinden. Die TeUrevision sollte 
sich deshalb nicht nur der Fragen 
rand um die echte Mitbestimmung -
z.B. in Sammeleinrichtungen - an­
nehmen, sondem auch dafür sorgen, 
dass dem seinerzeit gewollten Gmnd­
satz, wonach auch Aussenstehende 
als Arbeitnehmervertreterinnen oder 
-Vertreter in Stiftungsräte gewählt 
werden können, Nachachtung ver­
schafft wird. Nur so kann die doppelte 
Abhängigkeit durchbrochen werden, 
was bestimmt zur Sicherheit in Pen­
sionskassen beitragen würde. 

Es geht um die Zukunft der 
Pensionskassen 
Und damit sei nochmals auf die Kritik 
an der beruflichen Vorsorge zurückge­
kommen. Es geht bei den Revisionsbe­
strebungen aus der Sicht der Gewerk­
schaften nicht darum, den Pensions­
kassen ihre vielen Verdienste abzu­
sprechen. Aber die Verantwortlichen 
in diesemBereich müssen sich bewusst 
sein, dass die Versicherten je länger je 
mehr die Pensionskassen und deren 
Leistungen mit jenen der AHV ver­
gleichen. Was dort funktioniert, so 
meinen sie zu Recht, muss auch hier 
machbar seUi. Und wenn dem nicht so 
sein kann, dann hat eben nur das Bes­
sere eine Chance in der Zukunft. 
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Die BVG-Revision: 
zwingend - aber auch sinnvoll? 
Das Bundesgesetz über die beruf l iche Vorsorge BVG ist seit 
Uber acht Jahren in Kraf t . Trotz unübersehbarer Mängel hat es 
sich grundsätzl ich bewähr t und ste l l t auch fü r die prakt ische 
Durchführung keine grösseren Probleme mehr. Unter diesen 
Voraussetzungen muss die Forderung nach einer umfassenden 
Revision in Frage gestel l t werden, zumal ein Leistungsausbau 
zurzei t ausser Diskussion steht und m i t dem Freizügigkeitsge­
setz sowie der Wohneigentumsförderung die Vorsorgeeinr ich­
tungen in naher Zukun f t admin is t ra t iv bereits sehr stark bela­
stet werden. 

VON PETER WIRTH, G E S C H Ä F T S F Ü H R E R DES 
VORSORGEFORUMS 2. SÄULE 

Ausgelöst wird das Vorhaben einer 
BVG-Revision primär durch die 
Übergangsbestimmungen der Bun­
desverfassung, welche in Artikel I I 
den MitgUedern der Eintrittsgenera­
tion je nach Höhe des Einkommens 
innerhalb von 10 bis 20 Jahren nach 
Inkrafttreten des Gesetzes den ge­
setzlich vorgeschriebenen Mindest­
schutz garantieren. Das Parlament 
hat jedoch bereits bei der Beratung 
des Gesetzes vor 1985 erkannt, dass 
diese Leistungsversprechen, welche 
auf die Volksabstimmung von 1972 
zurückgehen, iticht zu erfüUen sind. 
Der Ausweg, der durch zwei staats-
rechtUche Gutachten geöffnet wur­
de, bestand in der Ausgestaltung des 
BVG als Etappengesetz, was nun 
formeU zwingend zu dieser Revision 
flihrt. 

Unabhängig davon wurden seit 
Inkraftsetzen des Gesetzes eine Rei­
he parlamentarischer Vorstösse un­
temommen, welche nun ebenfaUs 
im Zuge dieser ersten BVG-Revi­
sion zu behandeln sUid. 

Im Rahmen des Vorsorgeforums 
2. Säule haben sieben Arbeitsgrup­
pen die zentralen, mit der BVG-Re­
vision anstehenden Fragen analy­
siert und erste Überlegungen zu ih­
rer Lösung angestellt. Die folgenden 
Ausführungen stützen sich im we­
sentUchen auf diese Überlegungen. 

Leistungsversprechen an die 
Eintrittsgeneration 
Zuerst ist die Frage zu steUen, ob 
überhaupt ein Leistungsausbau in 

der Zweiten Säule gewünscht wird 
und Arbeitgeber und -nehmer zu 
höheren Beiträgen bereit sind. Die 
Signale, die von den Sozialpartnern 
zu dieser Frage ausgesandt werden, 
sind widersprüchüch. 

Wollte man der Bundesverfas-
simg gerecht werden, wären erheb­
liche Solidaritätsleistungen für die 
Versicherten ntit unvoUständigem 
Leistungsanspruch notwendig. Die 
SoUdarität innerhalb der bemfUchen 
Vorsorge wird aber insbesondere 
von /^beitnehmerseite Unmer stär­
ker in Frage gesteUt, was die Erfül­
lung des Verfassungsaltitrages zu­
sätzüch erschwert. 

Die Umstände, die 1985 zur Kon­
zeption des BVG als Etappengesetz 
geführt haben, gelten in der heuti­
gen Rezession in noch verstärktem 
Masse. 

DasVc orsorgeforum 2. Säule 
Das Vorsorgeforum 2. Säule wurde 1989 gegründet 
von bedeutenden privaten und öffentliehrechtlichen 
Vorsorgeeinrichtungen, den Pensionskassenverbän­
den, Experten, Verbänden der Sozialpartner, der 
Vereinigung privater Lebensversicherer und der 
Bankiervereinigung. Das Forum hat zum die Ziel die 
Information der Medien über alle Fragen der beruf­
lichen Vorsorge und dient darüber hinaus der Koor­
dination und Meinungsbildung unter den Mitglieder­
kreisen. Es steht unter dem Präsidium von Ständerat 
Markus Kündig. 

Koordinationsabzug und 
Beitragsstaffelung 

Bevor am bestehenden System der 
Koordination mit der AHV sowie 
der Beitragsbemessung durch die 
Höhe des Koordinationsabzuges 
und der jährlichen Altersgutschrtf-

' ten Änderungen vorgenommen wer­
den, ist zuerst eine grundsätzUche 
Diskussion über die künftige Ge­
wichtung von AHV und beruflicher 
Vorsorge im 3-Säulen-System zu 
führen. 

Noch steht aber die bundesrätU­
che Stellungnahme zu den 1990 in 
Auftrag gegebenen Expertenberich­
ten von fünf Professoren aus, welche 
sich zentral mit dieser Frage befasst 
haben, und schUessUch ist auf die 
vom Gewerkschaftsbund sowie der 
sozialdemokratischen Partei lancier­
te /VHV-Initiative hinzuweisen, wel­
che darauf tendiert, die Gewichte 
zwischen Erster und Zweiter SäiUe 
so zu verschieben, dass der Koordi­
nationsabzug heraufgesetzt und kei­
nesfalls gesenkt werden könnte. 

Vor diesem Hintergrund sind 
Massnahmen, welche bloss den 
Buchstaben der Verfassung zu erfül­
len vorgeben, den Versicherten aber 
nur geringe Vorteile bieten und zu­
dem den Kassen durch die Umstel­
lung der Leistungspläne grossen ad­
ministrativen Aufwand verursachen, 
abzulehnen. 

Ads naheUegende MögUchkeit 
bietet sich die Fortführung der Er-
gärtzungsgutschriften an, wie sie in 
Artikel 33 BVG vorgesehen sind, al­
lerdings nur für die ersten neun Jah­
re nach Inkraftsetzung des Gesetzes. 
Mit ihrer Fortführung könnten für 
die MitgUeder der Eintrittsgenerati­
on gewisse Leistungsverbesserangen 
reaUsiert werden. 

Teuerungsausgleich auf den 
Altersrenten 
Der Wunsch nach einenrl Teuerungs­
ausgleich auf den Altersrenten ist 
verständUch und im Rahmen des 
BVG-Obügatoriums auch legitim, 
/ ^e in die ErfüUung dieses / ^ l i e -
gens ist ntit einer Reihe schwerwie­
gender Probleme verbunden. An er­
ster SteUe zu nennen ist naturgemäss 
die Frage der Finanzierbarkeit. 

Häufig wird die These vertreten, 
der Teuerangsausgleich lasse sich 
ohne Zusatzbeiträge aus den Zins­
überschüssen auf den Altersgutha­
ben finanzieren. Hier stellt sich je-
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doch die Frage, ob der heute ange­
wandte Umwandlungssatz von 7,2 % 
den Vorsorgeeinrichtungen über­
haupt noch Spielraum für die Erzie­
lung eines Zinsüberschusses belässt, 
bzw. ob ein solcher Zinsüberschuss 
nicht bereits zufolge der zunehmen­
den Langlebigkeit der /Utersrentner 
konsumiert wird, da der Umwand­
lungssatz dieser Tatsache bis heute 
noch nicht Rechnung trägt. 

Angesichts knapper Mittel sowie 
versicherangstechnischer Probleme 
bietet sich für die Teuemngsanpas-
sung auf den Altersrenten am ehe­
sten ein Weiterausbau auf der beste­
henden Grundlage von Artikel 36 
Absatz 2 BVG an, der die Anpas­
sung weitgehend dem Ermessen 
der einzelnen Vorsorgeeinrichtung 
überlässt. Gegenüber der heutigen 
Situation wären deshalb präzisieren­
de Vorschriften zu erlassen wie etwa 
über die Periodizität der Anpassung 
oder über die AufteUung und Ver­
wendung anfällig vorhandener 
Überzinsen. Die Vorschriften haben 
sich dabei jedoch auf den Bereich 
des ObUgatoriums zu beschränken. 

Von den Versicherten wird unter 
Teuerungsanpassung allgemein je­
doch etwas anderes verstanden, 
nämüch analog zur AHV der voUe 
Ausgleich auf der gesamten Rente. 
Die Erfüllung dieser Forderang 
dürfte aber ausserhalb der finanziel­
len Leistungsfähigkeit der Sozial­
partner Uegen. Es besteht deshalb 
die Gefahr, dass jeder realistische 
Revisionsvorschlag hinter den Er­
wartungen zurückbleibt imd deshalb 
zu Enttäuschungen führen muss. Die 
Erfahrangen mit dem Thema Freizü­
gigkeit sollten eine Lehre sein. 

Erweiterung der Insolvenz­
deckung 
Die InsolvenzfäUe sind primär Fol­
ge des BVG-ObUgatoriums und 
werden grossmehrheitüch ausgelöst 
durch die herrschende Rezession. 
Als Symptom eines grandsätzüchen 
Mangels der beraflichen Vorsorge 
können sie nicht bezeichnet wer­
den. Es liegt jedoch im Interesse 
der Versicherten, dass künftig eine 
Leistungseinbusse auch im überob­
Ugatorischen Bereich vermieden 
wtid. Eine Ausweitung des Insol­
venzschutzes ist deshalb unbestrit­
ten. Der wichtigste Diskussions­
punkt betrifft deshalb weniger das 
Ob als das Wie der Durchführung. 
Wünschenswert ist eine möglichst 

einfache Form der Ehirchführung 
und insbesondere der Beitragserhe­
bung. 

Weitere Revisionspunkte 
Die Arbeitsgruppen des Vorsorgefo­
rums haben sich im weiteren auch 
ntit der GleichsteUung der Ge­
schlechter, den Ausgleichszahlun­
gen an Kassen mit hohem Durch­
schnittsalter der Versicherten sowie 
den Anlagevorschriften beschäftigt. 

Im Gegensatz zur AHV bUden 
ZivUstands- und Geschlechtsneutra­
lität in der berufUchen Vorsorge ein 
geringes Problem. Mit der Ausrich­
tung einer Witwerrente sowie der 
Angleichung des Rücktrittsalters 
könnten diese Fragen weitgehend 
gelöst werden. Die Kosten der Wit­
werrente sind relativ gering und von 
den Kassen mehrheitUch wohl ohne 
Beitragserhöhung zu finanzieren. 
Dabei soUten allerdings von Anfang 
an Witwen- und Witwerrenten 
gleich ausgestaltet sein. Hingegen 
sollte in der Frage des Rentenalters 
eine Koordination mit der AHV er­
folgen. FaUs das Parlament an unter-
schiedUchen Regelungen für die bei­
den Geschlechter festhält, dürfte 
sich für die berufliche Vorsorge al­
lerdings ein Problem steUen, da 
bekanntlich das EVG bei den öf-
fentüch-rechtlichen Pensionskassen 
schon unmissverständüch darauf 
hingewiesen hat, dass unterschiedU­
che Rücktrittsalter nicht konform 
mit der Verfassung sind. 

Die Anlagevorschriften der 
BVV 2 haben sich im grossen und 
ganzen bewährt. Problematisch sind 
allein die politischen Übergriffe. 
Zur Diskussion steht iticht so sehr 
die Frage nach einer Änderung der 
Höchstsätze einzelner Anlagekate­
gorien als jene nach einer umfassen­
den Neuausrichtung, bei welcher an 
die Stelle des heutigen Anlagenka­
talogs einige wenige Grandsatzvor­
schriften über die Anlagetätigkeit 
treten würden, wie sie auch in der 
EG für betriebUche Vorsorgesyste­
me vorgesehen sind. Gegen einen 
solchen Schritt bereits in der ersten 
Revision sind aber zahlreiche Be­
denken aus der Praxis laut gewor­
den, die eine Beibehaltung der gel­
tenden Regelung nahelegen. 

Schlussfolgerungen 
Es besteht zwar ein durch die Verfas­
sung und das Gesetz ausgelöster 
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Zwang zu einer BVG-Revision, doch 
stehen der ErfüUung des primären 
RevisionsanUegens schwerwiegende 
strukturelle sowie wirtschaftUche 
Hindernisse entgegen. Zudem setzt 
ein weitergehender Eingriff voraus, 
dass eine langfristige Perspektive 
über Gewichtung und Koordination 
von Erster und Zweiter Säule be­
steht. 

Die berufUche Vorsorge bietet in 
der Durchführung keine Probleme 
und ist in ihrem Bestand gut gesi­
chert - dies im Gegensatz zu ande­
ren Vorsorge- und Sozialversiche­
rungszweigen. Die Revisionen von 
AHV, Arbeitslosen- und Kranken-
versicherang soUten höhere Prio­
rität haben. 

Mit der Inkraftsetzung des Frei­
zügigkeitsgesetzes und den Bestim­
mungen über die Wohneigentums­
förderung mit Mitteln der berufli­
chen Vorsorge erfährt die Zweite 
Säule für die Versicherten markante 
Leistungsverbesserungen und -er-
weiterungen. Die Vorsorgeeinrich­
tungen werden damit in naher Zu­
kunft administrativ jedoch in hohem 
Masse belastet. Weitere durch eine 
BVG-Revision ausgelöste Eingriffe 
sollten deshalb mit Zurückhaltung 
erfolgen. 

Die sich daraus ergebende 
Schlussfolgerang lautet, dass die ge­
plante BVG-Revision sich auf jene 
Punkte beschränken sollte, welche 
allgemein als unumgängüch erachtet 
werden und bei denen ohne Bei­
tragserhöhung tatsächliche Verbes-
senmgen für die Versicherten durch­
gesetzt werden können. Diese zu 
identifizieren und zu verwirkUchen 
SteUt eme Herausforderung an die 
Kreativität des Gesetzgebers dar 
Eine enge Zusammenarbeit mit Ex­
perten und Praktikera dürfte dazu 
nicht bloss wünschenswert, sondern 
unumgängüch sein. 
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Wer darf in der Säule 3a 
versorgen? 

Im Zusammenhang m i t der grenzüberschreitenden Beschäft i ­
gung von Personen in unseren umliegenden Nachbarländern 
w i r d immer wieder die Frage gestei l t , wer eine anerkannte Vor­
sorgeform der gebundenen Selbstvorsorge (Säule 3a) err ichten 
darf. 

VON RUTH FUHRER, FURSPRECHERIN, UND ERIKA 
SCHNYDER, LIC. IUR. , MITARBEITERINNEN DER SEKTION 
RECHTSFRAGEN I N DER A B T E I L U N G BERUFLICHE 
VORSORGE DES BSV 

(9 

Die Voraussetzungen für die Errich­
tung einer steuerbegünstigten Vor­
sorge der Säule 3a sind für Personen, 
die in der Schweiz arbeiten und hier 
Wohnsitz haben, klar gegeben. We­
niger eindeutig ist die Situation, 
wenn eine der beiden Voraussetzun­
gen nicht erfüUt ist. 

Das Bundesgericht hat sich da­
ntit im Entscheid vom 21. Juni 1991 

i.S. B. eingehend auseinandergesetzt 
und verschiedenes klargesteUt. Es 
ging um einen itaüenischen Grenz­
gänger, der in der Schweiz eine Er­
werbstätigkeit ausübte und hier so­
wohl in der AHV/IV wie in der be-
rafüchen Vorsorge versichert war 
Obwohl die Regelung der Säule 3a 
auf einer steuerUchen Grundlage be­
ruht, hat das Gericht gestützt auf 

Die schweizerische AHI-Vorsorge bei Wohnsitz und/oder 
Erwerbstätigkeit in der Schweiz und in einem Nachbarland 

Land Wohnsitz In der Schweiz und 
Erwerbstätigkeit im Ausland 
In der Schweiz grundsätzlich 
versichert 

Wohnsitz im Ausland und 
Erwerbstätigkeit in der Schweiz 
In der Schweiz grundsätzlich 
versichert 

Säule 1 Säule 2 Säule 3a Säule 1 Saule 2 Säule 3a 
Österreich nein' nein^ nein^ ja^ ja^ ja'' 
Deutschland nein' ncin- nein' ja^ ja3 ja'' 
Frankreich nein' nein^ nein' ja^ ja" 
Italien nein' nein^ nein' ja* ja' ja'' 
Liechtenstein nein' nein^ nein' ja' ja' ja ' 

Ja, wenn in der Ersten Säule freiwillig versichert 
• In der Regel Ja, wenn es sich um eine der folgenden wichtigsten Ausnahmen 

gemäss Abkommen handelt: 
• Entsandte Arbeitnehmer 
• Personal von Transportunternehmen 
• Personal von öffenüichen Dienstzweigen 
• Personal von diplomatischen und konsularischen Vertretungen 
• Personal auf Hochseeschiffen (ausgenommen Frankreich und Österreich) 
• Arbeitnehmer von Betrieben im Grenzgebiet 

Näheres vgl. die einzelnen Abkommen: mit Österreich Art. 7-10, mit Deutschland 
Art. 6-9, mit Frankreich Art. 8-10, mit Italien Art. 5, mit Liechtenstein Art. 6-8 
Ja, sofem in der Ersten und Zweiten Säule freiwillig versichert 
Ja, sofem mindestens in der Ersten Säule freiwillig versichert 
In der Regel nein, wenn es sich um eine Ausnahme gemäss Abkommen im Sinne 
von Fussnote 1 handelt 
Wenn die Mindestbedingungen (Art. 2 BVG, Art. 1 BVV2 sowie Reglement der je­
weiligen Vorsorgeeinrichtung) erfüllt sind, andernfalls nein 
Nein, wenn aufgrund einer Ausnahme gemäss Abkommen im Sinne von Fussnote 1 
in der Ersten Säule nicht versichert 
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das verfassungsmässig verankerte 
Dreisäulenkonzept unserer /Ufers-, 
Hinteriassenen- und InvaUdenvor-
sorge den Akzent klar auf die vor-
sorgerechtüche Betrachtungsweise 
gesetzt. Aufgrund der entsprechen­
den Erwägungen in diesem Ent­
scheid lässt sich unseres Erachtens 
aus vorsorgerechtlicher Sicht folgen­
des ableiten: 
Eine Säule-3a-Vorsorge darf errich­
ten, wer 
• eine Erwerbstätigkeit ausübt und 
• m der Ersten Säule (AHV/IV) 
versichert ist. 
Nicht notwendig ist dagegen eine 
Versicherang in der Zweiten Säule. 

a. Ausüben einer Erwerbs­
tätigkeit 
Der Begriff Erwerbstätigkeit in der 
Säule 3a ist wie in der Ersten Säule 
zu verstehen (Art. 1 Abs. 1 Ut. b und 
c AHVG). Demnach erzielt ein Er­
werbseinkommen, wer in un­
selbständiger oder selbständiger 
SteUung in Industrie, Handel, Hand­
werk, Landwirtschaft oder in freien 
Berufen tätig ist. Eine Erwerbstätig­
keit im Ausland kommt ebenfaUs in 
Betracht, wenn sie für einen Arbeit­
geber in der Schweiz erfolgt und der 
Versicherte Schweizer Bürger ist 
(Kreisschreiben über die Versiche­
rungspflicht in der AHV/IV, Rz 
2033,2045 ff.) 

b. Versicherung in der Ersten 
Säule (AHV/IV) 
Der Vorsorgenehmer der Säule 3a 
muss tatsächUch in der AHV/IV ver­
sichert sein. Dies ergibt sich primär 
aus dem verfassungsmässigen Drei­
säulenkonzept (Art. 341"'"'=' BV). So­
dann sieht Artikel 5 BVG vor, dass 
dieses Gesetz (d.h. das BVG) nur 
für Personen gUt, welche in der 
A H V versichert sind. Das BVG bie­
tet die gesetzüche Gmndlage für die 
Vorsorge in der Säule 3a (Art. 82 
Abs. 2 BVG). 

In der Ersten Säule sind aUe 
natürlichen Personen obUgatorisch 
versichert, die in der Schweiz ihren 
ziviüechtüchen Wohnsitz haben 
und/oder in der Scüweiz eine Er­
werbstätigkeit ausüben. Im weiteren 
sind Schweizer Bürger obUgatorisch 
versichert, die im Ausland für einen 
Arbeitgeber in der Schweiz tätig 
sind und von diesem entlöhnt wer­
den (Art. 1 AHVG). FreiwUUg kön­
nen sich Schweizer Bürger mit 
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Wohnsitz im Ausland versichem las­
sen (Art.2/VHVG). 

In bezug auf Personen, welche in 
einem Land wohnen und im anderen 
Land erwerbstätig sind, müssen all-
fäUige Staatsverträge über die sozia­
le Sicherheit beachtet werden, die 
die Schweiz mit dem entsprechen­
den Land abgeschlossen hat. Mit al­
len Grertzstaaten der Schweiz wur­
den solche Abkommen abge­
schlossen. Sämtüche von der 
Schweiz abgeschlossenen zwischen­
staatUchen Abkommen gehen vom 
Erwerbsortsprirtzip aus. Das Er­
werbsorts- bzw. Arbeitsortsprinzip 
besagt, dass eine Person grundsätz­
lich in demjenigen Land nach dessen 
Rechtsvorschriften pflichtversichert 
ist, in dem sie die Erwerbstätigkeit 
ausübt. 

Von diesem Grundsatz gibt es ei­
nige Ausnahmen. Die wichtigsten 
unter ihnen betreffen: 
• Entsandte Arbeitnehmer; 
• Personal von Transportunteraeh-
men; 
• Personal öffentücher Verwal­
tungsdienste; 
• Diplomatisches und Konsularper-
sonal; 
• Personal auf Hochseeschiffen; 
• Arbeitnehmer von Betrieben im 
Grenzgebiet. 

Eine ausführliche DarsteUung 
der Situation gibt das Merkblatt 
Nr 7.05, «Arbeitnehmer im Ausland 
und ihre Angehörigen» der AHV-
InformationssteUe (erhältüch bei 
den Ausgleichskassen), 
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Der Risikoausgleich unter 
den Krankenkassen 
wird verfeinert und aktualisiert 
Mi t den dr ingl ichen Massnahmen gegen die Entsol idarisierung 
in der Krankenversicherung hat das Parlament im Dezember 
1991 auch einen Risikoausgleich zwischen den Krankenkassen 
beschlossen, welcher seit An fang 1993 in Kraf t ist . Au fg rund 
der bisher, gemachten Erfahrungen sowie angesichts der bei 
den Krankenkassen zu verzeichnenden Mitgl ieder-Fluktuat io­
nen hat sich vor al lem eine Anpassung der Berechnungsgrund­
lagen des Risikoausgleichs als unumgängl ich erwiesen. 

VON PATRICIA LEIBER, LIC. IUR., MITARBEITERIN DER 
SEKTION RECHTSERAGEN I N DER A B T E I L U N G 
KRANKENVERSICHERUNG DES BSV 

Der in den dringUchen Massnahmen 
vorgesehene Risikoausgleich gUt 
vorläufig bis Ende 1994, doch sieht 
die Gesetzesvorlage für die Revision 
der Krankenversicherung eine wei­
tergehende Regelung für einen auf 
zehn Jahre befristeten Risikoaus­
gleich unter den Versicherem nach 
neuem Recht vor, mit welchem - wie 
im geltenden Dringüchkeitsrecht -
eine Stärkung und Festigung der So­
lidarität unter den Krankenkassen 
und somit unter den Versicherten 
angestrebt wird. 

Das Ausgleichsprinzip 
Da die Entsoüdarisiemng in der 
Krankenversicherung insbesondere 
durch die Abwerbung sogenannter 
«guter», d.h. günstiger Risiken ver­
stärkt wird, geht der Risikoausgleich 
von folgendem einfachen Gmndsatz 
aus: Krankenkassen, denen im Ver­
gleich zum Durchschnitt aUer im sel­
ben Kanton tätigen Krankenkassen 
als Versicherte weniger Frauen und 
ältere Personen angehören, müssen 
zugunsten von Krankenkassen ntit 
überdurchschitittUch vielen Frauen 
und älteren Personen Abgaben ent­
richten, welche die durchschnittU­
chen Kostenunterschiede zwischen 
den massgebenden Risiken ausglei­
chen. 

Auf diese Weise werden Kosten 
im Bereiche der Krankenpflege-
grandversicherung ausgegUchen, auf 
welche die Kassen nur bedingt Ein­
fluss haben. Der Risikoausgleich 
stellt damit ein neues SoUdaritätsin-

strament von besonderer ökonomi­
scher Tragweite in der sozialen 
Krankenversicherung dar, deren 
Auswirkungen im einzeüten noch 
konkret zu analysieren sind. 

Die Durchführung 
Der Vollzug des Risikoausgleichs 
wurde dem Konkordat der Schwei­
zerischen Krankenkassen (Konkor­
dat) übertragen und die Verordnung 
IX vom 31.8.1992 (SR 832.112.1), 
welche die nähere Durchführung 
des Risikoausgleichs regelt, ist in en­
ger Zusammenarbeit mit dem Kon­
kordat als Vertreter der betroffenen 
Kassen entstanden. Da der Risiko­
ausgleich rasch greifen musste und 
zuvor noch Vorbereitungsarbeiten 
anstanden, wählte der Bundesrat in 
der Verordnung IX vorerst eine 
mögUchst einfache Lösung für das 
System des Risikoausgleichs, mit der 
Absicht, dieses Instrument nach .er­
sten praktischen Erfahrungen zu 
verfeinera. 

Es hat sich nun gezeigt, dass der 
Risikoausgleich in drei Bereichen 
verbesserungsfähig ist. Die Ände­
rungen der Verordnung IX, welche 
der Bundesrat am 14. Juni 1993 in 
diesem Zusammenhang beschlossen 
hat, decken sich weitgehend mit den 
Wünschen des Konkordates und ha­
ben eine feinere Abstufung der Risi-
kograppen, niedrigere Risikoabga­
ben für Kinder und neue Berech­
nungsgrundlagen für die Soüda-
ritätsbeiträge unter den Kassen zur 
Folge. 
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Neue Abstufung der Risiko­
gruppen 

Der Risikoausgleich funktionierte 
bisher so, dass die Krankenkassen 
für die Risikogruppe der 16- bis 
59jährigen Versicherten SoUdaritäts-
beiträge an die über öOjährigen Ver­
sicherten zu entrichten hatten. Die 
Praxis hat nun gezeigt, dass die Risi-
kogmppe der 16- bis 59jährigen zu 
gross war Eine Krankenkasse bei­
spielsweise mit 10 000 männüchen 
Versicherten Un Alter von 50 Jahren 
bezahlte bisher genau gleich viel in 
den Ausgleichsfonds wie eine Kasse 

mit 10000 30jährigen männüchen 
Versicherten. Bekanntüch steUen 
aber jüngere Kassenmitgüeder für 
eine Kasse kostengünstigere Risiken 
dar. So betragen die durchschiüttU-
chen jährUchen Pflegekosten eines 
50] ährigen männüchen Versicherten 
beinahe das Doppelte der Kosten 
eines um 20 Jahre jüngeren Versi­
cherten. 

Aus dieser Überlegung ist neu 
die Risikogruppe der 16- bis 45jähri-
gen Versicherten geschaffen und 
cüese nochmals in 6 Untergruppen 
aufgeteilt worden. Bis zum Alter 
von 45 Jahren wird auch nochmals 

nach männüchen und weibUchen 
Versicherten differenziert, da beim 
Risikoausgleich nicht nur das Alter, 
sondem bei jüngeren Versicherten 
auch das Geschlecht und dantit die 
sich bei weibüchen Versicherten er­
gebenden höheren Krankcnpflege-
und Mutterschal'tskosten als Aus­
gleichsfaktoren berücksichtigt wer­
den. Diese Verfeinerung trägt den 
effektiven Kosten der einzelnen 
Jahrgänge und den sich zwischen ih­
nen ergebenden Kostenunterschie­
den besser Rechnung und wiU den 
Risikoausgleich wirksamer gestal­
ten. 

Bisher 

5 Mio, 5 Mio. 

ï 
Fonds 

IMio. 9 Mio. 

Schuldet: 4 Mio. Erhält: 4 Mio. 

Ab Ausgleichsjahr 1994 

16-45 

6 Mio. 

Kasse A 

46-59 60-

1,5 Mio. 1,0 Mio. 

Schuldet: 3,5 Mio. 

6 Mio. 

m î iifri 
I I 1 hn Fonds 

0,5 Mio. 9,0 Mio. 

m:̂  Erhält: 3,5 Mio. 

Annahme: Zwei gleich grosse Kassen mit unterschiedlichem Altersaufbau in einem Kanton 
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Niedrigere Risikoabgaben 
für Kinder 

Die Höhe der Risikoabgaben für 
Kinder war bereits bei der Ein­
führung des Risikoausgleichs ein 
strittiger Punkt unter den Kassen. 
Hier haben die Erfahrungen ge­
zeigt, dass die bisherige Regelung 
(für Kinder die Hälfte der 
Erwachsenenabgabe) kleinere Kas­
sen mit einem grossen Kinderanteil 
finanzieU zu stark belastet hat. Völ­
lig befreien von der Kinderrisikoab-
gabe woUte der Bundesrat die 
Krankenkassen aber nicht, weil da­
durch die «Jagd» auf die jungen 
Versicherten (inkl. Kinder und Ju­
gendliche ) wieder begünstigt würde 
und dies zur EntsoUdarisierung 
beiträgt. Der Bundesrat hält des­
halb an der Kinderrisikoabgabe 
fest, setzt sie aber in Berücksichti­
gung der von den Kassen für Kinder 
gewährten Prämienreduktionen auf 
30 Prozent herab.Von dieser Ände­
rung soUten in erster Linie örtliche 
kleinere Kassen mit z.T. kinderrei­
chen Familien profitieren. 

Neue Berechnungsgrundlagen 
für die Ausgleichsbeiträge und 
Risikoabgaben 
Die Berechnung der Versicherten­
bestände der Kassen und der daraus 
resultierenden Kosten wird ntit der 

Einführung einer Nachkalkulation 
aktuaUsiert. 

Die definitiven Krankenpflege­
kosten, die die Versicherten einer 
Krankenkasse verursachen, liegen 
in der Regel erst im darauffolgen­
den Jahr vor Da die Kassen aber 
zur Prämienbestimmung des näch­
sten Betriebsjahres wissen müssen, 
wieviele Abgaben sie an den Aus­
gleichsfonds zu entrichten haben, 
werden die Solidaritätsbeiträge, die 
sog. Ausgleichsbeiträge und Risiko­
abgaben, vorerst provisorisch fest­
gelegt und zwei Jahre später nach-
kalkuüert. Dies im Gegensatz zur 
ursprünglichen Regelung, wonach 
die Solidaritätsbeiträge unter den 
Kassen aufgrund veralteter, zwei 
Jahre zurückliegender Versicher­
tenbestände zu erfolgen hatten. Mit 
der verbesserten Erfassung der 
tatsächlichen Versichertenbestände 
und der von ihnen verarsachten 
Kosten wird vor aUem den zuneh­
menden Mutationen unter den 
Kassen, die namentlich auf die 
wirtschaftliche Rezession und auf 
Prämienvergleiche in den Medien 
zurückzuführen sind, Rechnung ge­
tragen. 

Die neuen Bestimmungen über 
die Nachkalkulation finden bereits 
auf den Risikoausgleich 1993 An­
wendung. Die beiden anderen Neu­
regelungen gelten erst ab dem Aus­
gleichsjahr 1994. 

Noch keine 
Rechnungsergebnisse für 1993 

Die bereits für 1993 geltenden neu­
en Berechnungsgrundlagen haben 
zur Folge, dass im jetzigen Zeit­
punkt keine definitiven zahlenmäs-
sigen Angaben über den Risikoaus­
gleich 1993 vorUegen. Auch die 
Rechnungsergebnisse zur Höhe der 
jeweils pro Kanton zu leistenden So­
lidaritätsbeiträge unter den Kassen 
sind erst provisorischer Natur und 
zudem von Kanton zu Kanton sehr 
unterschiedlich. Für die Schweiz als 
Ganzes erreichen sie - nach dem ge­
genwärtigen Rechnungsstand - die 
Grössenordnung von ungefähr 300 
MUUonen Franken. Mit der 
NachkalkiUation der aktueUen Ver­
sichertenbestände und effektiven 
Kosten für das Jahr 1993 werden die 
gegenwärtigen Rechnungsergebnis­
se in verschiedener Hinsicht z.T. 
stark korrigiert werden. ^™ 

lie neue Berechnungsmethode (Beispiei:i994) 

Daten 1992 Ausgleichsjahr 

Bisher 1992 1 ^ 3 1994 1995 IcfS 

JtJtJIH 
Berechnung für 1993 

(Basis: Daten 1992) 

Daten 1992 

Neu: 1992 

Wird bereits für das Ausgiciclisjahr 1993 gellen 

Ausgleichsiahr Daten 1994 

o 

1111 
Provisorische Berechnung für 1994 

(Basis: Daten 1992) 

illlÜI.!U 
Definitive Berechnung für 1994 

(Basis: Daten 1994) 
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Z u m K V - R e f e r e n d u m 

Nicht nur Hillary und Otto... 
Das Notrecht in der Krankenpf lege-Grundversicherung scheint 
allen Unkenrufen zum Trotz Wi rkung zu zeigen. Die Kostenent­
w ick lung im ersten Quartal 1993 lag im Vergleich zur gleichen 
Periode des Vorjahres «nur» noch bei 3,56 Prozent. 

AUS DER SEKTION GESUNDHEITSÖKONOMIE I M BSV 

Die amerikanische First Lady Hil­
lary Clinton und Ständerat Otto 
Schoch - so Ueli Müller vom Kran­
kenkassenkonkordat in der Kran­
kenkassenzeitung - haben eines ge­
meinsam: beide präsidierten eine 
Arbeitsgrappe mit dem Ziel, Refor­
men für das jeweiüge < nationale 
Gesundheitssystem zu erarbeiten. 
In beiden Ländera sind die Vor­
schläge der Expertenkommissionen 
in parlamentarischer Beratung. 

Nicht nur Hillary und Otto wol­
len etwas zur Genesung der 
Krankenversicherang beitragen, 
auch Bundesrat und Parlament hat­
ten mit den eingeleiteten Notrechts-
massnahmen das gleiche im Sinn. 
Zielte die Arbeit der Experten­
kommissionen von HUlary und Otto 
auf eine mittel- und langfristige Re­
form des Gesundheitswesens ab, so 
müssten Bundesrat und Parlament 
im Jahre 1991 in kurzer Frist han­
deln. Die Kassen prognostizierten 
Un Jahre 1991 - für das Jahr 1992 -
aufgrand der damaügen Kostenent­
wicklung Prämiensteigerungen von 
20 bis 40 Prozent. 

Das von Bundesrat und Parla­
ment 1991 geschnürte Massnahmen-
paket gegen die Kostensteigerung, 
welches 1992 noch verschärft wurde, 
zeitigt nun Wirkung: 

1992 konnte die rasante Kosten­
entwicklung insbesondere aufgrund 
der bescheideneren Kostenzunahme 
in der zweiten Jahreshälfte gebro­
chen werden. Betrag gemäss Anga­
ben der Kassen die Kostenzunahme 
im ersten Quartal 1992 gegenüber 
dem ersten Quartal 1991 noch 19,2 
Prozent, so machte sie im Jahresver­

gleich 1991/92 «nur» noch 10 Prozent 
aus. Der positive Trend setzte sich im 
ersten Quartal 1993 weiter fort: die 
Kostensteigerang pro Versicherten 
in der Krankenpflegegrandversiche­
rung reduzierte sich gegenüber der 
gleichen Periode des Vorjahres auf 
3,56 Prozent (gegenüber 1. Quartal 
91 / 1 . Quartal 92 von 19,2 % ) . 

Den vom Parlament eingeführten 
Massnahmen kann sontit eine positi­
ve Wirkung zugesprochen werden, 
wenn auch die Kostensteigerung mit 
3,56 Prozent im ersten Quartal 1993 
gegenüber der gleichen Periode des 
Vorjahres immer noch beträchtüch 
ist und gesamtschweizerisch zu 
Prämienerhöhungen im Gmndversi-
cherungsbereich in der Grössenord­
nung von 5 bis 10 Prozent führen 
dürfte. Das Massnahmenpaket wirkt 
jedoch nur auf die Grandversiche­
rung. Bei den Zusatzversicherungen 
sind deshalb massivere Prämienauf­
schläge zu erwarten. 

Ein Prozent weniger Kostenzu­
nahme bedeutet in der Grundversi­
cherung Einsparungen von gegen 
100 Milüonen Franken. Die progno­
stizierten Kosteneinspamngen in 
der Grundversicherung von 0,5 bis 1 
Mia Franken für 1993 und 1994 dürf­
ten somit weitgehend reaUsiert wer­
den. Definitive Aussagen lassen sich 
jedoch erst nach Auslaufen des Bun­
desbeschlusses voraehmen, der ja 
erst seit gut einem halben Jahr in 
Kraft ist. 

Das Anfang Jahr gegen die Mass­
nahmen des Parlaments ergriffene 
Referendum gegen die Kostenbetei­
ligung im Spital (10 Fr pro Spitaltag) 
setzt nun die positive Entwicklung 

Kostenzunahme pro Versicherten in der Grundversicherung 
• 1. Quartal 1991 / 1 . Quartal 1992 19,2 Prozent 
• 1991/1992 (Jahresvergleich) 10,0 Prozent 
• 1. Quartal 1992 / 1. Quartal 1993 3,56 Prozent 
QueUe: Trendanalyse des Schweiz. Krankenkassenkonkordates 
gestützt auf Angaben von Kassen mit 4,2 Milüonen Versicherten 
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unnötig aufs Spiel. Bei Ablehnung 
des Massnahmenpaketes durch den 
Souverän würde nicht nur die Ko­
stenbeteiligung im Spital wieder auf­
gehoben, sondern auch die Massnah­
men gegen die Kostensteigerung. Es 
würde also buchstäblich das Kind mit 
dem Bade ausgeschüttet, ohne dass 
die Zeit bis zum Inkrafttreten des 
totalrevidierten Krankenversiche­
rungsgesetzes 'überbrückt werden 
könnte. 

Preis- und Tarifstopps bzw. -be-
grenzungen können nur ein Ultima-
ratio-Instrument für die kurze Frist 
sein. Zur mittel- und langfristigen 
Eindämmung der Kostenent­
wicklung vermögen sie hingegen 
nur wenig beizutragen. Ob es zu ei­
ner Ruhe (sprich: zeitweiügen Be­
ruhigung der Kostenentwicklung) 
vor der endgültigen Beruhigung der 
Situation durch eine Reform des 
Systems aufgrund der Vorarbeit von 
Otto bei uns und Hillary in den 
USA kommt, oder zu einer Ruhe 
vor dem Sturm (sprich: eraeutem 
sprunghaftem Kostenanstieg bei 
Wegfall des Massnahmenpaketes) -
hängt vom Entscheid des Souveräns 
ab. — 

Das Wichtigste 
zum Bundes­
beschluss 
in Kürze 
Nachstehend vermi t te ln w i r 
einige al lgemeine Informat io­
nen sowie die Stel lungnahme 
des Bundesrates zum Referen­
dum gegen den «Bundesbe­
schluss über befr is tete Mass­
nahmen gegen die Kostenstei­
gerung in der Krankenversi­
cherung». Sie sind dem Ab­
st immungsbüch le in des Bun­
desrates en tnommen. 

Ziel der dringlichen 
Massnahmen 
Das neue Massnahmenpaket, das 
am I.Januar 1993 in Kraft getreten 
ist, begrenzt einerseits die Tarife und 
Preise und anderseits die Prämien. 
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Ausserdem bringt es die seit langem 
geforderte Gleichbehandlung von 
Mann und Frau bei den Prämien. 
Der Leistungskatalog der Gmnd-
versicherang wird von Unnötigem 
entlastet, und die Kantone werden 
zur Planung im Gesundheitswesen 
aufgefordert. 

Gleichzeitig sprach sich das Par­
lament für eine bescheidene Kosten­
beteihgung der Patienten von 10 
Franken pro Spitaltag aus, allerdings 
mit Ausnahmen für mehrere Patien­
tengruppen und ntit der Beschrän­
kung auf höchstens 500 Franken pro 
Jahr 

Warum ein Referendum 
Gegen die Vorlage hat ein Komitee 
das Referendum ergriffen. Es hält 
die Kostenbeteihgung von 10 Fran­
ken pro Spitaltag für unsozial und 
sieht darin einen Vorentscheid für 
die künftige Gesetzgebung in die­
sem Bereich. Auch kritisiert es den 
Abbau von Bundessubventionen für 
die Krankenversicherung. 

Überlegungen von Bundesrat 
und Parlament 
Bundesrat und Parlament sind über­
zeugt, dass die Massnahmen sinnvoU 
und nötig sind. Für viele Grundver­
sicherte konnte der Prämiendruck 
entschärft werden, besonders bei 
den mittleren und unteren Einkom­
men. Verglichen mit den effektiven 
Spitalkosten ist eine Kostenbeteih­
gung von 10 Franken bescheiden. 
Zudem gelten Ausnahmen für 
Chronischkranke, Kinder und Frau­

en bei Mutterschaft. Würde der 
Bundesbeschluss wegen dieser Taxe 
abgelehnt, müsste das ganze Paket 
mit seinen sinnvollen Massnahmen 
ausser Kraft gesetzt werden. Ein 
neuer Prämien- und Kostenschub 
wäre zu befürchten. 

Der Bundesrat hält die 
Dringlichkeitsmassnahmen für 
notwendig 

Langfristig kann nur die Totalrevi­
sion der Krankenversicherang die 
Kostenexplosion eindämmen und 
eine ausreichende Solidarität unter 
den Versicherten hersteUen. Diese 
grundlegende Revision wtid aber 
noch einige Zeit in Ansprach neh­
men. In der Zwischenzeit dürfen wti 
der unerfreuüchen Entwicklung in 
der Krankenversicherung nicht ta­
tenlos zusehen. Die dringUchen 
Überbrückungsmassnahmen tragen 
dazu bei, die Entwicklung der Ko­
sten und der Präntien für die Versi­
cherten in erträglichen Grenzen zu 
halten. 

Sinnvolle Neuerungen 
Der vom Parlament beschlossene 
und seit Anfang 1993 geltende Bun­
desbeschluss bringt unter anderem 
folgende Neuerungen: 
• Im ambulanten Bereich (z.B. Be­
handlung beim Hausarzt, Hausbe­
such) gilt für 1993 und voraussicht­
lich für 1994 ein Tarifstopp, d.h. die 
Tarife und Preise dürfen nicht er­
höht werden. In den Spitälera wer­
den die Taxen gebremst. 
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Dadurch kann die Ständige Zu­
nahme der Kosten aufgehalten wer­
den. 
• Frauen und Männer zahlen glei­
che Prämien. Somit werden die 
Frauen nicht mehr benachteiUgt. 
• Der Leistungskatalog der Grand-
versichemng wird vereinheitUcht. 
Das bringt mehr Transparenz für die 
Versicherten. 
• Die Kantone werden zu einer ak­
tiven Planungspolitik verpfüchtet. 
• Die Patienten leisten eine Kosten­
beteiligung im Spital von 10 Fran­
ken, wobei für Chronischkranke, 
Kinder und Frauen bei Mutterschaft 
Ausnahmen gelten. 

Anpassung an ambulanten 
Bereich ' 
Im ambulanten Bereich hatte sich 
der Patient schon bisher an den Ko­
sten zu beteUigen. Im Spitalbereich 
ist diese Kostenbeteiligung neu, 
schafft also gleiche Voraussetzungen 
für beide Bereiche. 

Kostenbeteiligung im Spital 
vertretbar 
Die neue KostenbeteUigung von nur 
10 Franken pro Tag im Spital ist zu­
mutbar, umso mehr als sozialen An­
liegen gebührend Rechnung getra­
gen wird. Kinder, Chronischkranke 
sowie Frauen bei Mutterschaft (in 
den letzten zwölf Wochen vor der 
Geburt) sind nämlich von dieser Ko­
stenbeteihgung befreit. Zudem be­
schränkt der Bundesbeschluss die 
Kostenbeteiligung auf 500 Franken 
pro Jahr Dies bedeutet für die Pa­
tienten, welche nur ambulante Dien­
ste in Anspruch nehmen - und das 
ist die Mehrzahl - eine Herabset­
zung der Höchstgrenze um ein Drit­
tel, närrUich von 750 auf 500 Fran­
ken. 

Referendum gefährdet das 
ganze Paket 
FaUs der Bundesbeschluss abge­
lehnt würde, entfiele zwar die be­
strittene Kostenbeteihgung im Spi­
tal, doch würden gleichzeitig auch 
aUe andern Massnahmen gegen die 
ständige Prämien- und Kostenstei­
gerung ausser Kraft gesetzt. Da­
durch könnten Präntien, Preise und 
Tarife in der Krankenversicherung 
wieder ungebremst steigen. Dies 
wäre keinesfaUs im Interesse der 
Versicherten, 
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Zum Referendum gegen den 
dringlichen Bundesbeschluss 
über Massnahmen in der 
Arbeitslosenversicherung 

Gegen den dr ingl ichen Bundesbeschluss über Massnahmen in 
der Arbeitslosenversicherung vom 19. März 1993 haben der 
Schweizerische Gewerkschaf tsbund und die SP Schweiz das 
Referendum ergr i f fen. Bereits am 26. September 1993 werden 
die St immbürger innen und St immbürger dazu Stel lung neh­
men können. Wir geben im fo lgenden die Argumente fü r und 
gegen die Hauptpunkte des Bundesbeschlusses wieder; sie 
sind dem Argumentar ium der Aufs ich tskommiss ion fü r die 
ALV und des BIGA entnommen. 

Die Arbeitsmarktlage hat sich seit 
1991, besonders aber seit 1992 dra­
stisch verschlechtert. Auch 1993 
zeichnet sich noch keine Besserung 
ab. Damit verbunden ist eine dra­
matische Verschlechterung der Fi­
nanzierung der /Arbeitslosenversi­
cherung (ALV). Der Aufwand stieg 
innert Jahresfrist (1991-92) von 1,3 
auf 3,5 Mia Franken, während die 
Erträge zwischen 800 und 900 Mio 
verharrten. Nachdem der ALV-
Fonds 1991 noch ein Vermögen von 
2,4 Mia Franken aufwies, wird für 
Ende 1993 bereits mit einem Fehl­
betrag von 3 Mia Franken gerech­
net. 

Unter dem Eindruck dieser Si­
tuation hat der Bundesrat den Bei­
tragssatz ab 1993 auf den gesetzU­
chen Maximalsatz von 2 % angeho­
ben sowie verschiedene Verord­
nungsänderungen beschlossen (u.a. 
Erhöhung der maximalen Bezugs­
dauer auf 300 Taggelder). Mit ei­
nem dringUchen Bundesbeschluss 
(dBB), den die eidgenössischen Rä­
te in der Frühjahrssession behandel­
ten und der am I.April 1993 in 
Kraft getreten ist, wird kurzfristig 
der Schutz bei Langzeitarbeitslosig­
keit verbessert und der prekären f i ­
nanzieUen Lage der Versicherung 
Rechnung getragen (s.a. CHSS 2/93 
S.42) 

Was spricht nun für und was ge­
gen die Massnahmen des Beschlus­
ses? 

Zumutbarkeit von 
Zwischenverdiensten 

Mit Artikel 16 Absatz l"*^ AVIG 
wird die lohnmässige Zumutbar-
keitsgrenze aufgehoben, sofem die 
AiLV gleichzeitig einen Ausgleich 
zahlt. 

Pro (BIGA und Arbeitgeberseite) 
Zwischenverdiensttätigkeiten, de­
ren Entiöhnung unterhalb der Ar­
beitslosenentschädigung Uegt, gel­
ten bei entsprechender Ausgleichs­
zahlung als zumutbar bzw. zuwei­
sungsfähig, wenn sie den berufs- und 
ortsübüchen Bedingungen entspre­
chen und auf die Fältigkeiten und 
den Gesundheitszustand des Ar­
beitslosen Rücksicht nehmen 
(Art. 16 Abs. 1 Bst. a-d AVIG). 

Dem Vorwurf, mit dieser Rege­
lung «staatüch gefördertes Lohn­
dumping» zu betreiben, muss wider­
sprochen werden. Von Lohndrücke-
rei kann nicht die Rede sein, denn 
erstens ist diese Regelung zumindest 
bei Vollzeitbeschäftigung nur für 
sechs Monate anwendbar, und für 
die Berechnung der Ausgleichszah­
lungen (ArL24 Abs. 3 AVIG) muss 
zwingend von einer Tätigkeit ausge­
gangen werden,' die berufs- und 
ortsübUch entlöhnt wird. Ein Zwi­
schenverdienst darf also nicht unter 
dem ortsübüchen, gesamtarbeitsver-
tragüchen Niveau Uegen. Es ist iticht 
einzusehen, dass diese Bestimmun-
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gen der Orts- und BerufsübUchkeit, 
die bereits seit 1984 gelten, plötzhch 
iticht mehr ausreichen sollen, um 
der Lohndrückerei zulasten der 
ALV entgegenzutreten. 

Kontra (Arbeitnehmerseite) 
Die Gewerkschaften machen gel­
tend, dass mit dieser Massnahme der 
Zwischenverdienst von der FreiwU-
Ugkeit ins ObUgatorium übergeführt 
werde und dass die Verweigerang ei­
nes Zvrischenverdienstes ab dem er­
sten Tag sanktionierbar werde. Im­
mer dort, wo ntit der Sozialversiche­
rung eine Lohnsubventionierang 
vorgenommen werde, würden 
Marktpreise verhindert. So komme 
es in EinzelfäUen vor, dass sich Ar­
beitgeber und Arbeitnehmer in ei­
ner Art «unheiüger Alüanz» abspre­
chen, damit die ALV einen Diffe-
renzausgleich leisten muss. Es sei 
wahrscheintich, dass mit diesem 
Institut des Zwischenverdienstes 
«staatüch gefördertes Lohndum­
ping» von Arbeitgeberseite her be­
trieben werde. Mit der neuen Zu-
mutbarkeitsregelung sei zudem 
zwangsläufig eine Disqualifizierung 
der Versicherten verbunden. 

Reduktion des 
Entschädigungssatzes 
Der dBB setzt den Leistungsansatz 
des ALV-Taggeldes für Versicherte, 
die weder Kinderzulagen beziehen 
noch ein Kind aUein erziehen, auf 
70% des versicherten Verdienstes 
fest, sofern das Taggeld mehr als 130 
Franken betragen würde (Art. 22 
Abs. 1'''̂  AVIG). Diese Kürzung be­
trifft'etwa ein Viertel der Versicher­
ten; für aUe übrigen gilt der Ansatz 
von 80%. 

Pro (BIGA) 
Die teUweise Herabsetzung des Lei­
stungsansatzes muss vor dem Hin­
tergrand der Ausdehnung der 
Höchstbezugsdauer von ursprüng-
üch 250 auf maximal 400 Taggelder, 
der desolaten Lage der ALV und des 
- verglichen ntit den anderen eu­
ropäischen Staaten - grosszügigen 
Leistungssystems gesehen werden. 
Die Ausnahmen von der Kürzung 
sind sehr differenziert ausgestaltet. 
Mit der Taggeldkürzung wfrd das 
Ausgabenwachstum der Versiche­
rung gebremst, das anderseits durch 
die Erhöhung der Taggeld-Bezugs­
dauer noch akzentuiert wurde. Die 
Reduktion auf 70% führt indirekt 
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auch dazu, dass mehr SteUen zumut­
bar werden, da die lohnmässige Zu-
mutbarkeitsgrenze an die Taggeld­
höhe anknüpft (dieser Umstand 
wfrd auch als Kontra-Argument ver­
wendet). 

Pro (Arbeitgeberseite) 
Die Arbeitgeberseite hält fest, dass 
diese Satzabstufung bereits unter 
der alten Ordnung galt, jedoch weni­
ger difterenziert: Ledige 70%, Ver­
heiratete 80 %. Es sei nicht einzuse­
hen, warum aU das, was wir seit Jah­
ren hatten, unsozial sei. Aus diesem 
Grande sind für die Arbeitgebersei­
te die 70% für Versicherte ohne 
Kinder das Maximum, das zu ver­
antworten sei. Härtefälle gebe es in 
jedem FaUe, da sei eben die Fürsor­
ge angesprochen. 

Die Arbeitgeberseite wider­
spricht der These, dass mit der ALV-
Entschädigung der Konsum ange­
kurbelt werde. Höchstens 50% des 
Konsums fliesse in die Schweiz, der 
Rest gehe ins Ausland. Nicht der 
Konsum, sondern die Investitionen 
seien das Mittel, um die Konjunktur 
anzukurbeln. 

Kontra (Arbeitnehmerseite) 
Die Gewerkschaften halten die Re­
duktion des Entschädigungssatzes 
für verfehlt. Sie bedeute Druck für 
die ganze Bevölkerung und schade 
der Volkswirtschaft, indem sie kon­
junkturell schädUche Sparanreize 
aussende. Die Einsparungen wür­
den auf die Fürsorge überwälzt und 
bewirkten dort einen höheren admi­
nistrativen und finanziellen Auf­
wand. Von der Kürzung seien weit 
mehr als ein Viertel der Versicher­
ten betroffen. (Nachprüfungen des 
BIGA ergaben, dass 29 % betroffen 
sind.) 

Verlängerung der maximalen 
Bezugsdauer 
Der höchstmögüche Taggeldan­
spruch beträgt nach dem dBB 400 
Tage innerhalb von zwei Jahren 
(Art. 27 Abs. 5 letzter Satz AVIG). 

Pro (BIGA/Arbeitnehmerseite) 
Diese Verbesserang des sozialen 
Schutzes der Langzeitarbeitslosen 
ist grundsätzlich unbestritten. Nach­
dem ein Bundesgesetz über die kan­
tonale Arbeitslosenhüfe in den Ver­
nehmlassungen nicht die notwendi­
ge Akzeptanz gefunden hatte, konn­
te das Problem der Langzeitarbeits­

losigkeit kurzfristig nur über die 
Verlängerung der Bezugsdauer an­
gegangen werden. 

Die Gewerkschaften setzen sich 
für eine weitere Verlängerung auf 
500 Tage ein. Dies wäre aber finanzi­
eU untragbar und im Grunde gar 
nicht notwendig, da mit der grosszü­
gigen Regelung der Beschäftigungs­
programme •viele Arbeitslose die 
bundesrechtUche Aussteuerung 
nach 400 Tagen hinausschieben kön­
nen. Im übrigen verfügen 19 Kanto­
ne über ergänzende ArbeitslosenhU-
fesysteme. 

Kontra (Arbeitgeberseite) 
Die Arbeitgeberseite hat die Er­
höhung der maximalen Bezugsdauer 
von der Leistungshöhe abhängig ge­
macht. Eine Verlängerung der Be­
zugsdauer setze voraus, dass der 
Entschädigungsansatz gekürzt wer­
de und dass die Degression bei den 
Taggeldern zur Anwendung komme. 
Mit der Erhöhung auf 400 Taggelder 
sei schon eine Fürsorgekomponente 
eingebaut und den Kantonen seien 
mit dieser Ausdehnung bisherige 
Aufgaben abgenommen worden. 
Die Arbeitgeberseite wird deshalb 
aUes daran setzen, die vorläufig 
durch bundesrätliche Verordnung 
ausser Kraft gesetzte Degression 
(5% nach 85 Bezugstagen, weitere 
5% nach 170 Bezugstagen) wieder 
einzuführen. 

Erhöhung der Höchstdauer der 
Kurzarbeit 
Nach der vor dem dBB geltenden 
Ordnung konnte ein Betrieb inner­
halb der Rahmenfrist von zwei Jah­
ren während höchstens zwölf Mona­
ten kurzarbeiten (Art. 35 Abs. 2 
AVIG); der Bundesrat durfte diese 
Bezugsdauer um höchstens sechs 
Monate verlängern, was er mit Ver­
ordnung vom 11. November 1992 ge­
tan hat. Der dBB gibt dem Bundes­
rat die Kompetenz, die Höchstdauer 
der Leistungen um höchstens zwölf 
Abrechnungsperioden (= Monate) 
zu verlängern. Gestützt auf eine ent­
sprechende Verordnung gUt gegen­
wärtig eine Höchstbezugsdauer von 
21 Monaten. 

Pro (BIGA) 
Mit dieser Verlängerung der Be­
zugsdauer können Entlassungen 
vermieden und damit auch Einspa­
rungen bei der Ganzarbeitslosigkeit 
erzielt werden. Dem mögüchen 
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Missbrauch der Kurzarbeitsentschä­
digung als Strukturerhaltungsinstru­
ment wird dadurch begegnet, dass 
Kurzarbeit nur bewiUigt wird, wenn 
der ArbeitsausfaU nur vorüberge­
hend ist. 

Kontra (Arbeitgeberseite) 
Die Arbeitgeberseite befürchtet, 
dass durch die Verlängerung der Be­
zugsdauer gewisse Betriebe ihre 
Probleme nur hinauszögern. Es be­
stehe die Gefahr, dass sich Arbeitge­
ber und Arbeitnehmer an diese Si­
tuation gewöhnen, anstatt ihr aktiv 
zu begegnen. 

Finanzierung von 
Beschäftigungsprogrammen 
Nach dem dBB können Programme 
zur vorübergehenden Beschäftigung 
von Arbeitslosen, die ihren An­
spruch auf Arbeitslosenentschädi­
gung noch nicht ausgeschöpft haben, 
mit bis zu 85 %, in AusnahmefäUen 
bis zu 100% (vorher nur bis 50%) 
unterstützt werden (Art. 75 Abs. l*"'* 
AVIG). 

Pro (BIGA) 
Durch die Erhöhung des Subven­
tionssatzes für Programme mit Ar­
beitslosen, die noch taggeldberech-
tigt sind, erhöht sich der Anreiz für 
den Veranstalter, Einsatzprogram­
me möglichst früüzeitig, das heisst 
vor der Aussteuerung, durchzu­
führen. Mit den Beschäftigungspro­
grammen wird auch die Aussteue­
rung hinausgeschoben und die Ver­
sicherten erwerben neue Beitrags­
zeiten. Hauptzweck der Program­
me ist es aber, die Reintegrations­
chancen der Arbeitslosen zu er­
höhen, den sozialen Abstieg und 
die Fürsorgeabhängigkeit zu ver­
meiden 

Kontra (Arbeitgeberseite) 
Die Arbeitgeberseite hält die erhöh­
te SubventiorUerung für kaum finan­
zierbar und befürchtet ein «ewiges» 
Bezugsrecht, da die Aussteuerung 
auf Jahre hinaus vermieden werden 
könne («Perpetuum-mobUe-Ef-
fekt»). Es sei allgemein bekannt, 
dass die Kantone Beschäftigungs­
programme durchführten, um den 
Arbeitslosen neue, zusätzUche ALV-
Taggelder zu verschaffen. Damit be­
zahle die ALV nicht nur den Haupt-
teU dieser Programme, sondem 
dann auch noch die neu erworbenen 
Taggelder 
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Nicht bestrittene Massnahmen 

Von keiner Seite bestritten sind zwei 
Massnahmen, die vorab der admini­
strativen Vereinfachung dienen: 
• WegfaU der einwöchigen Warte­
zeit für den Bezug von ALV-Taggel-
dera bei Erkrankung (Art. 28 Abs. 1 
AVIG); 
• Verzicht auf die StempelkontroUe 
bei Kurzarbeit (Art. 40 AVIG). 

Schlussfolgerungen 
Der dringUche Bundesbeschluss ist 
insgesamt ausgewogen, berücksich­
tigt den dringenden Handlungsbe­
darf für die Langzeitarbeitslosen 
und das Finanzdefizit des ALV-
Fonds; er vemrsacht jährUche Mehr­
kosten von ledigUch etwa 20 Mio 
Franken. Das Parlament hat ihn 
denn auch mit überwältigendem 
Mehr gutgeheissen. Der dBB steUt 
jedoch nur den ersten Schritt vor ei­
ner gmndlegenderen Anpassung des 
Gesetzes an neue Gegebenheiten 
dar. Für diese Gesetzesrevision, wel­
che Mitte 1994 in Kraft treten soUte, 
läuft zurzeit das Vernehmlassungs­
verfahren. 

Im Falle eines negativen Abstim­
mungsergebnisses müsste der Bun­
desbeschluss im Jahr nach der In­
kraftsetzung aufgehoben werden 
und es gälte wieder die Regelung 
vor dessen Inkrafttreten, das heisst 
insbesondere die kürzere Bezugs­
dauer bei den Taggeldera (300 Tage) 
und der Kurzarbeitsentschädigung 
und die bescheidenere Unterstüt­
zung der Beschäftigungsprogram-
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Dritte Konferenz der 
europäischen Sozialminister in 
Bratislava 

Die fü r die Sozialpol i t ik zuständigen Min is ter und Chefbeam­
ten der europäischen Länder t ra fen sich vom 28 . Jun i bis 2. Ju­
li erstmals seit dem Umbruch im Osten, um über die Sozialpo­
l i t i k in Europa zu d iskut ieren. 

AUS DER A B T E I L U N G I N T E R N A T I O N A L E 
ANGELEGENHEITEN DES BSV 

Das Treffen fand in der Hauptstadt 
der Slowakei unter der Schirmherr­
schaft der Vereinten Nationen statt. 
Nebst den Mitgliedländern des Eu­
roparates (zurzeit 31, darunter auch 
die Schweiz) waren auch Kanada, 
Russland, die Ukraine, Belarus, 
Rumänien, Litauen, /Ubanien und 
Andorra vertreten. Für die Schweiz 
nahm eine Delegation teü, die - we­
gen Verhinderung von Bundesrätin 
Dretiuss - durch die Chefin der Ab­
teUung Internationale Angelegen­
heiten im BSV, Frau M. Verena 
Brombacher, geleitet wurde. 

Diese - dem Namen nach dritte 
- Konferenz setzt eine Reihe von 
Ministertreffen auf internationaler 
und euroregionaler Ebene fort, an 
denen die Schweiz sich seit 1968 un­
unterbrochen beteUigt. Die UNO 
ist bestrebt, mittels solcher regiona­
ler Konferenzen den Erfahrungs­
austausch und das Studium gemein­
samer sozialer Probleme in den be­
treffenden Regionen zu fördern. 
Die vorhergehende europäische 
Konferenz, die 1987 in Warschau 
stattfand, hatte Empfehlungen zu­
handen der im gleichen Jahr in 
Wien abgehaltenen Weltkonferenz 
über die Schaffung von angemesse­
nen und wirksamen Strategien und 
Programmen des sozialen Schutzes 
vorbereitet. 

In Bratislava wurden die Sozial-
poUtik in Europa msbesondere im 
Hinblick auf den Welt-Sozialgipfel 
von 1995, die Integration der sozia­
len Entwicklung in die Marktwirt­
schaft sowie die FamiUenpoUtik als 
Vorbereitung auf das Internationale 
Jahr der Familie 1994 behandelt. 

Der Meinungsaustausch ist dank 
dem WegfaU der ideologischen Bar­

rieren leichter geworden. Es zeigte 
sich, dass im Westen wie im Osten 
ähnüche Schlussfolgerungen gezo­
gen werden, auch wenn von sehr 
verschiedenen Systemen und Ent­
wicklungsstufen ausgegangen wer­
den muss. Von aUen Seiten wurde 
mehrfach die Bedeutung der indivi­
dueUen VerantwortUchkeit betont, 
und mehrere Delegationen hoben 
hervor, dass den Bürgern stärker be­
wusst zu machen sei, wiesehr ihr 
Verhalten einen Einfluss auf die 
vom Staat zu erbringenden Leistun­
gen hat. Europaweit ist eine Ten­
denz zur Abschwächung der Ein-
flussnahme des Staates und zur ge­
zielteren Ausrichtung von SoziaUei-
stungen - Stichwort Bedürfnisklau­
sel - festzusteUen. In diesem Zusam­
menhang wirken sich die konjunktu­
reUen und budgetären Probleme ne­
gativ aus, und keines der an der 
Konferenz vertretenen Länder ist 
zurzeit verschont von zunehmender 
Arbeitslosigkeit und Armut. 

Angesichts solcher Herausforde­
rungen haben die Delegierten -der 
Länder betont, dass damit die 
Grundlagen unserer demokratischen 
GeseUschaften betroffen sind. Die 
von der Konferenz angenommene 
Schlusserklärung hat daher unter­
strichen, dass infolge der umwälzen­
den Veränderungen wirtschaftlicher, 
politischer und geseUschaftücher 
Natur aUe europäischen Länder als 
Länder im Umbrach zu betrachten 
seien. Die Delegationen rufen zu 
einer vertieften Zusammenarbeit auf 
regionaler Ebene auf und schlagen 
die Ausarbeitung von bi- oder multi­
lateralen Programmen zur Bekämp­
fung der /Armut in den Ländern Zen­
tral- und Osteuropas vor ^ ™ 
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Das Teilabkommen des Europa­
rates im Sozialbereich und im 
öffentlichen Gesundheitswesen 

UJ 
• Schaffung eines paneuropäischen 
Netzes für Projekte zum Thema 
«Autonomes Leben und gleiche 
Chancen für Behinderte»; 
• Berafliche AusbUdung von Be­
hinderten und besondere Probleme, 
die sich alternden Behinderten stel-

In der Woche vom 15. bis 18. Juni 1993 fand in Genf auf Einla­
dung des schweizerischen Bundesrates die 16. Sitzung des Ko­
mitees für die (Wieder)Eingliederung von Behinderten (CD-P-
RR) statt. Wir benützen diesen Anlass, um nachstehend einen 
Überblick über Werdegang und Tätigkeiten dieses wichtigen 
Gremiums für Behindertenfragen zu geben. 

VON M. VERENA BROMBACHER, CHEFIN DER ABTEILUNG 
INTERNATIONALE ANGELEGENHEITEN IM BSV 

< 

O 
Im April 1959 beschlossen die Aus-
senminister der Westeuropäischen 
Union (WEU), die sozialen und kul-
tureUen Tätigkeiten dieser Instituti­
on auf den Europarat zu übertragen. 
Am 16. November 1959 ermächtigte 
das Mirüsterkontitee des Europarats 
seinerseits cüe WEU-Staaten (Belgi­
en, BundesrepubUk Deutschland, 
Frankreich, Grossbritannien, Ita­
Uen, Luxemburg und die Niederlan­
de), die erwähnten Tätigkeiten im 
Schosse des Europarates auf der 
Grandlage eines sogenannten TeU-
abkommens zu verfolgen. 

Seit 1962 sind die Tätigkeiten im 
sozialen und kultureUen Bereich 
voneinander getrennt. Die kulturel­
len Angelegenheiten wurden dem 
Rat für kulturelle Zusammenarbeit 
übertragen, dem aUe MitgUedstaa­
ten des Europarates beitreten kön­
nen. Hinsichtüch der sozialen Belan­
ge wurde für weitere interessierte 
Mitgliedstaaten des Europarates die 
Möglichkeit geschaffen, im Rahmen 
des TeUabkommens allen oder ein­
zelnen Kontitees beizutreten. 

Die Tätigkeiten im Sozialbereich 
umfassen einerseits den Schutz der 
ÖffentUchen Gesundheit und ander­
seits die (Wieder)Eingliederang und 
(Wieder)Beschäftigung von Behin­
derten. Diese Problemkreise werden 
in zwei Hauptkomitees behandelt, 
dem Komitee für ÖffentUche Ge­
sundheit und dem Komitee für die 
(Wieder)Eingüederung von Behin­
derten (CD-P-RR). Den bereits er­
wähnten 7 WEU-Staaten schlössen 

sich nach und nach 7 weitere Staaten 
als ordentUche MitgUeder an (Finn­
land, Norwegen, Österreich, Portu­
gal, Schweden, Spanien und 1975 
auch die Schweiz); es folgten des 
weitern Irland, Kanada, Polen, Slo­
wenien und Ungarn als Beobachter 

Was tut das CD-P-RR? 
Das CD-P-RR befasst sich mit allen 
Problemen, denen Behinderte — un­
geachtet des Ursprungs ihrer Behin­
derung - im tägüchen Leben begeg­
nen. Ein Höhepunkt seiner Arbeit 
war die Ausarbeitung von Richtli­
nien für eine umfassende Behinder­
tenpolitik, die am 9. AprU 1992 vom 
Ministerkontitee als Empfehlung Nr 
R (92)6 angenommen wurden. Ge­
stützt auf diese Empfehlung be­
schäftigen sich das CD-P-RR und 
seine ihm untergeordneten Exper-
tenkomitees zur Zeit ntit folgenden 
Fragen: 
• Grundsätze und Richtünien für 
die Zugänglichkeit von Gebäuden; 
• Anwendung der Internationalen 
WHO-Klassifizierang fifr Schädi­
gungen, funktioneUe Einschränkun­
gen und soziale Beeinträchtigungen, 
unter besonderer Berücksichtigung 
der verschiedenen Gebrechen; 
• Ausarbeitung eines gemeinsamen 
europäischen Systems für die Beur­
teUung von Behinderten in berufli­
cher Hinsicht; 
• Probleme beim Übergang von ei­
ner geschützten zu einer normalen 
Beschäftigung; 
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A g e n d a / N e u e E r l a s s e 

Tagungen, Kongresse, Kurse 
Datum 
23./24.9.1993 

24.9.1993 

29.9.-
2.10.1993 

30,9. m:-, 

3. 11.1993 

4.11.1993 

4.-5.11.1993 

6.11.1993 

11.11,1993 

11.-13.11.1993 

26.11.1993 

Veranstaltung 
6. HerbsHagung der SHG: 
Tragfähige Lebensräume -
auch für geistig behin­
derte Menschen mit 
schwierigem 'Verhalten 
Arbeitstagung 
Generationenvertrag -
Generationenkonflikt 

Kongress Heimerziehung 
und Pflegekinderwesen 
in Europa 

5. Forum-Symposium: 
Tag der Ressourcen -
Dualität als Antwort auf 
das Ende des Wachstums 
im sozialen Bereich 
Gründungsversammlung 
«SVS Region Bem» 
(Sozialversicherungs­
fachleute) 
Informationstagung 
«Mehr SozialhUfe mit 
weniger Geld?» 
Ausbildung der 
Ausbildner: verbesserte 
Einglicdeningschancen 
von Personen mit 
besonderen Bildungs­
bedürfnissen 
Herbsttagung SVS, 
Region Ostschweiz: 
Splitting kontra Einheits­
rente 

5. Forum-Symposium: 
Tag der Umsetzung -
soziale Leistungen als 
OuaUtätsgarantie 
Int. Symposium zur Aus­
gliederung behinderter 
Menschen aus der Psych­
iatrie 
Tagung «Assistenzdienste 
unter dem Aspekt des 
selbstbestimmten Lebens» 

Ort 
Bem, Universität 

Auskünfte 
SAEB, Zürich, 
Tel. 01/2011167 

Zürich, Universität, Gesellschaft für 
Rämistrasse 71, Kommunikation, 
Hörsaal 104 8800 Thalwil, 

Tel 01/7210770 
Universität 
Lüneburg, 
Deutschland 

RüschUkon ZH 
GDI 

Bern, Restaurant 
Viktoriahall, 
Effingerstr 51 

Zürich, Kongress­
haus 

Monte Verità bei 
Ascona 

Prof. CoUa-Müller 
Institut für 
Sozialpädagogik, 
Lauensteinstr 33, 
D-2120 Lüneburg 
LAKO, Zürich 
Tel. 01/3634077 

R. Schläppi, 
Tel 031/9721215 
077/525997 

SKöF Bem, 
TeL 031/21 55 58, 
ab 25.9.: 3125558 
SZH 
Tel. 041/231883 

Rapperswil SG, Sekretariat SVS-O, 
Hotel Schwanen Postfach 6303 

8023 Zürich, oder 
Tel. 052/362084 
(Bossert) 

Lausanne, LAKO, Zürich 
Hotel Mövenpick Tel. Ol / 363 40 77 
Radisson 

Graz, 
Österreich 

Bern 

Lebenshilfe-Projekt 
Alpha-Nova, 
A-8053 Graz 
Tel. 0316/293611-0 
Pro Infirmis, 
Feldeggstr71, 
8032 Zürich, 
Tel. 01/383 05 31 

Die CHSS nimmt Meldungen über Veranstaltungen, die allgemein oder für einen wei­
teren Kreis von Fachleuten zugänglich sind, gerne auf. 

Generationen-Vertrag -
Generationen-Konflikt 

Die GeseUschaft für Kommunika­
tion (GfK) führt am 24. September 
eine Arbeitstagung mit namhaften 
Referenten aus Wissenschaft und 
Praxis durch. 

Die Themen: 
• Situations-Analyse unserer Ge­
seUschaft (Prof. Dr Hans-Christian 
Rögün, Institut für angewandte So­
zialpsychologie, Düsseldorf); 
• Demografische Alterungstrends 
und Perspektiven (PD Dr François 

Höpflinger, Soziologisches Institut 
der Universität Zürich); 
• Obligatorische Altersvorsorge der 
Schweiz: Dreisäulen-Prinzip (Prof. 
Dr Helmut Schneider, Dekan der 
Wirtschaftswissenschaftlichen Fa­
kultät der Universität Zürich); 
• Entwicklung des Gesundheitswe­
sens unserer GeseUschaft (Dr med. 
Hermann J. Paulus, Arzt für Neuro­
logie und Psychiatrie an der Rheini­
schen Landes- und Hochschulklinik, 
Essen/Deutschland); 
• Konstraktiver Lösungsansatz für 
den Generationen-Konflikt: Kom-
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munikation (Walter Züttel, MitgUed 
der Geschäftslekung der GfK, Thal-
wU). 

AnschUessend Podiumsdiskus­
sion ntit den Referenten. Tagungsort 
ist die Universität Zürich, Hörsaal 
104, Rämistrasse 71, 8006 Zürich. 
Tagungsgebühr Fr 480.- (inkl. Do­
kumentation und Verpflegung). An­
meldungen bis 17. September 1993 
an: Gesellschaft für Kommunika­
tion, Frau Meral Giaitireda, Alte 
Landstrasse 139, 8800 ThalwU, Tele­
fon 01/7210770. 

Splitting kontra Einheitsrente 
Der Regionalverband Ostschweiz 
des Schweizerischen Verbandes der 
Sozialversicherungsfachleute (SVS) 
widmet seine Herbsttagung vom 
6. November 1993 aktuellen Ten­
denzen im Bereich der Altersvorsor­
ge. Nationafrat Heinz AUenspach 
referiert über das «SpUtting im Rah­
men der 10. AHV-Revision» und 
Ständerat Markus Kündig nimmt 
Stellung zur aktueUen Diskussion 
«Einheitsrente als Lösung für die 
AHV?». In einem weiteren Referat 
werden die Auswirkungen dieser 
Neuerungen auf die Zweite Säule 
dargelegt. 

Die Tagungskarte kostet für 
SVS-Mitgüeder Fr 50.-, für Gäste 
Fr 75.-. Anmeldungen nimmt das 
Sekretariat des SVS-Ostschweiz, 
Postfach 6303,8023 Zürich, oder Te­
lefon/Fax 052 / 362084 (Bossert) 
entgegen. ^ ™ 

Neue Erlasse 
KV 
• Verordnung IX über die Kranken­
versicherang betreffend den Risiko­
ausgleich unter den Krankenkassen; 
Änderung vom 14. Juni 1993 (AS 
1993,2013) 
• Verordnung des EDI über die 
Krankenversicherang betreffend die 
Höchstbeiträge in der Krankenpfle-
geversicherang für das Jahr 1994, 
vom 13. Juü 1993 
• Verordnung 5 des EDI über die 
Krankenversicherang betreffend die 
Mindestbeiträge in der KoUektiv-
versicherung; Änderung vom 13. Juü 
1993 

UV 
• Bundesgesetz über die UnfaUver­
sicherung (UVG), Änderung vom 
18, Juni 1993 
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• Bundesgesetz über die Sicherheit 
von techitischen Einrichtungen und 
Geräten (STEG); Änderang vom 
18. Juni 1993 
• Verordnung über die Festsetzung 
der Prämiertzuschläge für die UnfaU­
verhütung, Änderung vom 30. Juni 
1993 

FL 
• Bundesgesetz über die FamUienzu-
lagen in der Landwfrtschaft (FLG), 
Änderung vom 18. Juni 1993 

Diverse 
• Bundesstatistikgesetz (BStatG), 
vom 9. Oktober 1992 (SR 431.01) 
• Verordnung über die Organisa­
tion der Bundesstatistik, vom 30. Ju­
ni 1993 (SR 431.011) 
• Verordnung über die Durch-
führang von statistischen Erhebun­
gen des Bundes, vom 30. Juni 1993, 
mit Anhang der Erhebungen (SR 
431.012.1) 
• Verordnung über die Gebühren 
für statistische Dienstleistungen von 
Verwaltungseinheiten des Bundes, 
vom 30. Juni 1993 (SR 431.09) 
• Bundesbeschluss über die Finanz­
ordnung, vom 18. Juni 1993 
• Bundesbeschluss über einen Bei­
trag zur Gesundung der Bundesfi­
nanzen, vom 18. Juni 1993 
• Bundesbeschluss über Massnah­
men zur Erhaltung der Sozialversi-
cherang, vom 18. Juni 1993 

Parlamentarische Vorstösse 

AHI-Vorsorge 
92.3463. Motion Keller Rudolf,30.11.1992: 
Verstärkung der BVG-Aufsicht 
Der Nationafrat hat diesen Vorstoss 
(CHSS 1/93 S.44) am 18. Juni 1993 
in Postulatsform angenommen und 
an den Bundesrat überwiesen. 

933290. Motion Brunner, 10.6.1993: 
Flexibler Koordinationsabzug in der 
beruflichen Vorsorge 
Nationafrätin Christiane Brunner 
hat folgende Motion eingereicht: 

«Der Bundesrat wfrd beauftragt, 
der Bundesversammlung einen Än-
derangsentwurf zum Bundesgesetz 
über die berafUche Alters-, Hinter­
iassenen- und InvaUdenvorsorge 
(SR 831.40) zu unterbreiten. Damit 
soU der Koordinationsabzug im Ver­

hältnis zur Arbeitszeit des Arbeit­
nehmers festgelegt werden.» 
(28 Mitunterzeichner/innen) 

93.3345. Postulat Pini, 18.6.1993: 
Steuerbefreiung der AHV-Renten 
Nationalrat Pini hat folgendes Po­
stulat eingereicht: 

«Der Postulant ersucht den Bun­
desrat, die Möglichkeit zu prüfen, ob 
nicht die AHV-Renten von der Steu­
er befreit werden könnten. 

Dabei ist namentUch zu berück­
sichtigen: 
1. die stetig steigende Zahl der Ren­
tenbezügerinnen und -bezüger, die 
während ihres Arbeitslebens einer 
Tätigkeit nachgingen, die hohe Steu-
era einbrachte; 
2. die gegenwärtige Wirtschaftskri­
se, die auch den sozialen Rahmen 
tangiert; 
3. die Notwendigkeit, die Personen, 
die Ergänzungsleistungen erhalten 
(die den Vorschriften des Artikels 24 
Buchstabe h DBG nicht unterUe-
gen), und die anderen Rentenbezü­
gerinnen und -bezüger gleich zu be­
handeln. Dies kann erreicht werden, 
wenn für letztere ein bestimmter 
MindestanteU der Renten von den 
Steuern befreit wird.» 

ED 
93.3276. Motion Hafner Ursula, 4.6.1993: 
Revision der EO 
Nationafrätin Hafner hat folgende 
Motion eingereicht: 

«Der Bundesrat wfrd ersucht, 
eine Revision der Erwerbsersatz­
ordnung (EO) vorzubereiten, wel­
che die Regelung des Erwerbsaus-
faUs während eines 16wöchigen 
Mutterschaftsurlaubs zum Ziele 
hat.» 
(42 Mitunterzeichner/innen) 

93J302. Motion Allenspach, 16.6.1993: 
Teilrevision der EO 
Nationalrat AUenspach hat folgende 
Motion eingereicht: 

«Der Bundesrat wfrd ersucht, 
eine Revision des Bundesgesetzes 
über die Erwerbsersatzordnung für 
Dienstleistende in Armee und Zivil­
schutz vom 25. September 1952 ein­
zuleiten. Die Revision soll gewähr­
leisten, dass Wehrmänner bei Beför­
derungsdiensten mindestens so viel 
an ErwerbsausfaUentschädigung er­
halten, wie sie im FaUe von Arbeits­
losigkeit an Arbeitslosengeldern er­
hielten.» 
(54 Mitunterzeichner/innen) 

Ul 

< 

u. 

2 
D 

2 
UJ 

H 
< 

Û 

ALV 

93.3063. Interpellation der FDP-
Fraktion, 2.3.1993: Bekämpfung der 
Arbeitslosigkeit 
Die FDP-Fraktion des Nationalrates 
hat folgende Interpellation einge­
reicht: 

«Ist der Bundesrat bereit, bei der 
Revision des AVIG folgende Mass­
nahmen zum Kampf gegen die Ar­
beitslosigkeit und zur Förderung der 
WiedereinsteUung von Arbeitneh-
mera vorzusehen: 
1. Die Verpflichtung „zumutbare 
Arbeit" anzunehmen, ist verbindli­
cher zu gestalten, wobei dieser Be­
griff in bezug auf die MobUität er­
weitert werden soll, die man von den 
Arbeitslosen verlangen kann, 
2. Die WeiterbUdung soU mit Kur­
sen ausgebaut werden, die den Ar­
beitslosen im Rahmen der Berufs­
schulen gegeben werden. 
3. Als Präventivmassnahme ist die 
berufliche AusbUdung zu fördern, 
indem man die Schaffung höherer 
Berufsschulen unterstützt. Deren Fi­
nanzierung könnte zunächst durch 
einen Bundesbeschluss über beson­
dere Massnahmen zugunsten der be­
ruflichen WeiterbUdung gesichert 
werden. 
4. Zur Förderang der Wiederein­
stellung von älteren noch arbeits­
fähigen Arbeitslosen soll der Ar­
beitgeberbeitrag nach BVG von der 
Arbeitslosenkasse überaommen 
werden. 
5. Zur Förderung der AnsteUung 
von jungen Arbeitslosen soU ein TeU 
der /^beitslosenentschädigung an 
den Arbeitgeber ausgerichtet wer­
den. Dieser hätte sich zu verpflich­
ten, den Lohn entsprechend anzu­
passen, wobei der Arbeitnehmer 
einwilUgt, dass ein TeU seiner Ar­
beitslosenentschädigung zur Finan­
zierung seines Lohnes dient. 
6. Die Information über die Einar­
beitungszuschüsse ist zu verbes­
sern.» 

Die schriftliche Antwort des Bun­
desrates vom 12. Mai 1993 lautet: 
1. «Der Bundesrat ist gevriUt, den 
Begriff der zumutbaren Arbeit im 
Rahmen der bevorstehenden or­
dentlichen Revision des Arbeitslo­
senversicherungsgesetzes zu über­
prüfen und eine Änderung in der 
von den Interpellanten gewünschten 
Richtung vorzuschlagen. 
2. In den Berufsschulen ist ange­
sichts rückläufiger Lehrlingszahlen 
tatsächlich eine gewisse Kapazität 
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Gesetzgebung: Vorlagen des Bundesrates, Stand Ende Juli 1993 
Vorlage Datum Publ. in Erstrat 

der Botschaft Bundesblatt 
Kommission Plenum 

Zweitrat 

Kommission Plenum 

Schluss- Inkrafttreten/ 
abstimmung Volksentscheid 
(Publ. im BBI) 

10. AHV-Revision 5.3.90 BBI 1990 I I 1 

- 2. Teil 

- • 
NRK. . . 
27.-29,1.93 

NR 
9.-11.3.93 

SRK 
10.5.93 
7.7.93, 
16./17.8.93 

Volksinitiative «Für eine 
voUe Freizügigkeit in der 
beruflichen Vorsorge» 

26.6.91 BBI 1991 
I I 841 

NR 30.1.92 SR 3,6,92 19.6.92 
(BBI 
1992 I I I 908) 

Volksinitiative «Gesunde 
Krankenversicherung» 
(SPS/SGB) 

6,11.91 BBI 1991 
IV 985 

SR 12.3.92 NR 7.12.92 18.12,92 
(BBI 1993 I 3) 

Revision der Kranken­
versicherung 

6.11.91 BBI 1992 1 93 SRK 12./ 
13.127.10.92, 
4.-6.11.92 

SR 17.12.92 NRK... 14.5.93 NR5.-7,10.93 
2.7., 8./9.7.93 
23./24.8.93 

BG Uber die Freizügigkeit 
in der beruflichen 
AHI-Vorsorge 

26.2.92 BBI 1992 
I I I 533 

NRK 
26./27.10.92, 
16.11.92 

NR 9.12.92 SRK 19.4.93 
17.5.93 
2.6.93 

SR 17.6.93 Differenz­
bereinigung: 
Herbst 93 

Wohneigentumsförderung 
durch die Mittel der 
beruflichen Vorsorge 

19.8.92 BBI 1992 
v i 237 

NRK 
16.-18.11.92, 
8.+25.1.93 

NR 18.3.93 SRK 18.5.93 
2.6.93 

SR 10.6.93 Differenz­
bereinigung: 
Herbst 93 

BG über die Sicherheit 
von technischen Einrichtun­
gen und Ccriiten (STEG) 

24.2.93 BBI 1993 
1805 

SRK 3.3.93 SR 17.3.93 NRK 13.4.93 NR 27.4.93 18.6.93 
(BBI 1993 
I I 915) 

Volksinitiative «Ausbau 
von AHV und IV» 

5.5.93 BBI 1993 
I I 549 

SR: geplant 
Herbst 93 

NR: geplant 
Sommer 94 

Revision des BG über den 
Müitärpflichtersatz 

12.5.93 BBI 1993 
I I 730 

SRK 
28./29.6.93 

SR: geplant 
Herbst 93 

NRK = Vorberatende Kommission des Nationaüates / SRK = Vorberatende Kommission des Ständerates • 

Referenden 
Eriass Publiziert Zustande­

kommen 
Abstimmungs­
datum 

Eriass Publiziert Zustande­
kommen 

Abstimmungs­
datum 

Dringlicher BB vom 
9.10.92 über befristete 
Massnahmen gegen die 
Kostensteigerung in der KV 

AS 1992, 
1838 

BBI 1993 
11089 

26,9.93 BB über Massnahmen in 
der ALV vom 19.3.93 

AS 1993, 
1066 

BBI 1993 
I I 1415 

26.9.93 

vorhanden, die grandsätzlich für 
Zwecke der Erwachsenen- oder 
Weiterbildung genutzt werden kann. 
In diesem Zusammenhang lässt sich 
auch das Kursangebot für Arbeitslo­
se ausbauen. Die Verhältnisse sind 
aUerdings von Schule zu Schule und 
von Beruf zu Beruf sehr unter-
schiedüch, so dass Lösungen nach 
Mass, in Absprache ntit den Kanto­
nen und Schulträgem getroffen wer­
den müssen. Inwieweit die Finanzie­
rung über die Arbeitslosenversiche­
rung oder über die ordentlichen Be-
mfsschuUaedite erfolgen soU, ist zu 
prüfen. Massnahmen zur Erzielung 
grösserer Synergieeffekte in der Zu­
sammenarbeit von Arbeisvemtitt-
lung, Berufsberatung und Berufsbil­
dung und Arbeitsämtera sowie pri­

vaten Anbietern im BUdungsbereich 
werden im Rahmen der Weiterbü-
dungsoffensive geprüft. Dabei könn­
te sich die Schaffung von regionalen 
Arbeitsmarktzentren als geeigneter 
Ansatz erweisen. 
3. Die Erweiterang der Studienka­
pazität an Höheren Fachschulen ist 
eines der Ziele des Bundesbeschlus­
ses über Sondermassnahmen zur 
Weiterbildung. Dabei kann es im 
heutigen wirtschaftUchen Umfeld 
weniger daram gehen, neue Schulen 
zu gründen - ein Vorhaben, das nach 
aUer Erfahrung in jedem FaUe Jahre 
beansprucht - , sondern bestehende 
auszubauen. Diese Aufgabe über­
steigt aber in ihrer Gesamtheit die 
Möglichkeiten des erwähnten Bun­
desbeschlusses und ist im Zusam­

menhang mit der künftigen Politik 
im Bereiche der AusbUdung auf Ter­
tiärstufe zu sehen. Wir werden uns 
darüber bei der Vorlage eines Geset­
zesentwurfs über die Fachhochschu­
len ausführUch äussern. 
4. Diese Massnahme war bereits an­
lässlich der 1. Revision des Arbeits-
losenversichemngsgesetzes geprüft 
worden. Der Bundesrat zog es da­
mals vor, die WettbewerbsnachteUe 
älterer /Arbeitnehmer auf dem Ar­
beitsmarkt durch das Instrument der 
Einarbeitungszuschüsse auszuglei­
chen. Diese wurden von 6 auf 12 
Monate veriängert. In der Zwi­
schenzeit haben sich die Verhältnis­
se auf dem Arbeitsmarkt stark ver­
ändert. Die Übernahme von Arbeit­
geberprämien durch die Arbcitslo-
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senversicherung bei der AnsteUung 
von älteren Arbeitslosen soU daher 
unter diesen veränderten Bedinguri-
gen emeut geprüft werden. 
5. Diesem AnUegen kann bereits 
aufgrund der geltenden Bestimmun­
gen über die Einarbeitungszuschüs­
se entsprochen werden. Einarbei­
tungszuschüsse sind nach dem Ge­
setz für „schwerverntittelbare" Ar­
beitslose möglich. Die Praxis aner­
kennt Jugendliche ohne Berufser-
fahrang ebenfaUs als schwervermit-
telbar Anlässlich der Arbeitslosen-
versicherangsrevision wird aller­
dings zu prüfen sein, ob der psycho­
logisch wenig hüfreiche Begriff der 
„Schwerverntittelbarkeit" durch ei­
ne offene FormuUerung abgelöst 
werden kann. 
6. Das BIGA hat 1992 eine Serie 
von Informationsbroschüren zu den 
verschiedenen Leistungsarten der 
Arbeitslosenversicherung herausge­
geben, die vom PubUkum sehr gut 
aufgenommen werden. Die Infor­
mationsschrift über Präventivmass­
nahmen (Auflage: 250000), die sich 
an Arbeitgeber und Arbeitslose 
richtet, SteUt die Einarbeitungszu­
schüsse eingehend dar Damit ist ein 
erster Schritt in die Richtung der 
InterpeUanten getan. Es ist aber 
richtig, dass noch Informationsdefi­
zite betreffend die Einarbeitungszu­
schüsse bestehen. Dass 1992 nur ge­
rade 700 Einarbeitungsverhältnisse 
begründet wurden, hängt auch da­
mit zusammen. Die Verwaltung 
wird daher weitere Schritte in die­
ser Richtung prüfen (Beispiel: 
Telefoninformation, Hinweis auf 
Tele text).» 

93J134. Motion Dünki, 17.3.1993: 
Solidarität in der ALV 
Der Nationalrat hat diesen Vorstoss 
(CHSS 3/93 S.38) am 18. Juni 1993 
als Postulat an den Bundesrat über­
wiesen. 

933296. Motion Göll, 14.6.1993: 
Frauenarbeitslosigkeit 
Nationafrätin GoU hat folgende Mo­
tion eingereicht: 

«Zur Verminderung der Arbeits­
losigkeit und zur Verbesserang der 
Arbeitssituation von Frauen - auch 
der künftigen - ersuche ich den Bun­
desrat, sofort verschiedene Mass­
nahmen zu ergreifen und entspre­
chende Anordnungen zu treffen: 
L Der Bundesrat initüert frau­
enspezifische Beschäftigungspro­
gramme, welche auf die spezifischen 

Arbeits- und Lebensbiographien 
von Frauen Rücksicht nehmen. 
2. Der Bundesrat lanciert ein frau­
enspezifisches BUdungsprogramm, 
das AusbUdungs- und WeiterbU-
dungsmassnahmen unter Ausschöp­
fung sämtUcher MögUchkeiten um­
fasst. Miteinzubeziehen sind u.a. die 
WeiterbUdungsoffensive, die diesbe-
zUgUchen Verbesserungen in der Ar­
beitslosenversicherung sowie An­
sprüche auf genügend Stipendien 
und andere Finanzierungsmöglich­
keiten. 
3. Im Rahmen seiner Funktion als 
Arbeitgeber entwickelt der Bundes­
rat sofort ein Programm, damit der 
Frauenanteil auf allen Ebenen in der 
Bundesverwaltung und den öffent­
lichen Betrieben rasch und massiv 
angehoben werden kann. Insbeson­
dere schafft er auf aUen Hierarchie­
stufen TeilzeitsteUen, die Frauen 
und Männern angeboten werden. Er 
beschUesst - in Konkretisierung des 
Gleichstellungsgesetzes - geeignete 
Massnahmen zur Erreichung des 
gleichen Zieles in der Privatwirt­
schaft. 
4. Der Bundesrat entwickelt ein 
Programm zur Verbesserung der 
Situation von teilzeitarbeitenden 
Frauen. Dazu gehören u.a. die so­
zial- und arbeitsrechtliche Gleich­
stellung der Teilzeitarbeitenden mit 
den Vollzeiterwerbstätigen, somit 
der Ausbau der Arbeitslosenversi­
cherung unter Berücksichtigung der 
Situation von Wiedereinsteigerin-
nen nach einer über zweijährigen 
FamiUenphase, eine eigenständige 
Mutterschaftsversicherang sowie 
allgemein familienfreundlichc Ar­
beitszeitregelungen. 
5. Der Bundesrat erarbeitet ein 
Konzept und steUt die nötigen Fi­
nanzmittel bereit, dantit die Frauen 
aUer Kantone und Gemeinden in der 
Schweiz gezielt über ihre spezifi­
schen Ansprüche an die Arbeitslo­
senversicherung bezügUch Weiter­
bUdung, Vermitüung und An­
spruchsberechtigung informiert wer­
den. 
6. Das ÖffentUche Angebot an Mög­
lichkeiten für ausserhäusUche Kin­
derbetreuung für alle /ytersstufen 
ist massiv zu erweitem. Dazu gehört 
der Ausbau von Krippen- und Hort­
plätzen, die Einrichtung von Mit­
tagstischen für die Kinder des Bun­
despersonals, die auch für weitere 
Kreise geöffnet sind. Im Rahmen 
seiner Kompetenzen fördert er die 
BereitsteUung eines genügenden. 

vielfältigen Angebotes externer 
Kinderbetreuung.» 
(47 Mitunterzeichner/innen) 

93.3312. Motion Delalay, 16.6.1993; 
Förderung von Arbeitsplätzen und 
Privatinvestitionen 
Ständerat Delalay hat folgende Mo­
tion eingereicht: 

«Der Bundesrat wird beauftragt, 
im Rahmen der Revision des Ar­
beitslosenversicherungsgesetzes bei 
den Unternehmen hinsichtüch der 
Schaffung von Arbeitsplätzen eine 
positive und dynantische Haltung zu 
fördera. 

Er prüft unter anderem, ob es 
zweckmässig ist, Unternehmen, die in 
der Schweiz Arbeitsplätze schaffen, 
zu ermächtigen, von Bundes-, Kan­
tons- und Gemeindesteuern befreite 
buchmässige Rückstellungen anzule­
gen. Die Höhe dieser Rückstellungen 
wäre beispielsweise proportional zur 
Anzahl versicherter Arbeitskräfte 
und zu den AHV-Beiträgen. 

Ein zusätzücher Reaktivierangs-
effekt könnte ntit der Auflage erzielt 
werden, diese RücksteUungen innert 
nützücher Frist für die direkte Fü­
gung der neuen, für den Betrieb not­
wendigen Investitionen zu verwen­
den.» 

• 
93.3336. Motion Fasel, 17.6.1993: 
Beratung von Arbeitslosen 
Nationalrat Fasel hat folgende Mo­
tion eingereicht: 

«Der Bundesrat wird eingeladen, 
im Rahmen der Revision des Ar­
beitslosenversicherungsgesetzes die 
Beratung von Arbeitslosen als ei­
genständiges Instrument in den Ka­
talog der Präventivmassnahmen auf­
zunehmen und zu verstärken.» 
(19 Mitunterzeichner/innen) 

Allgemeines 
92.3361. Motion Seiler Hanspeter, 
3.9.1992: Gleichstellung der Feuer­
wehdeute 
Der Nationalrat hat die Motion Sei­
ler in ein Postulat umgewandelt und 
sie am 19. März 1993 an den Bundes­
rat überwiesen. Nachstehend der 
Wortlaut: 

«Der Bundesrat wfrd ersucht zu' 
prüfen, ob es nicht angezeigt wä­
re, die soziale GleichsteUung der 
Feuerwehrleute mit den Wehr- und 
Schutzdienstpflichtigen auf den 
Zeitpunkt des Inkrafttretens der 
Reformen von Armee und Zivil­
schutz hin durch entsprechende Re-
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vision der Gesetzgebung in den Be­
reichen 
• MUitärersatz, 
• Erwerbsersatzordnung, 
• Versicherungsschutz 
vorzubereiten. Die Anpassung kann 
schrittweise erfolgen.» 

93.3227. Motion Zisyadis, 29.4.1993: 
Verfahren der kantonalen Versiche­
rungsgerichte 
Nationafrat Zisyadis hat folgende 
Motion eingereicht: 

«Die schweizerische Gesetzge­
bung über die Sozialversicherung 
schreibt vor, dass das Verfahren vor 
den kantonalen Instanzen einfach 
und rasch sein muss. Nun hat aber 
die Untersuchung einer privaten Or­
ganisation aufgezeigt, dass die 
durchschnittUche Dauer des Verfah­
rens von Kanton zu Kanton unter-
schiedUch ist und zwischen andert­
halb und zwölf Monaten beträgt. 
Diese Durchschnittszahlen sind eher 
zu tief, ist in ihnen doch auch jenes 
Drittel der Urteüe enthalten, in de­
nen nur gerade die Erledigung des 
Verfahrens festgesteUt wird, weU die 
Klage oder die Beschwerde zurück­
gezogen worden ist. Faktisch kann 
das Verfahren also ohne weiteres an­
derthalb Jahre dauern, ohne dass 
besondere Untersuchungsmassnah-
men (medizirUsche Gutachten, 
Buchprüfungen usw.) angeordnet 
worden wären. 

Eine solche Langsamkeit wider­
spricht der Europäischen Men­
schenrechtskonvention, die den Ab­
schluss des Verfahrens innerhalb ei­
ner «angemessenen Frist» vor­
schreibt. Das Eidgenössische Versi­
cherungsgericht hat seinerseits in ei­
nem UrteU festgestellt, dass eine 
Wartefrist von dreieinhalb Jahren 
als Rechtsverweigerung angesehen 
werden müsse. 

Der Bundesrat wird aufgefor­
dert, mit Rücksicht auf die Lebens­
bedingungen der Versicherten die 
Zügigkeit der Verfahren vor den 
kantonalen Versicherangsgerichten 
zu kontroUieren.» 

Internationales 
92.3564. Motion Blatter, 17.12.1992: 
Schweizerisch-deutsche Fürsorge­
vereinbarung für Hilfsbedürftige 
Der Nationalrat hat diese Motion 
(CHSS 1/93 S.47) am 18, Juni 1993 
abgelehnt. 
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Ersatzwahlen in ausserparla-
mentarische Kommissionen 
und Leitungsorgane 
Durch die Wahl von Ruth Dreifuss 
in den Bundesrat wurden die von ihr 
gehaltenen Mandate in mehreren 
ausserparlamentarischen Kommis­
sionen und Leitungsorganen vakant. 
Der Bundesrat hat nun als Nachfol­
gerin von Frau Dreifuss in diesen 
Grentien gewählt: 
• Béatrice Despland, Uc. ès sc. de 
l'éducation et lic. en droit, Se­
kretärin des Schweizerischen Ge­
werkschaftsbundes, Bern. 

Frau Despland nimmt in folgen­
den Gremien Einsitz: 
• Eidgenössische Komntission für 
die AJLV und IV (Vertretung der 
Arbeitnehmer), 
• Verwaltungsrat des Ausgleichs­
fonds der AHV (Vertretung der Ver­
sicherten und der Versicherangsein-
richtungen), 
• Eidgenössische Kommission für 
die berufliche Vorsorge (Vertretung 
der Arbeitnehmer), 
• Stiftungsrat der Stiftung Sicher­
heitsfonds BVG (Vertretung der Ar­
beitnehmer), 

• Verwaltungsrat der Schweizeri­
schen Unfallversicherungsanstalt 
SUVA (Vertretung der bei der SU­
VA versicherten Arbeitnehmer). 

Ein vom Schweizerischen Gewerbe­
verband gehaltener Sitz in der Eid­
genössischen AHV/IV-Kommission 
blieb bei den Gesamteraeuerungs-
wahlen 1993-1996 noch unbesetzt. 
Der Bundesrat hat dieses Mandat 
nun wieder vergeben an: 
• Jean-Pierre Siggen, üc. iur und üc. 
oec, Sekretär des Schweizerischen 
Gewerbeverbandes, Bern. 

Im Stiftungsrat der Stiftung Sicher­
heitsfonds BVG waren zudem zwei 
weitere Vakanzen neu zu besetzen, 
nachdem Nationalrat Heinz Allen­
spach sowie DanieUe Yersin auf En­
de Juni 1993 ihr Mandat niederge­
legt haben. Ari ihre SteUe wählte der 
Bundesrat: 
• Peter Hasler, Dr iur, Direktor des 
Zentralverbandes schweizerischer 
Arbeitgeber-Organisationen, Zunti-
kon; 
• Gladys Laffely MaUlard, lic. iur, 
Steuerverwaltung des Kantons 
Waadt, Epalinges. 
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SozÎQlversicherunQs-StQtistik BSV. Sektion 
Staüstik, 

8.6.93/Ms 
Grafiken: Veränderung der 
Einnahmen in % seit 1980 

flHV 
Mio.Fr Einnahmen 

davon Berträge AN/AG 
davon Beiträge ölt. Hand 

Ausgaben 
davon Sozialleistungen 

Saldo 
AHV-Kapitalkonto 
Bezüger einf. Renten 2) 
Bezüger Paarrenten 2) 
Bezügerimen Witwenrenten 2) 
Beitraciszahlei'iini len) AHV, IV, EO 

Personen 
2 Personen 

1980 

10 896 
8 629 
1 931 
10 726 
10 726 

170 
9 691 

577 095 
226 454 
69 336 

:3254 000 

1985 

14 746 
11 388 
2 893 
14 464 
14417 

282 
12254 

624 900 
239 145 
75 081 

3488 000 

1990 

20 355 
16 029 
3 666 
18 328 
18 277 
2 027 
18 157 

678 526 
273 431 
74 651 

3773 000 

1991 
22 034 
17 302 
3 938 
19 688 
19 637 
2 345 
20 502 
689 297 
280 715 
74 063 

3812 000 

1992 

23160 
18 005 
4 241 
21 206 
21 129 
1 954 
22 456 
700 602 
287 699 
73 700 

3825 000 

€L zur flHV 1980 1985 1990 
Ausgataen (=Einnahnnen) Mio.Fr . 343 570 i 124 

davon Beiträge Bund " 177 296 260 
davon Beiträge Kantone ' 165 274 864 

Bezüger Fälle 96 106 104 707 120 684 

1991 

1 279 
293 
986 

128 438 

1992 

1 468 
339 

1 130 

127 076 

Verände 
rung in % 

V R l ) 

5 .1% 
4 .1% 
7.7% 
7.7% 
7.6% 

-16.7% 
9.5% 
1.6% 
2.5% 

-0.5% 
0.3% 

15% 

10% 

AHV 

80 82 84 86 88 90 92 

E L AHV 
VR 1) 

14.8% 
15,8% 
14.5% 

-1 .1% 80 82 84 86 88 90 92 

IV 1980 1985 1990 1991 1992 VR 1) 

Einnahnnen Mio.Fr. 2 111 2 878 4 412 4 841 5 262 8.7% 

davon Beiträge AN/AG 1 035 1 366 2 307 2 490 2 590 4.0% 
davon Beiträge öff. Hand 1 076 1 493 2 067 2 309 2 625 13.7% 

Ausgaben 2 152 2 086 4 133 4619 5 251 13.7% 
davon Renten 1 374 1 821 2 376 2 601 2 888 11.0% 

Saldo - 40 - 108 278 223 11 -95.0% 
IV-Kapitalkonto , -356 -576 6 229 240 4.9% 
Bezüger eint. Renten 2) Personen 105 812 124 926 141 989 146 528 150 674 2,8% 
Bezüger Paarenten 2) 2 Personen 8 755 9 828 11 170 11 777 12 229 3 8 % 

20% 

€L zur iV 1985 1992 

Ausgaben (=Einnahmen) Mio.Fr 
davon Beiträge Bund 
davon Beiträge Kantone 

Bezüger Päiie 

72 132 
38 68 
34 65 

18 891 23 576 

309 
69 

241 
30 695 

359 
79 

280 
33 097 

426 
94 

332 
34 230 

15% I 1988 Erhöhung! 
Beitragssatz 

IV 

VR 1) 

ßV/2. Säule 

50% 
40% 
30% 
20% 
10% 

0% 

80 82 84 86 88 90 92 

EL zur IV 

I, I i 
80 82 84 86 88 90 92 

Einnahmen 3) 
davon Beiträge AN 3) 
davon Beiträge AG 3) 
davon Kapitalertrag 

Ausgaber\ 
davon Sozialleistungen 

Kapital 
Rentenbezüger 

BFS 

Mio.Fr, 

1980 1985 

Be.7üger 

13 231 
3 528 
6 146 
3 557 

•3 458 
81 964 

326 000 

1990 

32 150 
7 778 

14 502 
9 870 

15 397 
8 737 

215 156 
508 000 

1991 1992 I VR 1) 

nbht verfügbar 
nfcht verfügbar 
nbtit verfügbar 
nbht verfî igbar 
nicht verfügbar 
nbht verfügbar 
nicht verfügbar 
nbht verfügtjar 

11.7% 
10.0% 
10.4% 
15.0% 
16.6% 
11.2% 
8.5% 
5.4% 

20% 

15% 

10% 

5% 

0% 

BV 

80 82 84 86 88 90 92 

nv 
wÊ^KÊÊÊÊBÊÊÊÊÊÊÊIÊÊÊÊÊÊÊÊÊIÊÊÊÊÊ 

1980 VR 1) 

Einnahmen Mio.Fr. 5 723 8 925 12 536 13 766 9.8% : 
davon Beiträge der Vers. 3 878 6 888 9 644 10 533 9.2% ; 
davon Beiträge öff. Hand 1 218 1 357 1 936 1 943 0.4% : 

Ausgaben 5 677 8 416 12 199 13 700 12.3% : 
davon Krankenpflege 4 178 6 262 9317 10 504 ,j ... 12.7% : 
davon Krankengeld 500 601 797 885 11.1% ; 

Rechnungs-Saldo 47 510 337 66 -80.3% 
Reserven 1 931 2 434 3 262 3 267 0.1% \ 

Erkrankungsfälle je i œ Versicherte 165 191 213 214 -

KV 
10% 
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SoziQlversîcherunQS-StQtistik Grafiken: Veränderung der 
Einnahmen in % seit 1980 

U V (nur SUVA, alte Unfälle) 1980 1985 1990 1991 1992 VR 1) 

Einnahmen MIOFY 1 579 2 324 3 093 3 379 9.3% 
davon Beiträge der Vers. 1 154 1 746 2 360 2 526 7.0% 

Ausgaben 1 572 2 299 3 132 3 449 10.1% 
davon direkte Leistungen 1 423 2 022 2 751 3043 10.6% 

ReclinLin'gs-Saidf;) 7 25 -39 - 70 81.3% 

Deckungskapital 6172 7861 10155 10713 5.5% 

10% 

0%!^ 
80 82 84 86 88 90 92 

flLV Quelle: 
BIGA 
Mio.Fr. Einnahmen 

davon Beiträge AN/AG 
davon Zinsen 

Ausgatien 
Rechnungs-Saldo 
Ausgleichsfonds 
AtDeitsbse (ganz oder teilweise) 4) 

1980 1985 1990 1991 1992 

474 744 786 866 803 
429 694 648 690 726 

45 46 126 147 72 
153 698 502 1340 3 505 

320 46 284 -474 -2 702 

1592 1379 2924 2450 -252 

1592 1379 2024 39222 92 308 

1980 1985 1990 1991 1992 

648 882 1 060 1 153 1 210 
619 817 958 1 035 1 077 
482 711 885 889 887 

166 171 175 263 322 

904 1 803 2 657 2 921 3 243 

1980 1985 1990 1991 1992 

•"2"800" 
69 04 112 118 128 

VR 1) 

-7.2% 
5.2% 

-51.1% 
161.6% 

135.3% 

;2„84—86—88—90-
1 ••' 

Ii § 

• .1980, 82, 84und1990:_ 

€0 
Einnahmen 

davon Beiträge 
Ausgaben 
Rechnungs-Saldo 
/Visgleichfonds 

Mio.Fr, 

VR 1) 

4 9% 
4.0% 

-0.2% 
22.5% 
11,0% 

FZ VR 1) 

Einnahmen geschätzt Mio.Fr. 
davon Bund (t^dwirtsch .) ' 

1988 Senkung Beitragssatz 

Finonzhousholte der Soziolversicherungen 1990 5) ; AHV 

Sozialversicherungszweige Einnalinien 
Mio.Fr. 

Veräid, 
i 989/90 

Ausgaben 
MIO Fr 

Veränd. 
1989/00 

SaWo 
MIO,Fr, 

Reserve 6) 
Mio.Fr. 

EL 

IV 
AHV 20 355 9 0% 18 328 8 1% 2 027 18157 

EL 

IV 

EL AHV 1 124 15,1% 1 124 15.1% - - ;! BV 3) 

IV 4 412 9.5% 4133 10.2% 278 6 : KV 
EL IV 309 15.9% 309 15.9% - -

KV 

BV 3) 32150 11.7% 15 397 16.6% 215156 LV 

KV 12 536 10.9% 12199 9.3% 337 3 262 l m/ 
UV 3 093 7.4% 3132 8.5% - 3 9 10155 

EO 
ALV 786 -19.4% 502 13.7% 284 2 924 

EO 

EO 1 060 9.1% 885 -0.7% 175 2 657 FZ 

FZ (Schätzung) 2 800 2 600 

Total 5) 78 625 10.1% 58 610 10.7% 

I Einnahmen (schwarz) und 
Ausgaben (grau) 1990 

10 15 20 25 30 

Mrd. 
Fr 

Volkstuirtschoftliche 
Kennzohlen 
Soziallastquote 7) 
Sozialleistungsquote 8) 

1980 1965 1990 1991 
13,5% 19.6% '210% 21.4% 22,0% 
8.5% 13.2% 14.4% 14.1% 14.8% 

1992 
50% 

Arbeitslose 
Ganz- und Teilarbeitslose 

0 1992 März 93 April 93 Mal 93 
92 308 151 018 155 182 157 425 

Juni 93 Juli 93 
160 435 165 290 

Demogroße (vgl. orafik) 
Szenario Kontinuität BFS 1990 2000 2010 2020 2030 2040 
Jugendlastquotient 9) 37 7% 39 2% 38 2% 36 9% 39.1% 39.3% 
/̂ terslastquotient 10) 23.5% 25.1% 29.1% 34.0% 39.6% 41.2% 1981 1990 2000 2010 2020 2030 2040 

1) Aktuellste Veränderungsrate (=VR, letztes verfugbares Jahr). 
2) Rentenbezüger und -bieziligerinnen im In- und Ausland. 
3) Einnahmen ohne persönliche Einkäufe, d.h. unterschätzt! 
4) Die aktuellen Daten finden Sie am Schluss dieser Tabelle. 
5) Für alle Soziäversioherungen letztverfijgbares Jahr ist 1990. Die 

/Vigaben sind teilweise unvollständig (BV, UV) bm. geschätzt (FZ). 

6) Kapitäkonto, Deckungskapital oder Reserven. 
7) Anteil der Sozialversicherungseinnahmen am Bruttoinlandprodukt in %. 
8) /Viteil der Sozialversicheoingsleistungen am Bnjttoinlandprodukt in %. 
9) Unter 20jährige im Verhältnis zu den 20-64jährigen. 
10) Über 64jährige im Verhältnis zu den 20-64jährigen. 
Quelle; Bundesamt für Sœialvensbherung, Sektion Statistik, 16.8.93 / Ms 
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K V - H ö c h s t p r ä I e n 1 9 9 4 

Krankenversicherungsprämien 
1994 gebremst 
Wie im vergangenen Jahr hat das 
Eidgenössische Departement des 
Innern (EDI) auch für 1994 gestützt 
auf den dringUchen Bundesbe­
schluss gegen die Kostensteigerung 
in der Krankenversicherung Höchst-
prämien pro Kanton für die Einzel­
versicherung festgesetzt. Diese lie­
gen nur wenig über oder sogar in 12 
Kantonen unter den Höchstsätzen 
von 1993. Zulässig sind Erhöhimgen 
noch in 14 Kantonen (sowie bei Kas­
sen der übrigen Kantone, die den 
Höchstbetrag 1993 nicht ausge­
schöpft haben). Ausnahmen von der 
Prämien-Plafonierung sind nur mög­
lich, wenn das finanzieUe Gleichge­
wicht einer Krankenkasse bedroht 
ist; in diesem Fall kann die betroffe­
ne Kasse beim EDI ein Ausnahme­
gesuch stellen. 

Wie wird die Höchstprämie 
berechnet? 
Die kantonale Höchstprämie für 
1994 ergibt sich aus dem gewogenen 
Mittel der Prämien 1993 von Kas­
sen, die zusammen mindestens zwei 
Drittel der Versicherten pro Kanton 
umfassen, erhöht um einen Zuschlag 
von 6,3 %, welcher der Entwicklung 
des Konsumentenpreisindexes in 
den vergangenen zwölf Monaten 
plus 80 % entspricht. Der Umstand, 
dass trotz der Teuerung die Höchst­
prämie annähernd stabil oder gar 
rückläufig ist, erklärt sich damit, 
dass die Krankenpflege-Grundversi­
cherung gestützt auf den dringUchen 
Bundesbeschluss vereinheitUcht 
wurde, indem die Krankenkassen 
die nicht vom Gesetz vorgeschriebe­
nen Leistungen den Zusatzversiche­
rungen zugeordnet haben. In diesem 
Bereich ist daher mit einem stärke­
ren Kostenanstieg zu rechnen. 

Was geschähe bei Annahme 
des Referendums? 
Die genannten Ansätze gelten in der 
Annahme, dass der dringliche Bun­
desbeschluss 1994 weiterhin Gültig­
keit hat. SoUte er mit der Referen­
dumsabstimmung vom 26. Septem­
ber 1993 aufgehoben werden, so 
würde nicht nur die Prämienplafo-
nierang, sondera auch die Limitie­

rung der ambulanten und sta­
tionären Tarife dahinfallen und es 
wäre mit einem erneut verstärkten 
Kostenauftrieb zu rechnen. 

Mindestprämien in der 
Kollektiwersicherung 
Um der Entsolidarisierung entge­
genzuwirken, legt das EDI für Kol­
lektivverträge Mindestprämien fest. 
Damit wird ein gewisser Ausgleich 
dafür geschaffen, dass in den Kol­
lektivversicherungen vorwiegend 
sogenannte «gute Risiken» zusam­
mengeschlossen sind. Mit der geän­
derten Verordnung 5 des EDI sind 
die Prämien 1994 im gleichen Masse 
(Teuerung plus 4/5) wie jene der 
Einzelversicherung angepasst wor­
den. ^ » 

Vergleich der Höchstprämien 
1993/1994 
(für Versicherte, die einer Krankenkasse 
vor dem 30. Altersjahr beigetreten sind) 

Kanton Höchst­ Höchst­
prämie prämie 

1993 1994 
Zürich 130.20 132.75 
Bern 140.80 138.60 
Luzern 117.75 116.70 
Uri 101.85 101.95 
Schwyz 104.30 104.75 
Obwalden 104.40 103.40 
Nidwaiden 101.50 102.70 
Glarus 101.00 102.05 
Zug 109.30 110.25 
Freiburg 141.75 149.90 
Soiothurn 122.10 120.90 
Basel-Stadt 149.00 150.30 
Basel-Landschaft 131.90 132.95 
Schaffhausen 114.30 116.15 
Appenzell-A.Rh. 89.30 87.95 
Appenzell-I.Rh. 88.45 84.15 
St.Gallen 106.75 105.50 
Graubünden 89.70 86.35 
Aargau 108.15 107.05 
Thurgau 101.50 101.10 
Tessin 153.80 159.55 
Waadt 222.10 227.50 
Wallis 152.20 147.65 
Neuenburg 131.10 137.75 
Genf 207.00 219.75 
Jura 142.90 140.95 
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Arbeitslos - wie weiter? Tips und 
Hinweise für Stellensuchende. Her­
ausgegeben vom Schweizerischen 
Verband für Berufsberatung. Fr 
10.-. ErhältUch bei der Versand­
buchhandlung SVB, Postfach, 8600 
Dübendorf, Tel. Ol / 8220877. 

Von der Schulmeisterkasse zur 
modernen Pensionskasse. 175 Jahre 
Bernische Lehrerversicherangskas-
se 1818-1993. 140 Seiten. 1993. Fr 
12.-. Erarbeitet im Auftrag der Ber­
nischen Lehrerversicherangskasse 
(BLVK) von Pietro Scandola. Zu be­
ziehen bei der BLVK, Weissenstein-
strasse 2b, Postfach, 3000 Bern 21. 

Regionale Familienpolitik und 
neue Solidaritäten. 68 Seiten. 1992. 
Schriftenreihe zum Themenkreis 
FamiUe, Nr 5. Pro FamiUa Schweiz, 
Bern. 

Ruggli Christina: Die behördli­
che Aufsicht über Vorsorgeeinrich­
tungen. Diss. iur Basel. 184 Seiten. 
1992. Veriag Heibmg & Lichten­
hahn, Basel. 

Familienexteme Kinderbetreu­
ung. Bericht der Eidgenössischen 
Kommission für Frauertfragen, 1992. 
2 Bände. TeU 1: Fakten und Empfeh­
lungen (193 S.); Teil 2: Hintergrün­
de (75 S.). Vertrieb: Eidgenössische 
Drucksachen- und Materialzentrale, 
Bern. 
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: 

Neue Publikationen zur Sozialversicherung 
Bezugsquelle* 
Bestellnummer 
Sprachen, Preis 

Informationsschrift «Wissenswertes für die Frau Ausgleichskassen** 
über den Leistungsbereich der AHV/IV», 1.07, d/f/i 
gültig ab 1. Januar 

Merkblatt «AHV/IV/EO-Beitragsmarken», Ausgleichskassen 
gültig ab 1. Januar 1993 2.02, d/f/i 

Merkblatt «Abgabe von Hilfsmitteln durch die Ausgleichskassen 
Invalidenversicherung», gültig ab 1. Januar 1993 4.03, d/Vi 

Merkblatt «Berechnung der IV-Renten», Ausgleichskassen 
gültig ab 1. Januar 1993 4.04, d/f/i 

Merkblatt «Abgabe von Hörgeräten durch die Ausgleichskassen 
Invalidenversicherung», gültig ab 1. Januar 1993 4.08, d/f/i 

Merkblatt «Anschlusspflicht an eine Vorsorge- Ausgleichskassen 
einrichtung gemäss BVG», gültig ab 1. Januar 1993 9.02, d/f/i 

AHV/IV-Merkblatt «Österreichische Staats- Ausgleichskassen 
angehörige», gültig ab I.Januar 1993 A, dfi 

* EDMZ = Eidgenössische Drucksachen- und Materialzentrale, 3000 Bern 
** Adressen auf den letzten Seiten der offiziellen Telefonbücher 

«Soziale Sicherheit» (CHSS) -
die Zweimonatsschrift des Bundesamtes 
für Sozialversicherung 
Die CHSS ist erstmals Ende Februar 1993 herausgegeben worden. Seither erscheint sie ge­
gen Ende jedes geraden Monats. Die bisherigen Ausgaben sind mit Ausname der deutsch­
sprachigen Nr 1 noch erhältlich. Sie behandeln im Schwerpunkt die folgenden Themen: 

Nr. 1/93 Die Reform der Krankenversicherung 
Nr. 2/93 Die soziale Sicherung der Arbeitslosen 
Nr. 3/93 Das Splitting-Modell des Nationalrates für die AHV 
Nr. 4/93 Die berufliche Vorsorge im Vorfeld der BVG-Revision 

Einzelne Hefte können bei der Redaktion CHSS im Bundesamt für Sozialversicherung, 
3003 Bern, verlangt werden. 
Grössere Bestellungen bitte schriftUch an die Eidgenössische Drucksachen- und Material­
zentrale, 3000 Bern. 


